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ZtvrUe Kammer.

87. öffentliche Sitzung
am Dienstag den 31. Mai 1910.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann :

, ^ MündlicherBericht der Kommission für Eisenbahnen und

j Und Beratung über den Gesetzentwurf , die Ergänzung
der Landstraßen betr . (Drucksache Nr . 72 ) ,

^ chtersiatter : Abg. Duffner ;

^ - Mündliche Berichte der Budgetkommission und Beratung
En li . Nachtrag zum Staatsvoranschlag für 1910 und

" und zwar :
- Siaatsministerium , Berichterstatter : Abg . Rebmann ;

! Ninisteriuai der Justiz , des Kultus und Unterrichts
Ausgabe Titel V, VI , VII , Justizverwaltung , Bericht¬

erstatter : Abg. Kopf ;
Ausgabe Titel VIII , Strafanstalten , Berichterstatter :

® ß. Dr . Frank ;
Ausgabe Titel X A. §§ 7. 8 . 42, 43 , 44 , 46 , 65 B . § 23,

Uuterrichtswefen, Höhere Schulen , Berichterstatter :
Abg . König ;

Ausgabe Titel X 88 50 , 53, 59 und Einnahme
.El in § 2, Unterrichtswesen , Volksschulen , Bericht¬

erstatter : Abg. Kolb ;
9 Ministerium des Innern

Ausgabe Titel I, Ministerium , Ausgabe Titel IX und

Zunahme Titel I, Bezirksverwaltung und Polizei ,
Ausgabe Titel XX , Außerordentliche Belohnungen und
Schilfen , Berichterstatter : Abg . Fehrenbach ;

Ausgabe Titel XII , Heil - und Pflegeanstalten , Aus -
Mbe Titel XIII und Einnahme Titel IV , Besserungs -

Erziehungsanstalten , Berichterstatter : Abg. Or .
^ chvfer ;

Ausgabe Titel XVI , Förderung der Landwirtschaft ,
" lchterstatler : Abg. Frhr . v . Mentzingen ;

. Ausgabe Titel XVII und Einnahme Titel VIII , Was -
und Straßenbau , Ausgabe Titel XIX , Geologische

^ ^desaufnahme , Berichterstatter : Abg . Blümmel ;
iuisteriuin der Finanzen
Ausgabe Titel IV , Forst - und Domänenverwaltung ,
rtchterstatter: Abg. Sänger ;

.̂ Ausgabe Titel VI und Einnahme Titel III , Zoll - und

uerverwaltung , Berichterstatter : Abg. Süßkind ;

N,Ausgabe Titel X , Ruhegehalte usw ., Berichterstatter :

I : Weißhaupt - Pfullendorf ;
ri^ Auahme Titel V , Allgemeine Kaffenverwaltung , Be -

, Uchter-'tatter : Abg . Schwall ;

3 . Mündlicher Bericht der Budgetkommisston und Beratung
über die von der Ersten Kammer ermäßigte Ausgabe -Position
18 unter Titel XVI A des Budgets Großh . Ministeriums des
Innern : Förderung der Landwirtschaft , Ackerbauschule Hoch¬
burg , Berichterstatter : Abg. Frhr . von Mentzingen .

(Ziffer 2 Ist . ck u . Ziffer 3 gelangten nicht zur Verhandlung .)

Am Regierungstisch : Zunächst Geh . Dberregie -
rungsrat Nebe ; sodann Ministerialdirektor im Finanz¬
ministerium Geheimerat Göller , die Ministerialräte
Schellenberg und Moser ; sodann Staatsminister
und Minister der Justiz , des Kultus und Unterrichts
Wirklicher Geheimerat Dr . Frhr / von Dusch , Ober -
schulratsdirektor Geheimerat Dr . von Sallwürk
und Ministerialdirektor Geh. Oberregierungsrat Dr .
Böh m ; sodann Minister des Innern Wirkl . Geheimerat
Frhr . von und zu Bodman , die Ministerialdirekto¬
ren Geheimerat Dr . Glöckner und Geh . Oberregie¬
rungsrat Weingärtner , Wasser - und Straßenbau¬
direktor Geheimerat Dr . Krems , Baurat Kupfer -
s ch m i d .

Präsident Rohrhnrst eröffnet gegen % 10 Uhr die
Sitzung .

Zunächst werden folgende Eingänge angezeigt :

I . Petitionen :

1 . des Leopold Kunz in Pfaffenroth um Gewährung
einer Unterstützung für seinen geisteskranken Sohn Emil ;
“

2 . Nachtrag zu der Petition wegen Erstellung einer

festen Neckarbrücke zwischen Ziegelhausen und Schlier¬
bach in Gestalt eines Beschlusses des Bürgerausschusses
der Gemeinde Ziegelhausen über die Bereitwilligkeit
zur Übernahme des Baues und einer Sammlung von
Unterschriften für die Petition .

Ziffer 1 wird an die Petitionskommission , Ziffer 2
an die Kommission für Eisenbahnen und Straßen über¬
wiesen .
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II . Schreiben des Ministeriums des Innern mit dem

Entwurf eines Gesetzes , die Änderung der Gemeinde¬
einkommenbesteuerung betr . , nebst Allerhöchstem Kom¬
missorium. i ' ) i . , s

Wird an die Kommission für Justiz und Verwaltung
überwiesen.

III . Schreiben des Badischen Unterländer -Fischerei -
Vereins mit einer Anzahl Exemplaren der Drucksache
„Mitteilungen und Jahresbericht für das Jahr 1909 "
nebst Mitgliederverzeichnis .

IV . Antrag der Abgg. K o g e r (natl .) , Venedey
(fortschr . Vp .) und Genossen :

Die Unterzeichneten stellen den Antrag : Großh . Re¬
gierung wolle bei Einführung des Reichsgesetzes vonr
15. Juli 1909 , die Branntweinbesteuerung betr . , dafür
Sorge tragen , daß bei Errichtung von Kleinbrennereien ,
welche ihre eigenen Produkte wie Obst und Weinrück¬
stände zu brennen beabsichtigen , von der Anschaffung
der Brennapparate mit Sammelgefäßen und Verschluß¬
kontrolle Umgang genommen wird und Apparate bis¬
herigen Systems verwendet werden dürfen.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.

Zu Z i f f e r 1 derselben erhält das Wort

Berichterstatter Abg . D u f f n e r (Zentr .) : Namens
der Kommission für Eisenbahnen und Straßen habe ich
Bericht zu erstatten über den Entwurf eines Ge¬
setzes betreffend die Ergänzung des Ver¬
zeichn issesderLand st raßen , welches die Großh.
Regierung dem Landtage , und zwar zunächst der Ersten
Kammer vorgelegt hat , und dessen einziger Artikel
lautet : „Die Zufahrt zur Landestelle Immenstaad wird
mit Wirkung vom 1 . Juli 1909 als Zubehör zur Land¬
straße Nr . 67 Ludwigshafen -Friedrichshafen mit einer
Unterhaltungslänge von 277,2 m in den Landstraßen¬
verband ausgenommen .

"

In der Begründung , auf die ich des näheren verweisen
möchte, sagt die Großh . Regierung sodann, diese Maß¬
nahme finde darin ihre Begründung , daß die Zufahrt
nicht allein dem Verkehr der Gemeinde Immenstaad son¬
dern auch demjenigen der benachbarten württembergi -
schen Grenzorte und einer Reihe entfernter gelegener
Gemeinden des Deggenhausertals und des Gehrenbergs
dient , welche Nutz - und Brennholz in die Schweiz aus¬
führen . Die Erste Kammer hat diesen Gesetzentwurf in
ihrer 14 . öffentlichen Sitzung unverändert angenommen.
Ihre Kommission hat ihn am 24 . Mai beraten und
kommt ebenfalls zu dem Antrag : Hohe Zweite Kam¬
mer wolle dem Gesetzentwurf, die Ergänzung des Ver¬
zeichnisses der Landstraßen betr . , in der von der Ersten
Kammer angenommenen Fassung die Zustimmung er¬
teilen und in abgekürzter Form über den Gegenstand
beraten .

Gegen den Antrag , über den Gegenstand in abge-
kürzter Form zu beraten , erhebt sich kein Widerspruch .
Der Gesetzentwurf wird ohne Debatte in namentlicher
Abstimmung einstimmig angenommen .

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung liegt folgender
Antrag der Abgg. Fehrenbach (Zentr .) und Ge¬
nossen vor :

Zu Titel X Unterrichtswesen A . Ordentlicher Giai, ]II Höhere Schulen und Volksschulen , A . Oberschulrot I
§ 7 Gehalte : Statt : „mehr 2 Kollegialmitglieder
Haltsklasse IB 5b " mit einem Zugang von 4 000 R, |
nur : „mehr 1 Kollegialmitglied , Gehaltsklasse I B 5 b*
mit einem Zugang von 2 000 M . unter Strich voi
„weniger 1 Kollegialmitglied Gehaltsklasse II C 1 b'
Sonach : „ Voranschlag für 1910/11 durchschnittlich jäh
lich 2 000 M . und nach Abzug von l 1/* Prozent run!
1 950 M . «

Es erhalten das Wort

Zum Nachtragsbudget des StaatsministeriunlS : ,» ^ ^
chnung

Berichterstatter Abg . Rebmann (natl .) : Namensd« -wisam
Budgetkommission habe ich über den zweiten NachMg am An
zum Staatsvoranschlag des Staatsministeriums zu b irmirb t
richten . Bezüglich des Titels II habe ich eine Bemerkm bbert sich
nicht zu machen . Der Titel III enthält 3 Posten, du ii« ni,oh
tief in unseren Staatshaushalt eingreifen, es sind du jp24.
Matrikularbeiträge , das Biersteueräquivalent und der w derer
Ertrag der Branntweinsteuer . In dem Hauptbudgrt iM-fehl
waren die Posten hierfür eingesetzt nach den Schätzung«, joeil
die auf Grund der früheren Erträgnisse gemacht worden Jagg^
sind . Die genauen Beträge konnten damals nicht m
gesetzt werden, da der Reichstag über den Reichshaushalt
noch nicht Beschluß gefaßt hatte und erst bei dieser . net
Gelegenheit die Zahlen endgültig festgesetzt werde «.
Das ist nun im Laufe des Frühjahrs geschehen, md z
als Folge davon erscheinen die folgenden Zahlen,
war im Hauptbudget für den Matrikularbeitrag est !
Ausgabe von 8 200000 M . eingesetzt , diese ermäßigtst
nach dem wirklichen Ertrag um 799 255 M . Sifrol
Biersteuer war eingesetzt ein Betrag von 5 1 86 405 ft j
es sind weniger eingestellt 474 880 M . Endlich W® !
für den Ertrag der Branntweinsteuer eine Einnahst j
von 6 600 000 M . eingesetzt , welche sich um 886 634 .
ermäßigt . In allen drei Fällen gliedert sich die : w
genaue Angabe der Einnahmen in drei Posten, näiwj
in den für das letzte Vierteljahr des verflossenen Mi
nungsjahres , der schon bezahlt ist , in den für dasv
Rechnungsjahr 1910 und den für drei Viertel des $
nungsjahrs 1911 , da das ReichstagsrechnungsjahrM
unserem Rechnungsjahr nicht übereinstimmt , infofern »
mit dem 1 . April beginnt . Im ganzen ergibt sich
nach für unseren Etat eine Minderausgabe von nst
1 246 000 M . und eine Mindereinnahme von 888606
Darnach bessert sich unser Etat um rund 358 006 st
auf . Die Budgetkommission beantragt Genehmigt

Ter Kommissionsantrag
n o m m e n.

wird einstimmig ang *'

Zum Nachtragsbudget des Ministeriums di"-
Justiz , des Kultus und Unterrichts :

Ausgabe Titel V , VI , VII , Justizverwaltung :

-Lid
•ttb

*Berichterstatter Abg . Kopf (Zentr .) : In
Titel V sind 3 weitere Dienstwohnung
vorgesehen , nämlich zunächst 2 Dienstwohnung
für Richter bei Amtsgerichten, die ^iue
Eberbach und die andere in Tonaueschingen . Was
bach betrifft , so ist die bisherige Dienstwohnung, ^
Vergrößerung der Amtgerichtsräume benötigt
weshalb eine Dienstwohnung für den Amtsgericht -
stand gemietet werden mußte . In Tonauesching^

'V
das trübere Amtsaerickt abaobrannt . Nun bat

b
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pheit ergeben , eine geeignete Wohnung als Dienste
^ chiung anzumieten , und es ist auch in dem noch nicht

chgestellten Neubau des Amtsgerichts eine Dienst -

chnung vorgesehen . Die Miete kostet in Donaueschingen
(KlM ., in Eberbach 900 M . Da der Miete das Woh -
ogsgeld der Beamten gegenübersteht , so ist die Mehr -
ckmng so unbedeutend , daß die Großh . Regierung sich
D veranlaßt gesehen hat , die Titel „Miet - und Wasser¬
te

' und „Mietzinse aus Gebäuden und Grundstücken "

iSenAusgaben und Einnahmen zu ändern . Es werden
k Neuanforderungen für diese 2 Dienstwohnungen
ir gestellt .

Server wird in Karlsruhe eine Diener -
«dnung im Justizgebäude durch Verlegung der
dwtsanwaltschaft frei . Diese Wohnung soll nunmehr
« oi Amtsgerichtsdiener übertragen werden . Auch da -
" wird eine neue Anforderung nicht gestellt , das Budget
«fort sich lediglich darin , daß die Zahl der Amtsgerichts¬
feerwohnungen vermehrt wird , und zwar beträgt sie

Im Budget , das wir bereits genehmigt haben ,
berechnet , daß es 22 seien , es war aber ein Rech¬

enfehler , es sind tatsächlich 23 und dazu kommt jetzt
feie toeitere, so daß im Budget 24 Dienstwohnungen für
^rtsgerichtsdiener aufzuführen sind .
6ve Anforderung ist sodann gestellt unter Titel V § 6

feJitel VI § 4 für Vergütungen und sonstige Bezüge
^ vichtetatmäßigen Personals . Die Großh . Regierung
®>rt zur Erläuterung dieser Mehrforderungen , daß von
^ rchreibgehilfenstellen nach den neusten Feststellungen

toeniger als 52 durch geprüfte Aktuare besetzt sind .
' Mitt die Jahresvergütung eines Schreibgehilfen nur
Mnittlich 737 M . beträgt und diese Entlohnung
Östlich für einen geprüften Aktuar , überhaupt auch

für einen Beamten , zu nieder ist, so fordert die
forung eine entsprechende Erhöhung , und zwar will
nn

? entsprechende Anzahl Schreibgehilfenstellen in
- ■ —^ ^ ehilfenstellen mit einer Anfangsvergütung von

nänuw umwandeln . Das wird eine Mehrforderung
bl 560 M . ausmachen , wovon auf die Amtsgerichte
M . und auf die Notariate 3110 M . entfallen . Die
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erklärt auch, daß sie überhaupt beabsichtige ,
. ^ ngxn Schreibgehilfenstellen im nächsten Budget in

^ ESehilfenstellen umzuwandeln . Nach den Erläute --
uns die Großh . Regierung gegeben hat , und

Anblick auf die tatsächlich niedrigen Sätze , die bis

.̂
e Schreibgehilfenstellen ausgeworfen waren ,

die Budgetkommission überzeugt , daß diese Um -

.
•jj 7n8 üon Stellen gerechtfertigt ist , und sie hat des -

■bti dagegen zu erinnern , daß im nächsten Budget
^ ^ anderen Stellen entsprechend umgewandelt wer¬

kle Kommission beantragt also Genehmigung .

ptophf- dann weiter angefordert unter Titel VII ,
^ aneme Ausgaben für die Rechtspflege , ein Bauauf -

don 16104 M . In der Begründung
^ bemerkt , daß im Budget , das wir be-

^ ^..genehmigt haben , 104 380 M . Bauauf -

i ^
'u* em Jahr angefordert sind . Nun hat sich aber

^ Zwischenzeit ergeben , daß in der Budgetperiode
■* St • tatsächliche Aufwand ein größerer war , und

9 ^ ahr 13 874 M . mehr betragen hat .

nt Mi», - beantragt die Großh . Regierung , daß der

t üsk^
entsprechend erhöht wird . Auch die Budgetkom -

)tr
beantragt die Genehmigung dieser Postens von

* Daneben wird noch angefordert für außer -

Ntüini Anwendungen , nämlich für eine Schwamm¬
sich ng , die sich im Landgerichtsgebäude in Mosbach

angk '

s re - W ,

m

hni
ine
18 ^

als notwendig erwiesen hat , der Betrag von 3300 M . und
für die Einführung der Gasbeleuchtung in den Amts¬
gerichts - und Notariatsdiensträumen in Walldürn
UM M . , zusammen für beide Jahre 4460 M ., also für
1 Jahr 2230 M . , so daß sich damit eine Gesamtanforde¬
rung von 16104 M . ergibt . Much hier wird Geneh¬
migung beantragt .

Im Außerordentlichen Etat ist dann noch eine Anfor¬
derung von 114 600 M . gestellt . Zur Erläuterung wird
angegeben , daß sich der Ankauf des Hauses Stefanien¬
straße Nr . 3 dahier als notwendig erwiesen habe . Die
Räume des hiesigen Amts - und Landgerichts sind nämlich
unzulänglich . Es ist deswegen bereits früher ein Haus
in der Stefanienstratze angekauft worden , aber die
Räume sind immer noch nicht hinreichend . Nun hat sich
die Gelegenheit ergeben , dieses Haus zu erwerben , und
zwar zum Preis von 90600 M . , ein Preis , der als ein
angemessener bezeichnet wird . Es sollen nunmehr die
vier Gebäude , die da in Betracht kommen , durch Zwischen¬
gänge miteinander verbunden werden , es sollen die bis¬
herigen staatsanwaltschaftlichen Bureaus für Gerichtszwecke
hergerichtet werden , und es soll das gekaufte Haus für die
Zwecke der Staatsanwaltschaft eingerichtet werden . Für
die baulichen Änderungen der vier Gebäude ergibt sich
nach den Angaben der Großh . Regierung eine Ausgabe
von 16 600 M . , dann für die Ausstattung der neuen
Räume des Amtsgerichts 5000 M . und für die Ergänzung
der Ausstattung des Landgerichts und der Staatsanwalt¬
schaft 3600 M . Nimmt man den Kaufpreis für das
Haus mit 90 600 M . hinzu , so ergibt sich ein Anforderung
von 114 600 M . Die Budgetkommission hat sich von der
Notwendigkeit der Anforderung überzeugt und beantragt
auch da Genehmigung .

Schließlich werden noch angefordert 18 000 M . für Aus¬
stattung der Diensträume der Justizbehörden . Zur Er¬
läuterung wird bemerkt , daß durch die vorgesehene Er -
richtung von 16 neuen Richter - und Hilfsrichterabteilungen
bei Amtsgerichten die Anschaffung von Geschäftszimmer¬
einrichtungen in größerem Umfang nötig geworden sei.
Auch haben sich da und dort Vergrößerungen der Regi¬
straturen als notwendig erwiesen . Dafür ist der ange¬
forderte Aufwand von 18 MO M . notwendig . Auch hier
beantragt die Budgetkommission Genehmigung .

Die Kommissionsanträge werden einstimmig an¬
genommen .

Zu Ausgabe Titel VIII , Strafanstalten :

Berichterstatter Abg . Or . Frank (Soz .) : Unter diesem
Titel werden 40 000 Mark für die Erstellung einer neuen
Kesselanlage in der Weiber st rafan st alt B r u ch-
f a I verlangt . In dieser Anstalt sind drei Dampfkessel
vorhanden , die schon über 30 Jahre alt sind . Sie be¬
finden sich infolge dieses die normale Altersgrenze über¬
steigenden Zeitraumes in einem Zustande , der für die
die Maschinen bedienenden Arbeiter , die Maschinisten
und Heizer , direkt gefahrdrohend geworden ist . Die
Anstaltsdirektion und der maschinentechnische Referent
lehnen deshalb die Verantwortung ab , wenn infolge
irgend welcher Betriebsstörung ein Unglück eintreten
sollte . Tie 40 OM M . sollen zunächst nur dazu dienen ,
einen neuen Kessel zu erstellen , daneben sollen zwei
alte Kessel mit im Betriebe bleiben . Es sollen zunächst
erstellt werden : Kesselhaus , Kamin , Kessel, Kesselspeise¬
anlage , Rauchkanal sowie Rohrleitungen und Heizkanal
zum alten Kesselhaus , das bis zur Beschaffung der zwei
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weiteren Ersatzkessel weiter benützt werden mutz . Ich
beantrage , did 40 000 M . zu genehmigen.

Der Kommissionsantrag wird einstimmig ange¬
nommen .

Zu Ausgabe Titel X , A §§ 7 , 8 , 42 , 43 , 44 , 46 , 65,
B § 23, Unterrichtswesen , Höhere Schulen :

Berichterstatter Abg . König (natl .) : Hier werden zu¬
nächst 5200 M . für den Oberschulrat verlangt . Die
Budgetkommission beantragt Genehmigung . Es ist be¬
absichtigt , eine weitere etatmäßige Stelle eines Kollegial¬
mitgliedes zu schaffen. Es waren bisher 8 solcher
Stellen ; 2 Stellen sind in Wegfall gekommen , weil die
betreffenden nebenamtlich beschäftigten Herren ausge¬
schieden sind , sodaß die Zahl der Kollegialmitglieder
jetzt auf 6 herabgesunken ist . Diese Zahl soll nun um
eine vermehrt werden. Die Begründung hierfür liegt
einmal darin , daß die zwei nebenamtlichen Stellen in
Wegfall gekommen sind , und dann darin , daß die Ge¬
schäfte fortlaufend im Wachsen begriffen sind . Nament¬
lich ist dies auf dem Gebiete des Volksschulwesens der
Fall , und es soll durch die Schaffung der neuen Stella
die Möglichkeit gegeben werden, eine entsprechende Re -
spiziatseinteilung zu schaffen.

Hierbei ist noch auf ein Weiteres hinzuweisen: Zwei
weitere Kollegialmitglieder sollen in die Klasse IB 5 b
aufrücken . Wenn das zum Beschluß erhoben wird , wie es
die Kommission vorschlägt, so haben wir die Tatsache ,
daß von den 7 Kollegialmitgliedern des Oberschulrats
4 in die obere Gehaltsklasse gehören und 3 in die untere.
Es ist dabei zu beachten, daß in 8 17 des Beamten¬
gesetzes der Regelfall so vorgesehen ist, daß dann , wenn
für eine Beamtengruppe mehrere Gehaltsklassen vorge¬
sehen sind , etwa ein Drittel in die obere Gehaltsklasse
und zwei Drittel in die untere Gehaltsklasse eingereiht
werden. Von diesem Grundsätze will nun die Kommis¬
sion hier abweichen , indem sie vorschlägt , die Schaffung
dieser Stellen gutzuheißen , weil hier ganz besondere
Verhältnisse vorliegen, sodaß eine ausnahmsweise Be¬
handlung sich in diesem Falle rechtfertigt. Das Gesetz
läßt dies zu , das ' Gesetz spricht nur davon, es solle in
der Regel in der Weise behandelt werden, wie es im
Gesetze vorgesehen ist . Nun liegen im vorliegenden
Falle die Verhältnisse so, daß die zwei Kollegialmit¬
glieder, die in die höheren Bezüge einrücken sollen , auch
dann in den Bezug dieser Gehälter eingerückt wären,
wenn sie gar nicht in den Oberschulrat eingetreten
wären , wenn sie draußen geblieben wären in der Leitung
der Mittelschulen, an deren Spitze sie gestanden haben.
Diese Beamten sollen also durch die Berufung in den
Oberschulrat nicht schlechter gestellt werden, als wenn
sie draußen geblieben wären . Das waren die Gründe ,
aus welchen die Kommission dazu gekommen ist, Ihnen
vorzuschlagen , diese Maßnahme gutzuheißen.

Es kommt daun eine weitere Anforderung von 11200 M.
für die Blinden - und Taubstummenanstalten .
Diese Anforderung ist damit begründet, daß die Ver¬
pflegungssätze höhere geworden sind . Die Lebensmittel¬
preise und überhaupt alles dasjenige , was hier zur
Verwendung kommt, ist im Preise gestiegen , und da¬
durch ist auch ziffernmäßig die Anforderung begründet,
welche hier gestellt ist . Die Kommission beantragt die
Genehmigung .

Es wird weiter angefordert für Realanstalten ein
Mehrbetrag von 3650 M . Tie Kommission beantragt

Genehmigung . Die Begründung besteht darin, daß i
Reihe von Stellen neu geschaffen sind ; dadurch
fertigt sich der weitere Aufwand .

Ferner werden nachträglich angefordert für ;
Mädchenschulen 11 400 M . Es wird ausgeführt, i
in Mannheim und in Karlsruhe je eine weitere ,
Mädchenschule errichtet werden solle, und daß dies «
dringendes Bedürfnis sei . Ferner sind entsprechend !
Wachstum und dem Stande dieser Anstalten eine !
zahl von Professorenstellen neu einzuführen. Der i
samtaufwand , welcher durch diese Maßnahmen
erwächst beträgt 34 300 M . Hiervon entfallen auf j
Städte zwei Drittel und auf die Staatskasse ein DÄ
das sind die 11400 M.

itd

Es wird dann ferner ein Betrag von 800 M. ß verläßt
besondere Unterrichtszwecke angefordert , und zwar M Men (
die Begründung darin , daß diejenigen Lehrer , welche
größeren Städten den Zeichenunterricht geben chr
eine besondere Unterweisung erhalten sollen. Zu Mte
Kosten dieser Unterweisung der Zeichenlehrer leistet ^
Staat einen Zuschuß in Höhe von 800 M . , welcher !» n $cai
angefordert ist . Die Budgetkommission beantragt

"

nehmigung.
Im Außerordentlichen Etat werden

450 000 M . als erste Rate für den Neubau eines 8«Jj
seminars in Lahr . Dieses Vorseminar in Lahm
bisher in Lokalitäten untergebracht, welche von der s
Lahr mietweise überlassen worden sind . Es soll num
für das Seminar ein eigener Bau errichtet werden >
es soll gleichzeitig das Seminar in ein doppelkurf
Vorseminar umgewandelt werden . Der Gesamtba«
wand für den Hauptbau , das Direktor- und das
Wohnhaus ist auf 850 000 M . angeschlagen , die i«
Einrichtung soll etwa 100 000 M . kosten. 3*®
wird als erste Rate für den Bau des Hauptgedäi »
des Direktor- und Dienerwohnhauses der Betrag ,
450 000 M . angefordert . Auskünfte bezüglich der >
anschläge wurden in der Kommission erteilt.
Kommission beantragt die Genehtnigung .

Abg . F e h r e n b a ch (Zentr .) , zugleich zur
düng seines Antrags : Bisher waren im Großh . *
schulrat 6 Kollegiaimitglieder in etatmäßiger Ät
davon 2 in Gehaltsklasse I B und 4 in Gehaltsklasse !
Im Nachtragsctat ist ein weiteres Oberschulrat̂
glied angefordert als Ersatz für 2 Herren , die
im Nebenamte Mitglieder des Oberschulrats waren ,
gleich wird die Anforderung mit der wachsenden 20#
last begründet . Wir haben uns in der Kommission >
zeugt, daß diese Anforderung berechtigt ist, und stin
deshalb für die Vermehrung der Stellen um ein
res Mitglied .

Nicht aber konnten wir uns davon überzeugen,
der weitergehende Antrag , den die Regierung
stellt , begründet ist , der Antrag nämlich, daß, anstaA
bisher zwei Beamte in B und vier in C sind , M
von den Mitgliedern des Oberschulrats nach B und
nach C kommen sollen . Es läge also das umg^
Verhältnis vor . Es ist zuzugeben, was der
richterstatter ausgeführt hat , daß der 8 17 des
tengesetzes in Absatz 3 die Möglichkeit einer derlw ^
Behandlung gewährt und daß das ebenso vom § . j
Vollzugsordnung gilt . Wenn aber die Mehrhsi^
Kommission von der Ansicht ausgeht , daß hier in
benem Fckll die konkreten Verhältnisse der betreu

'

Beamten — nämlich die Möglichkeit der Eela
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r, daß a, «er 8 -Stellung dann , wenn sie nicht Mitglieder des

durch rgs erschulrats wären — von ausschlaggebender Bedeu -

m sei , so konnten wir uns dieser Meinung nicht an -

ir ^ ür uns ift bestimmend der Geist der Gesetzes -

Smimung des -tz 17, und diese Gesetzesbestimmung des

tere «Sh W öor ' bm solchen Stellen , also bei Kollegial -
len, wo die Mitglieder in zwei Gehaltsklassen sein

echend da
En , ein Drittel in der oberen Gehaltsklasse und

l eine L
^er unteren Gehaltsklasse sein sollen . Das ist der

^ Meine Grundsatz , den der Z 17 in Absatz 1 aufstellt ,

men mi 5 ®k|a|s 3 gibt er die Möglichkeit , daß man von den !

en auf ds abgeht ; er gibt die Möglichkeit , denn der Ab -

ein Drit« ^ fagt ausdrücklich : „ Es kann die Zahl der in jede
khaitsklaffe einzureihenden Beamten durch den Staats -

kmnschlag anders bestimmt werden .
" Dieser Absatz

00 M. V merläßt aber nicht , auch Fingerzeige zu geben , nach
zwar !q klchm Gesichtspunkten eine etwaige andere Einteilung

welche« kt sich gehen soll , indem er sagt , in
chen sM ttftcr Linie sollen der in Absatz 1 fest -
. Zu » Mte Perteilungsmaßstab und im übrigen erst die

leptet ?e M Vergleich heranzuziehenden Besörderungsverhältnisse
oe^ Beamten in ähnlichen Stellungen als Grundlage
rtragt » Senen. Also auch bei einer anderweiten Art der Rege¬

ns soll in erster Linie auf diejenige Einteilung , wie

ingesmÄ Absatz 1 bestimmt — das ist also : ein Drittel in der

ünes zwei Drittel in der unteren Gehaltsklasse — ,
Lahr m genommen werden .

i der M Rücksicht auf die eigenartigen Verhältnisse im
I nmim « ttschulrat sind wir damit einverstanden , daß von den
»erden » Wen Mitgliedern drei in der oberen Gehaltsklasse und
pelku« ? fe in der unteren sein sollen . Wir können uns dage -
mtba«VMBi nicht damit einverstanden erklären , daß das Prinzip

^ den Kopf gestellt wird , daß sich vier in der oberen
Esklasse und nur drei in der unteren Gehaltsklasse
^ ett . Hier sind uns die Bestimmungen des Gesetzes ,

etft zwei Jahre besteht , wichtiger als die Gesichts -
lüe, die von seiten der Mehrheit der Kommission her -
^ hoben worden sind ; wir befürchten für später Kon¬

ten , wenn wir jetzt hier Abänderungen vornehmen ,
diesxo Konsequenzen möchten wir entgehen . Des -

d ist von uns der Antrag gestellt worden , daß die
der L - Beamten , der Beamten der oberen Gchalts -

statt um zwei nur um einen vermehrt werde , daß

k
“ anstatt bisher zwei nun drei dieser Beamten nach

‘
Mmeil sollen . Es ist weiter beantragt , daß gestrichen
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.
iE ' daß unter C , also in der untern Gehalts -

e*n Mitglied weniger sein solle . Unser Antrag
M Effekt , daß in der 8 -Klasse drei Mitglieder des

Schulrats und in der E - Klasse vier Mitglieder sich
Nach Maßgabe der erwähnten gesetzlichen Be -

^Q^ en wir den Antrag für durchaus gerecht -
8| und bitten deshalb , ihm zuzustimmen .

*Do!f
^ 6 ^rade am Wort bin , darf ich vielleicht noch

anderes gleich sagen . In der Budgctkommission

^
^genheit genommen worden , auf Ausführungen

^ .Mikommen , welche bei der Beratung des Haupt -

^
® Unterrichts hier im Plenum von seiten des

| „ i
% Sölblin über Zustände i n Ba »

^
' Boden und in Oberkirch gemacht worden

^ Senft
e Verhältnisse sind in der Budgetkommission

^ ten d
^ Erörterung gewesen , und es sind von

in, J * ® r° feE) . Regierung Aufklärungen gegeben wor -

^ rson
bei der Beratung des Hauptetats gegen

" bn, die in öffentlichen Ämtern stehen , gewisse An -

Phöben worden sind , nehme ich an , daß jetzt auch

! >kktifn ^
"ommen werden wird , in öffentlicher Sitzung

t Erend zu berichten ; ich nehme namentlich an , daß
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der Herr Abg . Kölblin , der damals die Anklage erhoben
hat , heute auch das Bedürfnis der Richtigstellung hat .
Eventuell — wenn das nicht der Fall sein sollte — würde
ich mir allerdings Vorbehalten, ^ nochmals darauf zurück¬
zukommen .

Staatsminister vr . Freiherr von Dusch : Was die Ein¬
reihung von zwei Beamten des Oberschulrats in die
Gehaltsklasse 8 5 des Tarifs anbelangt , so möchte ich
bitten , dem Antrag der Kommission beizutreten . Es
ist dem Herrn Abg . Fehrenbach einzuräumen , daß dabei
nicht etwa die Rücksicht darauf maßgebend sein darf ,
daß die betreffenden Oberschulräte , wenn sie nicht in
den Oberschulat gekommen wären , sich nun besser stellen
würden ; mit anderen Worten , daß dabei ein Vergleich
mit den Schuldirektoren , die außerhalb des Oberschul¬
rats stehen , nicht zulässig ist . Das ist aber auch nicht
der Grund , warum wir — und zwar in Überein¬
stimmung mit dem Finanzministerium — jetzt bean¬
tragt haben , die Herren nach B5 einzureihen . Als

„ zum Vergleich heranzuziehende Beförderungsverhältnisse
von Beamten in ähnlicher Stellung " sind nämlich nicht
die Verhältnisse der Mittelschuldirektoren in Betracht
gezogen worden , sondern diejenigen der Mitglieder der
anderen Kollegialmittelstellen . Da ergibt sich nun , daß
die beiden Herren , die wir jetzt nach 8 einreihen wollen ,
an der Spitze derjenigen stehen , die zur Einreihung
nach 8 herankommen würden . Sie sind die Ältesten ,
sie sind ein bezw . zwei Jahre älter als die ältesten
Mitglieder in den übrigen Kollegialmittelstellen , die
noch nicht nach 8 eingereiht sind . Das sind also die
Beamten , die zum Vergleich herangezogen werden müssen .
Im Resultate ist es das gleiche . Ich erwähne es nur
deshalb , weil wir uns in Widerspruch mit dem Finanz¬
ministerium und vor allem mit dem setzen würden , was

hier vor zwei Jahren ausdrücklich erklärt worden ist ,
wenn wir etwa die Mittelschuldirektoren in Vergleich
ziehen wollten und nicht die Beamten , die in einer

ähnlichen Stellung wie die jetzt zu befördernden sind ,
die Mitglieder anderer Kollegialmittelstellen .

Was nun die Frage anbelangt , ob man nicht statt
zwei dieser Herren nur einen nach 8 befördern sollte ,
so mache ich darauf aufmerksam , daß es sich bei der

ganzen Angelegenheit doch um einen Akt der Billigkeit
handelt und daß dadurch nun wieder eine erhebliche
Unbilligkeit entstehen würde . Derjenige der Herren ,
der im Oberschulrat im Rang unter den zwei nachsteht ,
ist der an Lebensalter bei weitem vorgehende ; es ist
ein Mann , der jetzt im 61 . Lebensjahr steht . Ich glaube ,
es wäre , da er bezüglich der Avancementsverhältnisse
im übrigen nur um ein Jahr zurücksteht , nicht billig ,
nun diesen Herrn auszuschalten und nur einen Vor¬

gehen zu lassen . Nach dem Alter ist er überhaupt der

älteste Beamte unter den Kollegialmitgliedern , die bei

der Einreihung nach 8 5 in Betracht kommen . Wenn

man also billig verfahren will , muß man beide Herren
einreihen .

Wenn der Herr Abg . Fehrenbach für die Zukunft
Konsequenzen befürchtet , kann ich ihn darüber beruhigen .
Es handelt sich im vorliegenden Falle im wesentlichen
nur um eine Übergangsmaßregel aus Anlaß der neuen
Gehaltsordnung : es handelt sich um Männer , die zur
Zeit der neuen Gehaltsorduung schon dem Oberschulrat
angehört haben , bezüglich deren es zu einer großen
Härte und zu einer Unbilligkeit führen würde , wenn
man sie so behandeln würde , daß man sie ohne Rück¬
sicht auf ihr erhebliches Dienstalter noch in C belasse »

»
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würde . Es ftnb
'

also Konsequenzen für die Zukunft
nicht zu fürchten . Allerdings wäre der Fall nicht un¬
denkbar , daß sich in Zukunft auch bei anderen Kollegial¬
mitgliedern die Verhältnisse so gestalten , daß ein größerer
Teil der Kollegialmitglieder in 8 sein würde . Das
wäre aber auch kein Unglück . Es handelt sich um
finanziell recht unerhebliche Folgen . Für die jetzt in
Frage stehenden Beamten ist die Einreihung nach B
eine Ehrensache : man kann sie nicht länger in der Weise
zurückstehen lassen . Ich wiederhole den Antrag , da alle
Voraussetzungen des § 17 bezüglich beider gegeben sind,
bezüglich beider Männer in der gleichen Weise zu ver¬
fahren und beide nach B 5 einzureihen .

Mbg . Kölblin (natl .) : Herr Kollege Fehrenbach ist
am Schluß seiner heutigen Ausführungen nochmals auf
meine Darlegungen anläßlich der Beratung des Budgets
der Mittelschulen zurückgekommen . Er hat durchblicken
lassen , daß er gewissermaßen von mir erwartet , daß ich,
und zwar gestützt auf Ausführungen , welche innerhalb
der Budgetkommission anläßlich der Beratung dieses
Nachtragsbudgets gegeben , worden sind , meine damaligen
Ausführungen hier einer Revision unterziehe . Ich kann
den Wunsch des Herrn Abg . Fehrenbach nicht erfüllen ;
ich muß , auch trotz der Erklärungen , die in der Budget¬
kommission seitens der Großh . Oberschulbehörde gegeben
worden sind , auf meinen damaligen Ausführungen be¬
stehen bleiben . Ich behalte mir auch meinerseits vor ,
noch weitere Ausführungen hierzu zu machen .

Abg . Fehrenbach (Zentr .) : In der Sitzung vom
11 . Februar d . I . hat der Herr Abg . Kölblin aus -
geführt : „ Aus Elternkreisen werden mir ernste Klagen
unterbreitet , mit der Bitte , sie hier zur Sprache zu brin¬
gen , über die ungleichmäßige Behandlung katholischer
und protestantischer Schüler durch den geistlichen Lehrer
des Gymnasiums zu Baden - Baden . Es war mir
nicht möglich , in eine genaue Prüfung dieser Klagen und
Beschwerden einzutreten ; sie kommen aber von einer so
einwandfreien und durchaus zuverlässigen Seite , daß
ich den Großh . Oberschulrat bitten möchte, auch nach
dieser Richtung hin Erhebungen anstellen zu lassen . Die
Klagen scheinen mir um so ernster zu sein , als eine ganze
Familie , deren Verbleib in Baden -Baden wir aus mehr
als einem Grunde wünschen möchten , sich vorgenommen
hat , wenn das Gerügte nicht beseitigt wird , eher von
Baden - Baden oder aus dem Großherzogtum wegzu¬
ziehen ."

Hierzu hat die Großh . Regierung uns durch den Di¬
rektor des Obcrschulrats in der Budgetkommission an
Hand der Erhebungen , die der Großh . Ober¬
schulrat auf Grund dieser Angaben hat eintreten lassen ,
eingehende Mitteilungen geniacht , und danach steht fest,
daß hon irgend einer unterschiedlichen Behandlung
katholischer und protestantischer Schüler ani Gymnasium
in Baden - Baden durch den betreffenden geistlichen Pro¬
fessor in gar keiner Weise geredet werden könnte ; im
Gegenteil , es sei durch die von der Großh . Oberschul -
behördii angestellten Erhebungen festgestellt worden , daß
dem betreffenden evangelischen Schüler , um den cs sich
handelt , ich glaube , inbezug auf die . Betragensnote von
seinen iibrigen Lehrern eine schlechtere Oualifikation
hat ausgestellt werden wollen und daß es gerade der
angegriffene katholische Geistliche war , der zugunsten des
betreffenden Schülers inbezug auf die Betragensnote ,
was i och von ganz besonderer Bedeutung für den Schüler
wäre , eingetreten ist (Hört , hört ! im Zentrum ) . Also

gerade das Gegenteil von dem , was dem betreffendeil
Lehrer vorgeworfen wird , hat er dem betreffende »
Schüler gegenüber betätigt .

Die Großh . Oberschulbehörde hat uns dann des wei¬
teren mitgeteilt , daß man dem Vater des betreffenden
Schülers nahegelegt habe , wenn er sonst irgendwie Kla-
gen in der angegebenen Richtung vortragen könne, dies
zu tun ; der Vater war nicht in der Lage , irgend etwas
Substantiiertes vorzutragen (Hört ! hört , im Zentrum),
er hat sich einfach auf die Ausrede beschränken müssen ,
er habe die Empfindung , oder sein Sohn habe die Emp¬
findung — denn der Vater kann die Empfindung doch
wohl kaum aus eigener Wahrnehmung gehabt haben —,
als ob die protestantischen Schüler von dem betreffenden
Lehrer schlechter behandelt würden als die katholischem
Diese Empfindung wird jedoch von allen übrigen Schü¬
lern nicht geteilt .

Das ist die Darlegung , wie sie di:
Großh . Lberschulbehörde auf Grund ihrer Erhebungen
gegeben hat . Ich beschränke mich auf die Mitteilung
dieser Darlegungen zu dem angeregten Punkt . Ich
nehme an , daß der Herr Abg . Kölblin , der in der betres-
fenden Sitzung die Anschuldigungen gegen den betreffen¬
den Lehrer erhoben hat , von dieser substantiierten Tau

-legung der Großh . Obcrschulbehörde in der Budgctkow -
mission Kenntnis genoimuen hat . Dann würde ich es
aber auch als selbstverständlich und als pflichtmäßigc
Aufgabe des gewissenhaften Volksvertreters erachten,
Anschuldigungen , die erhoben worden sind , die sich aber
auf Grund genauer Erhebungen als ungerechtfertigt
herausgestellt haben , hier in diesem Hause wieder zurück-

zunehmen und deur betreffenden Herrn die Genugtuung
zuteil werden zu lassen , die er zu erwarten berechtigt ist.
(Zustiinnrung im Zentrum ) . Wenn es Sitte der Volks¬
vertretung werden sollte , Anklagen zu erheben und btc;c

auch noch trotz der genauesten Widerlegung dieser An¬
klagen hernach aufrecht zu erhalten , so würde das ni$

zur Hebung des Ansehens des Parlaments beitragen,

jedenfalls aber noch am allerwenigsten zu der Mehrung
des Ansehens des betreffenden Abgeordneten (Sehr gut
und Beifall im Zentrum ) .
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Präsident Nohrhnrst : Die Erörterung über dielt
Angelegenheit steht nicht in unmittelbarem Zusammen
hange mit der Position , über die wir zu beraten Haben -
Allem ich glaube , daß ich die Erörterung wohl -Bf
lassen muß , da die Angelegenheit in der Buds^
kommission Gegenstand der Erwägung gewesen ist. 3»

möchte aber an das hohe Haus die Bitte richten, dos
dem Beispiele , das hier gegeben wird , nicht geW
wird , und daß bei den künftigen Erörterungen nnk

diejenigen Gegenstände herangezogen werden , die M
dem Budgetnachtrag in unmittelbarem Zusamw^ '

hange stehen .

Abg . Kölblin (natl .) : Als ich in der 33.
dieses Hohen Hauses vom 11 . Februar d . I . Veranlass
nahm , gestützt auf durchaus einwandfreie Aussagen
Eltern meines Wahlbezirks , Beschwerden über die ^
gleichmäßige Behandlung katholischer und pnniest^
scher Schüler des Gymnasiums zu Baden durch eine
befindliche Lehrkraft zur Sprache zu bringen , da .
. . . . e - — - fa f ^ v, cvr x ~ ^ ^ itrfdilß**man damals schon aus dieser Anfrage einen unou
fizierbaren Angriff gemacht , der von meiner
in das Haus geschleudert sein sollte . Angriff u . -Sw
bestanden damals jedoch lediglich in der Phantasie > '

die sich zu dieser Kritik bewogen gefühlt haben.
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HerrKollege F e h r e n b a ch hat nun eben den Wortlaut
jchen zitiert, was ich damals hier ausgeführt habe, und
tz glaube, wenn er sich es noch einmal genau überlegt ,
se lvirö er auch heute nicht sagen können, daß in jenen
Währungen ein unqualifizierbarer Angriff gelegen
wr. Es war eine Anfrage an die Großh . Regierung ,
md ich glaube, als Volksvertreter das Recht zu haben,
M derartige Anfrage hier in aller Öffentlichkeit zu
Men (Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen ) . Man
kt damals allerdings darüber gestritten , ob der Weg ,
tat ich einschlug, der richtige war . Man hat damals ge¬
rade auf jener Seite des Hauses (zum Zentrum ) ge¬
meint, ich hätte zunächst bei dem Großh . Oberschulrat
smdieren sollen. Nun , über die Methode , die hier ange -
»endet werden sollte, kann man allerdings streiten ; daß
ckr die von mir beliebte Methode nicht vereinzelt da-
ßcht und daß sie besonders von jener Seite des Hauses
«M Zentrum) auch praktiziert wird , das hat ja in der
Uge der Angriff gezeigt , den der Herr Kollege Kopf
« ganz genau der gleichen Weise (ich meine : auf die
chiche Art, ohne vorher mit der Regierung Fühlung ge¬
nommen zu haben) gegen den Amtsvorstand von Schönau
hin erhoben hat (Sehr richtig ! bei den National -
liberalen) . Ich muß also ausdrücklich hier feststellen, daß
derWeg , den ich ging , auch der von jener Seite beliebte
8cg ist, daß er durchaus gangbar ist, und ich lasse mich
nichtdarin irre machen , daß er auch in der Zukunft der
Songbare sein wird .

Nun hat der Herr Kollege Fehrenbach hier einen
6nzelfall herausgegriffen . Er hat auf die Beschwerden
schoben , die der Oberschulbehörde von Herrn Professor
Engelhorn zugegangen sind . Ich gebe zu , diese be¬
endeten Beschwerden sind etwas allgemeiner Art ; sie

allgemeiner gehalten als die ursprünglichen persön-
"chen Ausführungen mir gegenüber . Aber das ist ja
ä ein Einzelfall . Es hat sich in Baden -Baden eben nun
uumal die feste Überzeugung durchgerungen (Lachen im
Mtrum) , daß tatsächlich seitens dieses Lehramtsprakti -
^ en mit zweierlei Maß gemessen wird . Ich habe mir
"Mals den Vorwurf machen lassen müssen, ich hätte in
Me Untersuchung dieser Beschwerden eintreten können,

dies aber unterlassen . Das konnte ich unter gar
Men Umständen, ich habe gar keine Möglichkeit , eine
Artige Prüfung vorzunehmen . Das ist Sache der Ober -
Mbehörde , und an diese habe ich mich auch in diesem
Mse gewendet.

kommt aber des weiteren dazu , daß mir erst vor
Migen Tagen von einer Seite , die mir politisch viel
. lger nahe steht als Ihnen auf jener Seite (zum Zen -
Mai ) , bestätigt worden ist, daß die Ausführungen , die
^ damals hier in diesem Hohen Hause gemacht habe, der
vßahest entsprochen haben. Es ist mir des weiteren
^ geteilt worden, daß eben dieser angefochtenen Be -
Molung wegen tatsächlich im vergangenen Jahr ein

das Gymnasium in Baden -Baden verlassen hat ,
^ lch werde nicht anstehen, dem Herrn Oberschulrats -
' davon noch ganz genaue Kenntnis zu geben.
, Äh habe damals noch etwas anderes ausgeführt , und
. hat heute der Herr Kollege Fehrenbach ( ich weiß
Mt, aus welchem Grunde ) aus seinen Ausführungen

«gelassen . Das war die Tatsache , daß durch den hier
genannten Lehramtspraktikanten Meid , den

^ ttschen Schülern nahegelegt worden war — und man
1 “ W, was es bedeutet , wenn ein Lehrer den Schülern
Jt

® tlahelegt — , sich nicht an dem Trauergottesdienst
dr » !) verstorbenen Gymnasiumsdirektor , Geh. Hofrat

' ^ttchle, zu beteiligen .

Auch in der Budgetkommission ist, wie mir mitgeteilt
wurde , dieser Teil meiner damaligen Ausführungen
zum Gegenstand einer Erörterung gemacht worden . Es
wurde dort seitens der Vertreter des Zentrums auf den
Fall Sachs hingewiesen , und die Beisetzungsfeierlichkeit
des infolge eines bedauerlichen Unfalls verstorbenen Pro¬
fessors Sachs in Gegensatz gebracht zu der Beisetzung des
Direktors Büchle. Dieser Vergleich stimmt nicht. Pro¬
fessor Sachs ist in Baden -Baden selbst beigesetzt worden ^
die Schüler hatten damals die Möglichkeit , dem Leichen¬
begängnis beizuwohnen und durch diese Teilnahme am
Leichenbegängnis dem verstorbenen Lehrer die letzte
Ehre zu erweisen . Ganz anders war es bei Direktor Ür .
Büchle . Dieser starb nach langer Krankheit in Heidel¬
berg und wurde daselbst durch Feuer bestattet . Es war
den Schülern nicht oder doch nur in beschränkter Zahl
möglich, ihm dort die letzte Ehre zu erweisen , und da
hätte man mit Fug und Recht erwarten dürfen , daß
wenigstens durch die Beteiligung an der Trauerfeierlich ,
keit in Baden die Verehrung zum Ausdruck kam, die der
Verstorbene unter den Schülern seiner Anstalt mit Recht
genossen hat . Und man hätte glauben dürfen , daß kein
Lehrer es über sich bringen könnte, den katholischen Schü¬
lern anzuraten , diesem Traueramt für einen altkatho¬
lischen Lehrer fern zu bleiben . Das war ein Akt der Into¬
leranz , und ich bedauere das um so mehr, und man hat
das auch in Baden -Baden allgemein um so mehr be¬
dauert , als dieser Akt der Intoleranz ausging von einent
Manne , der das Kleid des Friedens trägt und alles dazu
beitragen sollte, die vorhandenen konfessionellen Gegen¬
sätze aus der Welt zu schaffen , und nicht vielmehr dazu,
diese Gegensätze noch zu verschärfen und zu vertiefen .

Darauf pstll ich mich beschränken . Ich glaube , dem
Hohen Hause genügend Auskunft gegeben zu haben, wa¬
rum ich meine damaligen Ausführungen auch .heute auf ,
recht erhalten muß.

Direktor des Oberschulrats Geheimerat Or . v. Sall »
würk : In bezug auf den hier zur Sprache gebrachten
Fall haben wir vom Oberschulrat aus eingehende Erhe¬
bungen gemacht. Es bezieht sich die Sache erstens dar¬
auf , daß einem Geistlichen Lehrer und Lehramtsprak¬
tikanten der Vorwurf gemacht worden ist, daß er die
evangelischen Schüler anders behandle als die katho¬
lischen. In der Vernehmung stellte das der betreffende
Herr vollständig in Abrede und betonte, daß er einmal ,als es sich darum handelte, die Sittennote des Sohnes des
betreffenden Anklägers festzustellen, derjenige gewesen
sei, der für eine bessere Sittennote gestimmt habe als die
übrigen Herren . Sonst aber allerdings , sagte er, sei es
vorgekommen , daß, wenn er im weltlichen Unterricht auf
Dinge zu sprechen gekommen sei, von denen er im
Religionsunterricht mit den katholischen Schülern schon
gehandelt hatte , er sich an die katholischen Schüler gewen -
dent und gesagt habe : „Das müßt Ihr Katholiken
wissen .

" " Wir können dem Lehrer in bezug auf dieses
Verfahren einen Vorwurf nicht machen . Denn im allge¬
meinen gilt es als eine pädagogische und didaktische Vor¬
schrift, daß von einem Fach in das andere hinüber geblickt
werde — das ist eine Vorschrift, die wir von Lessing her
kennen — , und daß besonders ein Lehrer, der in der
nämlichen Klasse verschiedene Lehrgegenstände zu behan -
dein hat , wenn er über einen Gegenstand schon in einer
anderen Stunde gehandelt hat, das nicht vergißt , sondern
das Ergebnis jener Stunde auch hier verwertet . Diese
ganze Sache — denn weiteres kam bei allen diesen Er¬
hebungen nicht heraus — ist also für uns nicht dergestalt .
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daß wir daraufhin etwas anderes sagen konnten , als der
betreffende Lehrer möchte, da er nun sehe, daß derartige
Dinge zu Mißdeutungen führen können , mit größter Vor¬
sicht Vorgehen . Er selber hat mir mündlich erwidert , er
hätte nicht daran gedacht , daß derartiges ihm jemals übel
genommen werden könnte , er werde sich aber in solchen
Dingen in Zukunft peinlich in acht nehmen .

Ein schwererer Vorwurf ist der andere , der sich darauf
bezieht , daß der betreffende Lehrer die Schüler abgehal¬
ten hätte , Anteil zu nehmen an dem Trauergottesdienst
für den verstorbenen Direktor . Direktor Büchle ist in
Heidelberg gestorben und dort im Krematorium bestattet
worden . Es fand darauf ein Trauergottesdienst in
Baden statt . Nun war einige Zeit vorher ein katholischer
Professor am Gymnasium gestorben , Direktor Büchle war
altkatholisch . Damals waren die Schüler nicht aufgefor¬
dert worden , am Trauergottesdienst teilzunehmen , und
das hat nun einige katholische Schüler , besonders solche ,
die Ministranten bei dem in Rede stehenden Lehrer wa¬
ren , veranlaßt , ihn im Unterricht zu fragen , ob sie , da
der stellvertretende Direktor die Teilnahme am Gottes¬
dienst durch ein Rundschreiben empfohlen hatte , an diesem
Trauergottesdienst teilnehmen dürften , nachdem bei der
früheren Veranlassung eine derartige Aufforderung oder
Empfehlung nicht stattgefunden hätte . Direktor Büchle
hatte seinerzeit dem betreffenden Lehrer selber , der ihn
gefragt hatte , ob bei dem Trauergottesdienst für den '

Professor Sachs eine Beteiligung der Schüler stattfinden
könnte , erlaubt , daß er eine oder zwei Unterrichtsstunden
ausfällen lasse, damit die Katholiken , wenn sie wollten ,
an dem Trauergottesdienst teilnehmen könnten . Nun
waren die Schüler bei dem neuen Fall unsicher , da sie eben
schon einmal gehört hatten , daß die Teilnahme an dem
Gottesdienst einer andern Konfession für den Katholiken
nicht erlaubt sei, ob sie diesmal der Empfehlung des Di¬
rektors doch Folge leisten könnten . Der Lehramtsprakti¬
kant , um den es sich hier handelt , war natürlich in seiner
Eigenschaft als katholischer Geistlicher in einer gewissen
Verlegenheit . Als das Zirkular durch die Klassen herum¬
ging , das mitteilte , daß der Trauergottesdienst für Di¬
rektor Büchle an einem bestimmten Tag in der altkahto -
lischen Kirche stattsinden würde , hatte der betreffende
Lehramtspraktikant die Sache einfach in der Klasse mit¬
geteilt und unter das Zirkular seinen Namen geschrie¬
ben , weiteres vorderhand aber unterlassen . Als aber
die Schüler diese Frage an ihn richteten , hatte er — und
da kann er vielleicht etwas unvorsichtig gewesen sein , be¬
greiflich ist aber seine Äußerung — in der Klasse erklärt :
Die Katholiken wüßten aus dem Religionsunterricht ,
daß die Teilnahme am Gottesdienst einer fremden Kon¬
fession nur gestattet werden könnte aus Pflichten der
Höflichkeit oder wegen verwandtschaftlicher Beziehungen
(Lachen links ) ; diese beiden Sachen lägen aber hier nicht
vor . Er hätte Wohl irgend eine andere Auskunft geben
können , aber er hielt sich als katholischer Geistlicher für
verpflichtet , zu erklären , daß eine communlcatio in
sacris der Katholiken nicht erlaubt sei, und daß eine
Ausnahme , die ja möglich sei , in diesem Falle nicht an -
gezei^ t sei. Das ist der zweite Fall .

Ta mir nun angegeben war , daß der betreffende
Herr , von dem diese Klage erhoben worden war , bereit
sei, seinerseits noch andere Angaben zu machen , ließen
wir vom Lberschulrat aus ihn ersuchen , diese Angaben
bei der Direktion zu machen , und so bekamen wir einen
weiteren Bericht , der aber allerdings , wie der Herr Abg .
Kölblin selber angegeben hat , sich in ziemlich allgemeinen
Äußerungen erging , so daß wir die Veranlassung zu

einem weiteren Vorgehen daraus nicht ableiten konnten, » a 5,
Die ganze Sache ist für uns mit der Mahnung an den - ®' “n:
betreffenden Lehrer abgeschlossen worden , in Dingen, die
zu Mißdeutungen Anlaß geben könnten oder zu Vor- ^ stw

,
würfen in bezug auf die richtige Beachtung der Parität,
in Zukunft die größte Vorsicht walten , zu lassen . Der
Lehrer war selbst bei mir -, ich habe alles umständlich
mit ihm durchgesprochen und muß sagen , daß ich ba§
Ganze nicht für eine so wichtige Sache halten konnte ,
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führen sollte . Er hat mir aber versichert , daß er in Zn- .
kunft in solchen Dingen , die er bisher für viel harmloser ^
angesehen habe , sich die allergrößte Vorsicht zur Rege!
machen würde .

Abg . Kopf (Zentr .) : Der Herr Abg . Kölblin
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vorhin geglaubt , sich auf mein Vorgehen berufen zn „
dürfen , indem er geltend gemacht hat , ich wäre bezüglich
des Oberamtmanns von Schönau in ähnlicher Weise toie
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er hier vorgegangen . Demgegenüber will ich nur fest
stellen , daß ich bezüglich des Oberamtmanns vo»
Schönau ganz anders vorgegangen bin als der
Abg . Kölblin , und ich bitte , meine damaligen Rede»
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nachzulesen . Ich habe bei Beratung des Budgets des -
Ministeriums des Innern ausgeführt , daß in unserer .

" "

Bezirksoermaltung . im großen und ganzen gute Arbeit
geleistet werde , dann habe ich beigefügt , da und dort de-
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ständen ja naturgemäß auch Klagen , so seien mir selbß , ^
1 ;

über ein Bezirksamt einige solcher Klagen mitgeteilt ^
worden , und ich würde mir erlauben , sie dem Herr»
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Minister privatim milzuteilen , weil ich der Meinung f& -

daß man solche Beschwerden am besten nicht hier äffend
lich breitschlage . Ich habe also , wie ich gleich noch bt

merken will , nrcht einmal das Bezirksamt genannt ,
das mir Klagen znaebracht worden sind , meine Äußern«?
war ganz unbestimmt gehalten . Der Herr Abg.
mann hat dann gesagt , er bedauere mein Vorgehen , dMs” - - - - - - - - - 1—?■- » - - ^ ' U.lUOtölmeine Äußerung werde jetzt alle 53 Oberamtmänner 0 ^
Landes beunruhigen , und alle könnten meinen , daß E

sie vielleicht im Arrge gehabt hätte , und es wäre ntetitt

Pflicht gewesen , daß ich das betreffende Bezirksamt j, _
mn der Herr Minister "nannt hatte . Weiter hat dar

Innern nachher erklärt , er würde die Beschwerde ug
wenn ich sie ihm mitteilte , im übrigen wolle er E
es wäre auch ihm lieber gewesen , wenn ich das jfirnal tnii
sende Bezirksamt genannt hätte . Nach dieser )wei^ ÄUh
gen Aufforderung , meine Beschwerde vorzubrm̂
bezw . das Bezirksamt zu nennen , war

^
gegen meine ursprüngliche Absicht, natürlich ^ ^
nötigt , das Bezirksamt zu nennen . fl (&Qg
ich nun aber das Bezirksamt genannt , ohne die

^
schwerden hier dann auch öffentlich mitzuteilen , so tr
der betreffende Amtsvorstand mit Recht darüber be
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gen können , daß ich hier Anschuldigungen unbestinE ^ icht ga
Art erhebe , die ihm eine Rechtfertigung gar nicht eE ttî , ^
lichen . Er hätte natürlich gesagt , das sei ein
zierbarer Angriff , gegen den er sich verwahren w ' 0% ;^
und ich selbst hätte einmal sehen wollen , wenn im

^
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mit Material herausgerückt wäre , was erst von ^ ^
anderen Seite dieses Hauses gesagt worden wäre. ^ fcfeß
habe mein Vorgehen auch ausdrücklich begründ ^ ^ H e
wollte nicht in den Verdacht kommen , als ob '
meinen allgemeinen Behauptungen geflunkert
und daraufhin habe ich einige Beschwerdepunkte , $atet
eingehend mitgeteilt worden waren , hier vorget ^ r^

W ^
Es waren aber nicht unbestimmte Anschuldigungs^ ^ ^ tzr e§
dern , was ich ausgeführt habe , war ganz genau fattI
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ine im einzelnen minder bedeutende Beschwerden vor -
eit, ein Gesamtbild , aus dem man entnehmen könne ,

« der betreffende Amtsvorstand in seinem Bezirk
tz mehr gedeihlich wirken könne , weil die Leute nicht
ch das rechte Vertrauen zu ihm hätten . Im An -
lliiB daran habe ich dann den Wunsch ausgesprochen ,
$ demselben ein anderer Wirkungskreis angewiesen
eben solle. So war der Hergang , und ich bin der
lkiuung, daß das , was ich dort getan habe , nach dem
»zen Hergang , den ich jetzt geschildert habe , in gar fei *
a Weise beanstandet werden konnte .
Amuß es deshalb ganz entschieden zurückweisen , wenn

» Herr Abg. Kölblin glaubt , er könnte das , was ich da¬
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Arbeit ^ haben , daß es angemessener geweseir wäre , wenn
dort be>

E^ fen Ausdrücke , die daran geknüpft worden sind ,
ir selbß

^ ^ schweren Vorwürfe gegenüber einem Mann , der
ittgeteilt nicht Gelegenheit gehabt habe , irgendwie Gehör
i Herr»

^ n , nicht gebraucht worden wären , zumal sich die

ung sn. ^ nrir auf Redereien von Schülern aufbaue . Nun
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ich aber dem , was der Herr Abg . Kölblin damals
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^ an sich noch keine sehr große Bedeutung bei -
t gegK

^ ich aber ganz besonders bedauere , ist das , daß
aßerM ^ ^ ute , nachdem die ganze Unbegründetheit seiner
a Reb> schweren Vorwürfe festgestellt worden ist
w

'
, demt Hafter Widerspruch links und in der Mitte ) , diese

^ Idigungen nicht zurücknehmen will , und daß er
daß Ä ^ seine früheren Äußerungen aufrecht erhalten und

e tttet® Zugriffe auf den betreffenden Geistlichen Lehrer noch
^ iirfen zu sollen . Ta möchte ich doch glauben , daßamt
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.0etra öen hat , wahrhaftig doch die Überzeugung

uus dem , was der Herr Oberschulratsdirektor hier

sag« Wpfen müssen , daß der betreffende Lehramts -
> be! niit vollstem Unrecht augeschuldigt worden ist.
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' ^ l wissen wir , was bereits von meinem Freunde Feh -
ibridg^ 7^ ausgeführt worden ist , daß sich der Eindruck , von
ir ^ ch gesprochen worden ist , als ob der Lehrer gegen
lÄ 0*

. 8agen Andersgläubige parteiisch sei , auf
Tatsachen stützt. Wir haben einen einzelnen

was Vorkommnis wegen der Betragensnote ) , wo
hatteuMŷ nteil der Lehramtspraktikant sogar der Schutz -

r be^ ^^ ses Schülers gewesen ist ; also nach der Richtung
timä^ M -? ^ bewiesen, und es ist auch heute in tatsächlicher

gar nichts vorgetragen worden , was zu einer der -
^ Anschuldigung berechtigen könnte . Wenn man

Anschuldigungen erhebt , so muß man sie in
Hinsicht näher begründen , und ich mache dem

Abg . Kölblin den Vorwurf , daß er auch heute , ob-
seinen Vorwurf wiederholt hat , sich nicht

gesehen hat , diesen Vorwurf zu begründen ,
w _ o et darlegt , es habe ihm ein Vater erklärt , daß

er gesagt habe , begründet sei, das beweist doch
■

**a mu & er doch Tatsachen Vorbringen , die der
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etwa anzugeben hatte , und wenn der betref -

) . ewährsmann nur den allgemeinen Eindruck hat ,
- ! es von Professor Engelhorn , dessen Sohn in Be -

gehört haben , so handelt ein Abgeordneter
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unrecht , wenn er auf bloße unkontrollierbare und sich nur
auf Schüleräußerngen stützende Eindrücke hin einen
Mann öffentlich angreift .

Nun ist darauf hingewiesen worden , daß der betref¬
fende Lehramtspraktikant sich bei der Beerdigung des
Direktor Büchle intolerant benommen habe . Ich glaube ,
es gibt kaum eine gröbere Verkennung des wirklichen
Tatbestandes , als wenn man hier von einer Intoleranz
sprechen will . Wir haben von dem Herrn Oberschulrats¬
direktor gehört , daß der betreffende Lehrer die Einladung
zum Trauergottesdienst unterschrieben hat , ohne sich ver¬
anlaßt zu sehen , in der Schule irgend etwas zu sagen .
Ter verstorbene Direktor war nun altkatholisch , und die
Herren könnten auch wissen — es ist das auch von dem
Herrn Oberschulratsdirektor heute vorgetragen worden
— , daß es den Katholiken nach ihren kirchlichen Vor¬
schriften nur aus bestimmten Gründen gestattet ist , einem
Gottesdienst einer anderen Konfession anzuwohnen ;
ich kann beifügen , daß gegenüber den Altkatholiken das
Verbot noch schärfer ist , weil hier wirklich im eigentlichsten
Sinn eine communicatio in sacris vorliegen würde , daß
also den Katholiken die Teilnahme am altkatholischen
Gottesdienst für die Regel , wenn nicht ganz besondere
Gründe vorliegen , vom kirchlichen Standpunkt aus unter¬
sagt ist . Daß nun ein Religionslehrer hierauf Rücksicht
nehmen muß , das scheint mir doch selbstverständlich zu
sein (Abg . Kölblin : Lehramtspraktikant !) . Gewiß !
Der Lehramtspraktikant hat von sich aus gar nichts ge¬
tan . Selbst wenn er als Religionslehrer von sich aus ,
spontan , nachdem die Einladung zum Trauergottesdienst
ergangen war , die katholischen Schüler darauf aufmerk¬
sam gemacht hätte , daß hiergegen ein kirchliches Verbot
bestehe , so könnte man ihm das meines Erachtens nicht
übel nehmen , denn er ist und war Religionslehrer und
hat und hatte als Religionslehrer auch die kirchlichen
Interessen und die Vorschriften seiner Konfession zu wah¬
ren . Er hat aber , wie gesagt , das nicht getan , sondern er
ist im Religionsunterricht von Schülern gefragt worden ,
was sie tun sollten , weil sie nicht wußten , ob sie sich im
Hinblick auf die kirchlichen Vorschriften beteiligen dürfen
oder nicht , und erst auf diese Frage hin hat er ihnen dann
in seiner Eigenschaft als Religionslehrer die Antwort
gegeben und hat ihnen dann , ohne irgendwie näher
auf die Sache einzugehen , auseinander gesetzt, die Teil¬
nahme am fremden Gottesdienst sei nur aus Pflichten
der Höflichkeit oder aus verwandtschaftlichen Beziehungen
zulässig . Er hat ihnen also nicht etwa verboten , dieser
Leichenfeier beizuwohnen , sondern er hat lediglich die
kirchlichen Vorschriften hervorgehoben . Damit hat er -
nach meiner Meinung durchaus pflichtgemäß gehandelt
(Sehr richtig ! im Zentrum ) und er hat sich durchaus im
Rahmen dessen gehalten , was berechtigt war und was auch
mit der Schuldisziplin und mit der ganzen Auffassung
des Schulbetriebs vom staatlichen Gesichtspunkt aus ver -
einbarlich ist . Deswegen bin ich der Meinung , daß auch
die Mahnung zur Vorsicht, die der Großh . Oberschulrat
dem betreffenden Lehramtspraktikanten erteilt hat , durch¬
aus nicht am Platze war (Widerspruch links ) ; der Ober¬
schulrat hätte ganz ruhig anerkennen dürfen , daß das
Verhalten der betreffenden Lehrers in gar keiner Weife
beanstandet werden kann (Lebhafter Widerspruch und
Zurufe links ; Glocke des Präsidenten ) . Und wer sich in
dieser Richtung auf einen gewissen Billigkeitsstandpunkt
stellt , und wer eben die Tatsachen nimmt , wie sie sind ,
der kann auch etwas Beanstandenswertes in diesem ganzen
Vorgehen nicht finden . Deswegen sage ich wiederholt : Ich
bedauere es sehr , daß der Herr Abg . Kölblin auch heute
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seine Angriffe wiederholt hat , und daß er sich nicht ver¬
anlaßt gesehen hat , einem nach meiner Meinung ohne
Grund angeschuldigten Manne hier durch eine öffentliche
Erklärung wieder eine gewisse Genugtuung Zu leisten
(Beifall im Zentrum ).

* Abg . Fchrcnbach (Zentr.) : Es scheint mir doch nötig
zu fein , den Charakter des Gottesdienstes noch einmal
kurz hervorzuheben . Es wird darin eine Ehrung für den
verstorbenen Direktor erblickt und es wird ein Mangel an
Pietät , wie es scheint , darin erblickt , daß man an diesem
Gottesdienst nicht teilgenommen hat . Nun bitte ich die
Herren , die da etwas rasch mit dem Urteil sind , sich die
Sache doch einmal genauer anzusehen , sorgfältiger zu
überlegen und nach verschiedenen Gesichtspunkten abzu -
wägen . Ist die gottesdienstliche Feier Vonseiten des
Gymnasiums veranstaltet worden als eine Ehrung für
den verstorbenen Direktor ? (Zuruf aus dem Zentrum :
Nein !) Natürlich nicht ! Wer einigermaßen im katho¬
lischen Kult bewandert ist — das trifft auch für den Alt¬
katholizismus zu — , der weiß , welche Bedeutung dieser
Gottesdienst hat . Er ist, wie man in katholischer Aus¬
drucksweise sagt , das Seelenopfer , die Nachhaltung , er
hängt zusammen mit dem Glauben an das Fegseuer , zu¬
sammen mit dem Glauben an die Zuwendung von kirch¬
lichen Gnadenmitteln auch noch hinüber ins Jenseits .

'
Er ist eine rein kirchliche Feier und hat mit der Schule
rein gar nichts zu tun . Und nun frage ich : Ist die Sache
drüben in Baden - Baden nicht auch so aufgefaßt worden ?
Unmittelbar vorher ist der Fall Sachs passiert . Der
Fall Sachs ist mit außerordentlichen , traurigen Umstän¬
den verknüpft gewesen , der Professor ist verunglückt , eines
jähen Todes gestorben . Wenn die Frage des altkatho¬
lischen Gottesdienstes für den verstorbenen Direktor
Bllchle nun irgendwie zu einer Beanstandung des Lehr¬
amtspraktikanten Anlaß geben könnte , dann müßten Sie
doch sofort auch Anschuldigungen dagegen erheben , daß
man seinerzeit die Schüler nicht aufgefordert hat ,
am Trauergottesdienst für den verstorbenen Professor
Sachs teilzunehmen . Das ist dort niemandem einge¬
fallen , und wenn irgendwie von einem unterschiedlichen
Verfahren die Rede sein kann , so ist es
deshalb , weil die Direktion des Gymnasiums
bei dem Tode des Professors Sachs keinen Anlaß
genommen hat , irgendwie eine Aufforderung an die
Schüler ergehen zu lassen , daß man dagegen bei dem
Tode des Direktors Büchle Vonseiten der stellvertretenden
Direktion es für notwendig gefunden hat , hier die Be¬
teiligung am Gottesdienst zu empfehlen , daß sogar ein
Professor die Teilnahme an dem Gottesdienst befohlen
hat . Ich kenne diesen Professor nicht , ich kenne auch seinen
Namen nicht , aber ich weiß , was die Herren sagen wür¬
den , wenn Vonseiten des Gymnasiums oder Vonseiten
irgend eines einzelnen Professors inbezug auf die
Trauerfeier für den verstorbenen Professor Sachs ein
Befehl ergangen wäre , sich an der kirchlichen Trauerfeier
zu beteiligen (Sehr gut ! im Zentrum ) . Wir müssen uns
hier inbezug auf diese kirchliche Trauerfeier — die prote¬
stantische Kirche hat ja entsprechend ihrer dogmatischen
Auffassung gar keine solche kirchliche Trauerfeier , eine
solche kirchliche Trauerfeier ist nur möglich bei den Katho¬
liken , auch bei den Altkatholiken — vom korrekten Schul¬
standpunkt aus einfach sagen : Das ist Sache der betref¬
fenden Glaubensgenossen , das geht die betreffende Schul¬
anstalt nichts an und es geht die betreffenden Lehrer
nichts an . Sie werden , um den Schülern die Teilnahme

einem solchen Gottesdienst zu ermöglichen , gut daran

tun , die betreffende Stunde frei zu geben , aber irzwß tder iv
eine Aufforderung an die Schüler , daran teilzunchmai, Ke wir
ist vom Standpunkt der Schule aus durchaus ungeeigm e hat i
Ich würde es ebenso ungeeignet finden , wenn die Schiiia b Lbei
aufgefordert würden , an irgend einem katholisch« tot wir
Trauergottesdienst teilzunehmen , wie ich auch die Ach Minist :
sorderung für ungeeignet gefunden habe , an dem A cht kom:
katholischen Trauergottesdienst teilzunehmen (Lch «wrgott
richtig ! im Zentrum ) . ; des ger

Was über die cornrnunio in sacris und speziell da
hier vorliegenden Fall bei den Altkatholiken , die & ■ J 1 .
Meßopfer der katholischen Kirche noch haben , zu sagen ist,8 ■*!"* et
der Herr Kollege Kopf gesagt , darauf gehe ich nicht mch 7 0

dnerhan
: den He

Nun sucht der Herr Abg . Kölblin die Sache so darp ,
stellen , als ob es da eben anders gewesen sei als bÄ macg
Tod des Professors Sachs , als ob diese kirchliche Fejer , unj, n
zusagen die Ehrung für den Verstorbenen ersetzt höttz,
Das ist durchaus falsch. Herr Direktor Büchle ist » tzjx fta (
Heidelberg bestattet worden , es ist nicht das ßaqe all
Badener Gymnasium zur Beerdigung hinunter p » legen
gangen , wie das immer der Fall sein wird , wenn m ^ ejne j
Lehrer auswärts stirbt , aber es sind Deputationen ds wnme
einzelnen Klassen des Badener Gymnasiums in Heitii ^ jon <j
berg bei der Beerdigung gewesen , und das war eben t» jjen
Ehrung der Anstalt . Wenn mit . Rücksicht darauf, «st hz^
der Direktor Büchle nicht in Baden - Baden gestorben & ^ gem (
die Anstaltsleitung so klug gewesen wäre , wenn der stell» '

^
tretende Direktor so umsichtig gewesen wäre , am GyAi» jkuholik
sium eine Trauerfeier für den verstorbenen TireÄ sg0g
zu veranstalten , so wäre das in Ordnung gewesen (2# »ge f,atl
richtig ! im Zentrum ) , und da wäre es natürlich en> ^ r, ,
große Angehörigkeit gewesen , wenn irgend ein wergot
wegen des anderen Religionsbekenntnisses des Tirekt̂
nicht daran teilgenommen hätte . Dieser Fall liegt j j)Cr ^
gar nicht vor , davon ist gar keine Rede . Eine M Aschaf
Trauerfeier hätte eingeleitet werden können , aber » ^ ^
dem Ersatz einer solchen Trauerfeier durch den kirchlŝ kndnw i
Gottesdienst zu reden , das ist ganz verkehrt , und cn» jei ^
der von den katholischen Grundsätzen hierüber , überlM iSjje g
von der Stellung dieser kirchlichen Traucrfeier , p
Seelenopfers , auch nur einen dunkeln Begriff “iWeit . sg
darüber irgend welche Klagen nicht erheben
tig ! im Zentrum ; Abg . Muser : Höflichkeit !) . I
deshalb der Meinung , daß das Verhalten des Lcbra^
Praktikanten durchaus korrekt war . Wenn etwas "

Baden -Baden inkorrekt war , so war es die nnterscbln
Behandlung bei den zwei verschiedenen Gottesdien^
aus Anlaß des Todes des Professors Sachs und
Todes des Direktors Büchle . Es ist beim Tod des .
fessors Sachs richtig gehandhabt worden , man hat ®
den Schülern einfach sreigegeben , es ist beim To

^
Direktors Büchle unrichtig gehandhabt worden , un» ‘

sollte meines Erachtens gerügt werden (BeiM "

Zentrum ).

;% n r
^ Euer

schuh
en, u

^ructn
üeblo

Abg . Kolb (Soz .) : Tie ganze Debatte , die lsch
'

tsponnen hat , ist nur wieder ein Beweis dasun
ckwendig und zweckmäßig es wäre , wenn man e

^
e Schule von der Kirche trennen würde (Laak ^
-ntrum , Zustimmung in der Mitte ) . Tenn
rennung durchgeführt wäre , hätten wir derartige "

cht . Hier zeigt es sich so recht deutlich , zu wo ?
ltbaren Zwitterzuständen und zu welchen Kam
n wir bei der heutigen Verquickung von
rche fortwährend kommen . Es handelt M \ .■»
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er irzwiMder Mühe lohnt , wo es wirklich Wade um die Zeit
unchmM-ir wir damit verbringen . Aber ich mutz schon sagen:
rgeeigsüK« hat mich stutzig gemacht in der Erklärung , die der
e Lberschulratsdirektor heute gegeben hat . Das
tholisch«»fe wir in der Kommission nicht gehört , daß nämlich
die Ass. Ministranten des Geistlichen Lehrers , der hier in Be¬
deut aß. $ kommt, die Frage gestellt haben, ob sie an dem

(Lch imgottesdienste teilnehmen sollen . Ich weiß nicht ,
das gerade ein Zufall war , daß diese Ministranten

eziell der Mren , diese Frage an den Geistlichen Lehrer ge-
^ toi ittt haben (Unruhe und Lachen im Zentrum ) . Das

zen isiha l mich einigermaßen stutzig gemacht , und es scheint bei -

icht nich ^ i
'
o, als ob die Ministranten vorher schon darauf

merksam gemacht worden wären , eine solche Frage
>den Herrn Lehrer zu stellen (Lachen im Zentrum ) ,

so darj» , warum denn nicht ? Ich sage : Es kann den Ein¬
ais bei» ma(jj en < Warum sind denn gerade die Ministrau -

> und nicht andere Schüler darauf aufmerksam ge-
cht ha» Und gerade die Ministranten in der
sie t |i « feile fragen, wo sie doch sonst in der Sakristei und
as Mo alle mögliche Gelegenheit dazu haben ! Im übri -
rter g)

' , |Egelt der Sache keine große Bedeutung bei .
venn m eines fällt uns doch auf : Die sogenannte „Ge-
on®

. , christliche Weltanschauung" erscheint hier in
1

h ' i
^ ^^derbarer Beleuchtung (Lebhafte Zustimmung

c > ên Sozialdemokraten und der fortschr . Volkspartei ) ,
t n î

"^ "rt man immer : „ Wir sind Christen , wir müssen
gemeinsames Christentum verteidigen , ganz unbe-

^ ^ rt darum, ob wir Katholiken , Protestanten oder
M Katholiken sind ; die Hauptsache ist , daß wir auf posi -

TirektHsg, Boden stehen .
" Aber sobald es sich um religiöse

, ejB»
'®e handelt wie hier , gehen die Anschauungen aus -

WiüJtÄÜ
1̂ r' un ^ *5en Katholiken wird es verboten , an dem

ktoM^ .̂ ttesdienste eines Angehörigen einer anderen
, .JJfä 'ion teilzunehmen. Es wird das damit begründet ,

te® t>er Katholik nur aus Höflichkeit , oder wenn ver-

nd cii
berba'l

öicii
jat , ß“
ieür vb

iber WM^ ^ ^^tliche Beziehungen in Betracht kommen , an
10^ ,en Gottesdienste teilnehmen kann . Wenn

Midwo Gründe der Höflichkeit Vorlagen, so in diesem
E-

. war eine Höflichkeit des Herzens ; ich meine,
.Me Schüler doch eine gewisse Höflichkeitspflicht ge-

er ihrem Lehrer in solchem Falle kundzugeben
Wenn es nicht verboten ist , so hätte der Lehrer

ewin Falle den Schülern eine andere Antwort geben
Die gegebene Antwort aber ist nichts als ein

was ® |f ' Tenn wenn er das nicht bezweckt hätte , so hätte
chickliäM^^ " müssen : Geht hin , es macht Euch nichts, es

Euerm Seelenheil nichts schaden . Aber so hat er
Schüler davon abgehalten , an dieser Feier teilzu -
en, und das war nicht etwa nur eine unvorsichtige
Mckweise , sondern nach meinem Dafürhalten direkt
«kbloser Akt.

Herr Kollege Kopf hat zum Schlüsse gesagt : Wenn
ltD^ Gründe der Billigkeit vorliegen , so in diesem

Ich möchte den Herrn Kollegen Kopf doch an"
ede erinnern , die er seinerzeit gerade über den

1 Tberamtmann in Schönau gehalten hat . Wenn
auch an den Herrn Kollegen Kopf die Auf-

0 ^6 gerichtet hätte , aus Gründen der Billigkeit
ndere Auffassung zu vertreten , als er sie vertreten
" Möchte ich gehört haben, was er darauf geant -

mitte ! Und was waren das für Lappalien , die er
den Oberamtmann in Schönau vorgetragen hat !

Zustimmung links) . Ich meine also , man soll
-
"

j
1 Dingen gerecht sein , und damals hat auch der

?siege Kopf weit über das Ziel hinausgeschossen ,
wie vielleicht hier in Baden -Baden aus klei¬

nen Anlässen große Aktionen gemacht worden sind , die
bei weitem nicht die Bedeutung haben, die ihnen hier in
diesem Hause beigelegt wird . Man sollte also über diese
Dinge zur Tagesordnung übergehen. Im übrigen aber
zeigen sie mir und meinen Freunden , wieviel zweck¬
mäßiger es wäre , die Theologen würden bei ihrem Be¬
rufe bleiben, anstatt den Lehrerberuf zu ergreifen (Bei¬
fall ) .

Abg . Venedey (fortschr . Vp .) : Der Herr Kollege
Kolb hat auf die grundsätzliche Bedeutung der Sache hin¬
gewiesen , und, nachdem sie zur Sprache gekommen ist ,
wird es auch einem Redner von unserer Richtung ge¬
stattet sein, sich darüber zu äußern .

Ich will mich da auf theologische Erörterungen in
keiner Weise einlassen , denn wir sitzen hier nicht als
Kirchenväter und Theologen, sondern als Vertreter der
badischen Bürger , die hier ihre Ansicht von diesen Dingen
nicht vom speziell theologischen Standpunkte aus vor¬
tragen . Ich kann zunächst dem Herrn Kollegen Fehren -
bach nicht zugeben , daß der Fall Sachs und der Fall
Büchle ganz gleich gelagert wären . Professor Sachs ist
in Baden -Baden gestorben und dort beerdigt worden , so
daß die Schüler wohl Gelegenheit hatten , ihrer Teil¬
nahme und ihrer Ehrerbietung durch die Beteiligung an
feinem Leichenbegängnis Ausdruck zu geben . Beim
Herrn Direktor Büchle war die Sache anders . Er war
in Heidelberg gestorben , ist dort eingeäschert worden und
es wurde dann in Baden eine kirchliche Leichenfeier für
ihn gehalten . Wenn man seinem Gefühl der Ehrerbie¬
tung , der Anerkennung und der Dankbarkeit für den
verstorbenen Direktor seitens der Schüler Ausdruck
geben wollte, so konnte das natürlich nur bei diesem Akte
geschehen, und insofern war die Beteiligung der Schüler
tatsächlich eine Ehrung gegenüber ihrem verstorbenen
Direktor . Es ist nun durch die Ausführungen des Herrn
Oberschulratsdirektors festgestellt , daß ein Lehrer dieser
Anstalt den Schülern abgeraten hat , sich an einem Akte
menschlicher Pietät und Teilnahme gegenüber ihrem
verstorbenen Direktor zu beteiligen. Das ist durch die
gegebenen Erklärungen und durch die Erörterungen , die
nach dieser Richtung gepflogen worden sind , außer allem
Zweifel gestellt . Wenn gesagt worden ist, es sei nicht
verboten worden, an diesem Gottesdienste teilzunehmen ,
so ist das wörtlich genommen ganz richtig ; aber wir
müssen doch ins Auge fassen, was dieser Geistliche Lehrer
und Lehramtspraktikant den Schülern gesagt hat . Er
hat ihnen ausdrücklich gesagt , es sei die Teilnahme an
dem Gottesdienste einer anderen Konfession ausnahms¬
weise gestattet aus Gründen der Höflichkeit
und im Falle der Verwandtschaft, und er hat dann weiter
hinzugefügt — und gerade diese Mitteilung des Herrn
Oberschulratsdirektors ist vielleicht einer augenblick¬
lichen Unruhe des Hauses wegen nicht zu aller Gehör
gelangt , aber das ist gerade der springende Punkt —■:
„ Beides liegt hier nicht vor ! " Er hat also ausdrücklich
den Fall verneint , daß hier eine Ausnahme vorliege, aus
der einem Katholiken der Besuch eines anderen Gottes¬
dienstes gestattet sei. Er hat also von sich aus in seiner
Eigenschaft als Geistlicher — man kann das nicht anders
auffassen, wenn man nicht mit Worten spielen und mit
Worten streiten, sondern sich an die Tatsachen und die
den Worten zu Grunde liegenden Begriffe halten will —
den Schülern verboten, davon abgeraten , sich an dieser
letzten Ehrung des verstorbenen Direktors , die man ihm
erweisen konnte , zu beteiligen, und wenn man deswegen
diesem Herrn Lehrer von seiten des Oberschulrats etwas
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bemerkt hat , so kann ich den Angriffen des Herrn Kolle¬
gen Kopf deswegen nicht znstimmen, sondern ich habe
eher das Gefühl , daß map sich diesem Herrn gegenüber
etwas zu timid und etwas zu zurückhaltend benommen
hat (Lebhafte Zustimmung links) , und daß man ihm
ruhig etwas Ernsthafteres sagen dürfte , wenn er in seiner
Eigenschaft als Lehrer einer staatlichen Anstalt den
Schülern abrät , sich an einem Akte zu beteiligen , der
unter diesen Umständen allgemein als letzte Möglichkeit
angesehen werden mußte , der Ehrerbietung und Dank¬
barkeit als Schüler seinem Direktor gegenüber Ausdruck
zu geben . Das ist eine Handlungsweise , die ein Lehrer
an einer staatlichen Anstalt nicht begehen sollte und nicht
begehen dürfte , und deswegen mußte ihm etwas Deut¬
licheres darüber mitgeteilt werden.

Im übrigen stimme ich durchaus den grundsätzlichen
Ausführupgen des Herrn Kollegen Kolb bei , daß auch
dieser Fall zeigt , zu welchen Konsequenzen die Ver¬
quickung von Kirche und Staat auf dem Gebiete der
Schule führt , und daß dies Bedenken gegen das ganze
Institut der Geistlichen Lehrer hervorzurusen geeignet
ist. Man mag von diesem Institute denken , was man
will, wir können verlangen , daß der Geistliche Lehrer in
erster Linie sich als Lehrer des Staates betrachtet, wenn
er sich nicht ausschließlich seinem geistlichen Berufe wid¬
men will . Wenn er an die Staatsschule geht , müssen wir >
verlangen , daß er au dieser Schule des Staates oder der
Gemeinde sich auch als Lehrer wie die anderen Lehrer
beträgt . Wenn er das nicht kann, so soll er dem Konflikt
dadurch aus dem Wege gehen , daß ex in sein geistliches
Amt zurücktritt und sich ausschließlich auf dessen Aus¬
übung beschränkt .

Ich habe geglaubt , das hier doch zum Ausdruck bringen
zu sollen . Im übrigen bin ich der Meinung , daß diese
Sache, wenn man ihr auch keine allzugroße Bedeutung
beimißt , doch unendlich viel höher wiegt, als wenn der
Oberamtmann in Schönau einmal an einem Sonntag¬
nachmittag einen Wasserschoß von einem Baume in sei¬
nem Garten abschneidet (Beifall links ) . Das möchte ich
dem Herrn Kollegen Kops bemerken.

Abg. K ö l b l i n (natl .) : Der Herr Kollege Kops hat
am Anfang seiner Darlegungen in meinen Worten eine

seiner Ausführungen bezüglich der Be¬
handlung des Falles des Oberamtmannes von Schönau
finden zu sollen geglaubt . Ich habe keinerlei Beanstan¬
dung jener Ausführungen vorgenommen ; ich habe hier
lediglich erklärt , daß der Weg , den ich eingeschlagen habe,
genau der gleiche war , den damals der Herr Kollege Kopf
ging . Ob er in der ersten oder in der zweiten seiner da¬
maligen Reden die persönlichen Angriffe substantiierte ,
das bleibt sich vollständig gleich. Er hat im Anfang sei¬
ner damaligen ersten Ausführungen Angriffe gegen einen
nicht genannten Beamten hier erhoben, ohne — das stelle
ich hier als gleichartig mit meinem Falle fest ! — sich vor¬
her mit der betreffenden staatlichen Behörde in Fühlung
gesetzt SU haben- Ich muß das ausdrücklich richtig stel¬
len , damit hier nicht irgendwie eine falsche Deutung un¬
terlaufen kann.

Was ' dann die Beweislosigkeit meiner Ausführungen
hinsichtlich des Falles Meid betrifft , so glaube ich , daß
die ganzen Ausführungen in diesenr Hohen Hause und
insbesondere auch die Ausführungen des Herrn Ober¬
schulratsdirektors dargetan haben, daß tatsächlich Grund
zu Klagen und zu Beschwerden vorhanden war und daßder Fall mit Recht in diesem Hause eine sehr breite Be¬
handlung gefunden hat .

Wenn der Herr Kollege Fehrenbach noch eimnch
auf den Fall Sachs und auf den Fall Büchle zurückkomint ,
so stellt er auch hier wieder die Sache nicht vollständig
ins richtige Licht . Ich muß immer und immer wiedu
daran erinnern , daß die Schule an der Leichenfeier dck
Professor Sachs in corpore beteiligt war ; die Schüler
hatten also die Möglichkeit, bei diesem Trauerakte ihrer
Pietät entsprechenden Ausdruck zu verleihen. Ganz an¬
ders gelagert wax der Fall Büchle : Nur vereinzelte Te-
putationen der Klassen waren in Heidelberg, und gerade
die Frage der katholischen Schüler an den Herrn Lehr¬
amtspraktikanten Meid , ob sie an dem Trauergottes¬
dienst in Baden -Baden teilnehmeu sollten oder nicht, be¬
weist , daß bei diesen Schülern mehr Pietät im Herzen
lebte als bei dem Lehrer , der ihnen anriet , an diestm
Trauergottesdienst nicht teilzunehmen . Weshalb wir
hier in dieser Verhandlung verschiedenartige Wege gehen
und verschiedener Ansicht sind , das kommt daher, weilSie
(zum Zentrum ) in dem Herrn Geistlichen Lehrer Meid
lediglich nur den Geistlichen sehen , während wir , von
unserem Standpunkt aus , den vorhin der Herr Kollege
Venedey ganz richtig präzisiert hat , in ihm den Ange¬
hörigen der Schule, den staatlichen Lehrer erblicken (Be¬
wegung, Zurufe beim Zentrum ) .

Ich möchte, um zum Schluß zu kommen , nur noch daran
erinnern : Solche Klagen sind nicht nur in Bgdcn-
Baden erhoben worden. Bei Verhandlungen , die vor
einigen Tagen hier stattgefunden haben, hat das Syst»
der Geistlichen Lehrer eine sehr große Rolle gespielt. LÜ
sehen also, überall kommen derartige Klagen auf . Sie
resultieren daraus , daß der Geistliche Lehrer eine Zwit¬
terstellung einnimmt : In Schulangelegenheiten unter¬
steht er der Oberschulbehörde, in allen übrigen Jaches,
die mit der Kirche Zusammenhängen, hat er sich nach seM
kirchlichen Oberbehörde zu richten, und mit Recht hat der
Herr Kollege Venedey darauf hingewiesen, daß das M
Gewissenskonflikten führen kann und führen muß . Bei
diesem bedauerlichen Falle in Baden - Baden hat es tatM-
lich zu einem Gewissenskonflikt geführt . Herr Lehramts-
Praktikant Meid erklärte , daß in diesem Falle kct«
Pflicht der Höflichkeit , noch auch eine aus Verwandtschaft'
liehen Beziehungen sich ergebende Rücksicht zur Teilnahme
der katholischen Schüler am Trauergottesdienst dr-
verstorbenen Direktors vorliege ! Das ist bedauerlich
Das Bedauerlichste aber ist , daß er auch Rücksichten V
Pietät nicht gelten ließ . Das hätte ich von ihm wcE
stens erwarten dürfen .

Abg . Dr . Koch (natl .) : Der Herr Abg . Kopf
erklärt, daß sein Angriff gegen den Oberamtmann ^Schönau keineswegs mit der Anfrage des Herrn ®8- ,
Kölblin gleichzustellen sei . Das ist selbstverständM
daß , wenn auf jener Seite des Hauses (zum ZentrsM
ein Angriff erfolgt, das etwas ganz anderes ist,
wenn bei uns etwas derartiges geschieht (Zurufe v»
Zentrum ) . Ich wundere mich nur , daß der
Kopf solange Ausführungen gebraucht hat , um un- b»
hier klar zu machen . Ich möchte aber noch auf ew
weiteren Fall auf jener Seite Hinweisen . Der
Abg . Weißhaupt - Pfullendorf hat in der Fi"^debatte, wenn ich nicht irre , jedenfalls im Anfanges
Landtages , Angriffe gegen Landwirtschaftslehrer genE
Er ist daraufhin aufgefordert worden, diese
auch außerhalb des Hauses zu wiederholen, damü
zur Rechenschaft gezogen werden könne ; ich habe ■
bis jetzt kein . Wort davon gehört, daß der Herr ^
Weißhaupt -Pfullendorf etwas in dieser Richtung
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einmal

tkommt,
llstmdig

habe mich sehr gewundert, wie der Herr Kollege
davon sprechen konnte , die Angriffe seien durch-

imbezründet . Es ist mir das unverständlich, und

eier des
Schüler
te ihrer
anz an*

i gerade

wieder «fo unverständlich ist mir die Parallele , die zwischen
Me des Professors Sachs und dem des Direktors

ßle gezogen wird . Daß sie durchaus unrichtig ist,
mehrfach hervorgehoben worden, es muß das aber
hials mit aller Schärfe betont werden . Die übliche

lteTe- ! der Ehrung eines Verstorbenen ist die Teilnahme
Leichenbegängnis , und diese hat bei Professor Sachs

n Lehr - Sflefunben. Bei der Bestattung des Direktors Büchle
rgottes - ^ HP war nur eine Deputation von Schülern in
icht, de- Werg ; die einzige Möglichkeit für die Gesamtheit
Herze» sschiiler , sich an der Ehrung des Verstorbenen zu
diesem war die Teilnahme am Gottesdienst . Ich

b roir besonders hervorheben (das hat der Herr Abg .
e gehen

^ in seiner Erwiderung auch nicht erwähnt ) : Der
,eil Ae n Oberschulratsdirektor hat ausdrücklich erklärt , daß
r Meid ^ istliche Lehrer gesagt hat : „ Weder Pflichten der
ir , von ^Eeit noch verwandtschaftliche Rücksichten, die den
Kollege

' ^ iken eine Teilnahme an dem Gottesdienst einer
Auge- Wn Konfession gestatten^ lägen hier vor. " Das

>n (Be- ^ ir doch wesentlich , festzustellen , daß der Lehrer
"icht entschließen konnte, zuzugeben, daß gegenüber

i daran
'

.
^ refior der Schule für die Schüler Pflichten der

Bgdcn- bestünden .
>ic vor ^ Staube , die Vorwürfe , die wegen seines Ein -
^ ystein

in dieser Richtung gegenüber dem Oberschul-

ll Sie erhoben worden sind , sind durchaus unbegründet .
.

' ~
j£

W>e im Gegenteil den Eindruck gewonnen, daß der
riwit- energischer hätte Vorgehen können. Wie

rmter -
^ ssllchen des Oberschulrats uns heute vom Regie-

~ striche vorgetragen wurde, das hat geklungen .wie
deiner - I Entschuldigung, daß er sich überhaupt er-
'

t te i
^ettt Herrn etwas zu sagen . Dem '

Herrn hätte
ms z"

^ bemerkt werden sollen (Zustimmung ) .

•
. !?f ^cĥ kiit Nohrhnrst : Ich darf vielleicht die Bitte

apaK-
Nech ^ nicht alle möglichen Fälle , die einmal im

cflm
. ^ des ganzen Landtags erwähnt worden sind , in

,?Ege Debatte hereinzuziehen. Ich fürchte , wir
sonst mit der Beratung des Nachtragsbudgets

nabrn Ende Juni nicht zu Ende kommen ,
t bk
lerlidl Üz . Kopf (Zentr .) : Der Herr Abg . Kolb ist noch*

! ^ UU^ bas zurückgekommen , was ich seinerzeit
rrE *’> des Oberamtmanns von Schönau vorgetragen

■ 8ch habe nicht vor, das , was ich damals ausge -
. , , namentlich die Tatsachen, die ich angeführt

f e, letzt noch einmal vorzutragen , um zu beweisen ,
11X » ^ toer* waren , vorgetragen zu werden, bezw .
iS J 0*8 anzutreten , daß mein Wunsch , es möge dem

ad ' : • ^ ein anderer Wirkungskreis angewiesen werden,
war . Ich möchte aber den Herrn Abg . Kolb

a darauf Hinweisen , daß bei jener Debatte sein Par -
Müller-Schopfheim erklärt hat , daß auch ihm

Lvnze Reihe vou Beschwerden gegen den betreffenden
^ Mann mitgeteilt worden seien , und daß er das ,
A ausgeführt habe, nur bestätigen könne — das
»s Sinn seiner Ausführungen — , und der Herr
Rüller-Schopf ^eim hat mich damals , bevor ich die

^ «ede hierüber hielt, noch speziell gefragt , ob ich
Mitgeteilten Beschwerden vorbringe , und hat mir
"ach ihm seien eine ganze Reihe derartiger Dinge

worden . Der Abg . Kolb möge also seinen
,, an seinen Fraktionskollegen Müller richten.

Ich habe keinen Vorwurf gemacht ),
den vorliegenden Fall betrifft , so hat der

*"3' Kolb ja sogar tiefsinnig die von den

■ w*

s d«t
eine»
Herr

naiE
e
iM
grt#»
ii- er
gd-
M

Ministranten an den Religionslehrer in Baden gerichtete
Anfrage eine bestellte Arbeit genannt . Das macht zwar
seiner Phantasie alle Ehre, entspricht aber offensichtlich
nicht den Tatsachen. Es ist ganz gleichgiltig , ob es
Ministranten waren , die gefragt haben ; es waren kgtholische
Schüler , die im Religionsunterricht von ihrem Religions -
lehrer erfahren wollten, oh ihrer Teilnahme am alt -
katholischen Gottesdienst kein kirchliches Verbot entgegen¬
steht . Daß natürlich hier der Religionslehrer Auskunft
geben mußte , ist doch ganz selbstverständlich .

Nun wird gesagt , „ es sei lieblos" von ihm gewesen ,
daß er sie nicht aufgefordert hat , trotz der kirchlichen
Vorschriften diesem Trauergottesdienst anzuwohnen .
Ich muß sagen , ich finde das merkwürdig. (Sie zu
den Sozialdemokraten ) stehen doch sonst auf dem Stand¬
punkt , daß bezüglich der Anwohnung beim Gottesdienste
irgend ein Zwang auf Schüler und Lehrer gar nicht aus¬
geübt werden solle (Abg . Or . Heimburger : Selbst¬
verständlich !) Wenn es auch nur den Anschein hat —
ich erinnere an den Fall in Rastatt , der dort seiner
Zeit einmal gespielt hat — , daß direkt oder indirekt
irgend ein Druck oder Zwang zum Besuch des Gottes¬
dienstes ausgeübt werde , haben Sie sich jedesmal außer¬
ordentlich entrüstet . Jetzt auf einmal ist es anders !
Ist es nicht ein Gewissenszwang, wenn Sie den Schülern
und dem Religionslehrer zumuten , daß sie in einen
Gottesdienst gehen , gegen den sie religiöse Bedenken
haben ? Ist es nicht ein Gewissenszwang, wenn Sie
dem Religionslehrer zumuten, daß er die Schüler auf¬
fordert , einem Gottesdienste anzuwohnen, während seine
Kirche die Teilnahme an einem solchen Gottesdienst für
eine unzulässige communicatio in sacris erklärt ? Ich
meine , das steht doch in direktem Widerspruch rnit
Ihrem ganzen sonstigen Verhalten , und wenn der Herr
Abg. Venedey — und nach ihm hat es ja , glaube ich , auch
der Herr Abg . Kölblin gesagt — ausführte , dieser Trauer¬
gottesdienst habe die einzige Möglichkeit geboten, bei
der die Schüler in ihrer Gesamtheit dem verstorbenen
Direktor die letzte Ehre hätten erweisen können, so
mache ich doch darauf aufmerksam: es ist immer zu
unterscheiden zwischen einem Leichenbegängnis und
einem kirchlichen Trauergottesdienst . Bei einem Leichen¬
begängnis kann man die Teilnahme anordnen , und da
gehört es sich , daß die Schüler mitgehen. Im vorliegen,
den Falle aber wäre es im Hinblick darauf , daß die
Schüler keine Gelegenheit hatten , der Beerdigung des
Direktors anzuwohnen, ganz angemessen gewesen , wenn
der stellvertretende Direktor eine Schulfeier für den
verstorbenen Direktor angeordnet hätte . Ihr hätte dann
jeder anwohnen können , und ganz gewiß hätte der
Lehramtspraktikant Meid gerade so gut wie die anderen
Lehrer seine Schüler aufgefordert , dieser Schulfeier
anzuwohnen . Das wäre der korrekte Weg gewesen .

Ich möchte aber dann noch eine andere Frage stellen .
Wie stellen Sie sich denn dazu, daß einer der Herren
Professoren befohlen hat , daß die Schüler der kirch¬
lichen Feier beiwohnen müßten? Warum tadeln Sie
denn das nicht ? Das müssen Sie ja rügen , denn das ist
direkt ein Gewissenszwang nach der ganzen Auffassung,
die Sie bis jetzt geltend gemacht haben. Ich möchte
aber gleichzeitig auch hervorhebcn , daß die Oberschul¬
behörde, glaube ich, allen Anlaß gehabt hätte , gerade
nach der Richtung, wenn Sie Bemerkungen machen
wollte, eine zu machen ; denn ich bin der Meinung , daß
es von dem betreffenden Lehrer durchaus unzulässig war ,
daß er seinen Schülern befiehlt, einem Gottesdienst an¬
zuwohnen ; zumal dem Gottesdienst einer Konfession , der
sie selbst nicht angehören.



1982
Wenn dann von einigen Rednern gesagt worden ist,

es sei der Religionslehrer der Diener des Staates , und
er habe staatliche Interessen zu wahren , so soll das an
sich nicht beabredet werden. Aber ein- staatliches
Interesse ist es auch, daß einer , der als Religionslehrer
am Gymnasium angestellt ist , eben den Religionsunter¬
richt und die religiösen Grundsätze seiner Konfession zu
lehren hat . Wie das im inneren Betriebe geschieht, das
hat allerdings nur die Kirchenbehörde zu entscheiden .
Der Staat verlangt aber, daß Religionsunterricht erteilt
wird , und er ist auch ganz auf dem Standpunkt , daß er
erteilt wird nach den Anweisungen und Grundsätzen der
betreffenden Konfession . Deswegen kann gar keine Rede
davon sein , daß hier der betreffende Lehramtspraktikant
irgend eine Pflicht gegenüber dem Staat verletzt hätte .
Im Gegenteil ! (Beifall im Zentrum ) .

Abg . Weißhaupt - Pfullendorf (Zentr .) : Der Herr
Abg . Koch hat auch meine Person in die Debatte herein¬
gebracht . Ich möchte ihm nur erwidern , daß einmal
meine diesbezüglichen Ausführungen nicht bei der all¬
gemeinen Finanzdebatte erfolgt sind , sondern anläßlich
der Beratung des Landwirtschaftsbudgets . Dann möchte
ich erklären , daß ich der Aufforderung des Herrn Präsi¬
denten Folge leisten werde, und die weitere Erklärung
abgeben, wie ich das auch in verschiedenen Versamm-'
lungen getan habe, daß ich anläßlich der nächsten Be¬
ratung des Landwirtschaftsbudgets ganz genau die
nähere Begründung zu den Fällen , wo ich Anschul¬
digungen gemacht haben soll, wiederum geben werde .

Abg . Kolb (Soz .) : Nur zwei Worte ! Ich möchte
dem Herrn Kollegen Kopf zunächst bemerken , daß ich
ihm bezüglich des Vorbringens der Fälle von Schönau
durchaus keinen Vorwurf gemacht habe , wie er offenbar
verstanden hat , sondern ich habe nur gesagt , er hätte
heute Billigkeitsgründe für diesen Geistlichen Lehrer
geltend gemacht , dieselben Billigkeitsansprüche könnte
man aber von dem Standpunkt aus , den der Herr Kollege
Kopf hier eingenommen hat , auch für den Oberamtmann
geltend machen . Ich habe nur auf den Widerspruch auf¬
merksam gemacht zwischen der Stellung , die er gegen¬
über dem Lberamtmann von Schönau , und der Stellung ,
die er gegenüber diesem Geistlichen Lehrer einnimmt .

Nun hat der Herr Kollege Kopf auch gesagt, wir
würden hier gewissermaßen für einen Zwang zun : Besuch
eines Gottesdienstes eintreten . Fällt uns natürlich gar
nicht ein ! Was wir in einem solchen Fall verlangen , ist
absolute Freiheit . Aber hier handelt es sich nicht darum ,
daß ein Zwang ausgeübt worden ist , sondern daß ein
direktes Verbot ausgesprochen wurde. Das kritisieren
wir , daß dieser geistliche Herr das hier getan hat (Be¬
wegung im Zentrum ) . Wenn der Geistliche Lehrer im
Religionsunterricht sagt : „Ter Katholik kann an einen:
anderen Gottesdienst nur teilnehmen aus Gründen der
Verwandschaft oder aus Gründen der Höflichkeit , beides
liegt hier nicht vor," so hat er , wenn er das im
Religionsunterricht sagt, ein Verbot ausgesprochen .

Ter Herr Kollege Kopf hat weiter gefragt , warum
wir eA nicht tadeln , daß ein Lehrer sozusagen den Befehl
ausgegeben hat , diesen Gottesdienst zu besuchen. Ter
Herr Kollege Kopf wird sich erinnern , daß ich das in der
Budgetkommission als taktlos bezeichnet habe, und auch
hier nehme ich Veranlassung , nachdem die Sprache darauf
gekommen ist (ich habe vorher nicht daran gedacht) , es
als eine Angehörigkeit zu bezeichnen, wenn ein Lehrer
in einem solchen Fall einen Zwang auf die Schüler aus¬

üben will. Dazu hat er kein Recht , und wir tadeln id,
Aber ebenso tadeln wir , daß im anderen Falle in
Religionslehrer den Schülern nicht eine andere Auskwm
gegeben hat . Ich meine, der Religionslehrer hätte m
einem solchen Falle sagen können : Das kann jeder von
Euch halten , wie er will . So wäre man am besten über
den Fall hinaus gewesen .
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Das Schlußwort zu dem Antrag der Abgg . Fehrenbach
und Genossen erhalten

Berichterstatter Abg . König (natl .) : Ich bitte, der
Antrag Fehrenbach abzulehnen und den Antrag der
Kommission anzunehmen . Es ist ja , wie ich vorhin
gesagt habe, hier eine Ausnahme geschaffen, allein diese
Ausnahme wird getragen durch ausnahmsweise gelagert:
Verhältnisse. Es sind bestimmte Persönlichkeiten , di:
durch unfern Entschluß getroffen werden, und diese Per¬
sönlichkeiten würden persönlich direkt ungerecht behandelt ,
wenn man sich demjenigen anschließen wollte , was der-
Herr Kollege Fehrenbach will , und es ist ihnen gegen¬
über nicht bloß, ein Akt der Billigkeit , sondern in viel
weitgehenderem Maße ein Akt der Gerechtigkeit , wem
Sie dasjenige tun , was die Konrmission Ihnen vor-
schlägt . Auch der Vertreter des Großh . Ministeriums
hat sich genau in derselben Weise ausgesprochen . Ali»
diejenigen Herren , welche sich dem Anträge der Kom¬
mission anschließen , bewegen sich auf dem Boden des
Gesetzes und haben die gute Grundlage der Billigkeil
und der Gerechtigkeit für sich . Diejenigen dagegen,
welche dem Anträge Fehrenbach sich anschießen, bewegen
sich zwar ebenfalls aus dem Boden des Gesetzes, aber ne
haben gegen sich die Gründe der Gerechtigkeit und der
Billigkeit (Beifall bei den Nationallibcralcn ) . *
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Abg . Fehrenbach (Zentr .) : Gegenüber diesen Au-
führungen muß ich eine kurze Bemerkung machen . ^
habe denjenigen , die dem Konimissionsantrag
wollen, nicht vorgetvorfen, daß sie nicht aus dem
Punkt des Gesetzes stehen . Ich habe ausdrücklich ana
kannt , daß der 8 17 des Beamtengesetzes die Mögliche
gibt . Ich glaube aber nicht , daß ein Anlaß vorliegt , ft»,
jenigen , die meinem Anträge folgen, vorzuwerfen , .
sie gegen die Grundsätze der Billigkeit und der Gereai .
feit verstoßen. In solchen Sachen ist für mich der Grum
satz wichtiger als persönliche Rücksichten. Ter Grund-

,'
ist im Absatz 1 des 8 17 festgelegt: 1/ 3 zu 2A - ~

;
ar1^

kommt man nicht hinaus . Wenn in Absatz 3 die Mag
feit gewährt ist , von diesem Grundsatz abzuweickM - .
soll das doch mit Maß und Ziel geschehen, und dre
weichung von dem Grundsatz soll sich nicht in das>
Gegenteil des Grundsatzes Verkehren . Ter Absatz 3
eben vor , daß auch bei einer Abweichung von dem Gru
satz doch möglichst Rücksicht daranf genommen ,

lver
soll. Wenn überall persönliche Rücksichten maW
sein sollten und bestimmender als die grundiätzu
Bestimmungen des Gesetzes , dann würden wir
ganze Masse von Persönlichen Mißstäichen zu
haben. Das ist bei jeder Beamtengesetzgebungder
Wenn eben jemand vorzieht , in den Oberschulrat ,
gehen , als wie Direktor draußen an einer entsprecht
Anstalt zu bleiben, so wird er seine Gründe dazu to
Er würde auch mit der baldigen Möglichkeit zu r
haben, von C . nach B . aufzurücken. Also eine ll" ^
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)eln te Beamten werden aber kommen , und dann werde ich
:QHe iMsern Antrag erinnern (Sehr richtig ! im Zentrum ) .
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Ander Einzetberatung werden der Antrag der Abgg .
Dimbach und Genossen mit 39 gegen 27 Stimmen

Wen Zentrum und Konservative ) abgelehnt und der
Lmmissionsantrag auf Genehmigung der Anforderung
Ri der gleichen Mehrheit angenommen .

hrenbach der Einzelberatung erhalten weiter das Wort
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Zu A . Ordentlicher Etat , F . Realanstalten , § 43
Amtsbeitrag :

Kg . Geppert (Zentr .) : Ich möchte der Großh .
Werung Dank sagen für die Genehmigung der
i Klasse in O b e r k i r ch . Ich bin fest überzeugt , daß
üe Angliederung der 7 . Klasse zur Hebung der Schule
>d zum Emporblühen der Anstalt beitragen wird . In
irr Budgetkommission ist die Beschwerde , welche von
kbcrkirch wegen der Leitung der dortigen Anstalt ergan -
M ist , ebenfalls Gegenstand der Aussprache gewesen ,
dr Herr Direktor des Oberschulrats hat damals erklärt ,
totl die Erhebungen noch nicht abgeschlossen seien . Mit
j®, was ich zu sagen habe , werde und will ich nicht einer
röche dorgreifen , die noch in der Schwebe ist , aber ich
ton doch nicht unterlassen , hier festzustellen , daß jene
^ ßage , die der Herr Abg . K ö I b I i n in der 33 . Sitzung
»in 11 . Februar hier , gestellt hat , sich unmöglich be¬
iden kann auf die Erhebungen , welche jetzt noch im

sind . In der Oberkircher Presse habe ich eine
Steilung gefunden , wonach der Bürgermeister der
rtadt Oberkirch in einer Sitzung des Bürgerausschusses

ijjj
®

.
21 . April erklärt hat , daß nach zwei vorliegenden

Scheidungen des Großh . Oberschulrats vom 5 . März
und vom 27 . April 1910 hinsichtlich sämtlicher

^ gebrachter Beschwerden die Lberschulbehörde keinen
toiaß gehabt hat , die Tienstführung des Leiters der
Aigen Anstalt irgendwie zu bemängeln . Ich stelle das
tot fest, weil die Öffentlichkeit mit der Angelegenheit
ler besaßt , worden ist , und auch wegen der Persönlichkeit
' 5 Leiters der dortigen Anstalt , die große Hochachtung

Lbcrkirch genießt und ebenfalls große Verdienste um
■lc Anstalt sich erworben hat .
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■31* B. Außerordentlicher Etat , § 25 für den Neubau

Vorseminars in Lahr , I . Rate :

Abg . Or . S ch o f c r (Zentr . ) : In der Budgetkommis -
. ? Hobe ich die Anfrage an die Großh . Regierung ge-

ob dieses Borseminar als erster Anfang eines

Harttwmars gedacht ist : die Großh . Regierung hat er -
nur an ein Vorseminar gedacht ist . Ich nahm

^ Anlaß , es auszusprechen , daß man , wenn man das
wie es jetzt mit Lehcerfeminarien gesegnet

^ .betrachtet , dann verlangen muß , daß das nächste Leh -
' kwiuar in das Frankenlaud kommt , weil diese Ge -

^
" tioch kein Lehrerseminar hat . Ich begnüge mich

mit diesen wenigen Bemerkungen .

Mansch (Soz .) : Ich möchte nur mit einem

^ noch einmal die Bitte an die Großh . Regierung
daß sie es als festbestimmt betrachten möge , mit

jj & h , wenn das Lahrer Gebäude fertig ist, ein Voll -
" " ch Lahr zu bringen . Alle übrigen Punkte

V tch in meinen letzten Ausführungen so ausführlich
^ .^ kgt, daß ich mich jetzt auf die Beinerkung beschrän¬

kt, daß ein Vollseminar nach Labr kommen " wae .

Gegen die Kommissionsanträge erhebt sich im übrigen
kein Widerspruch . ,̂ ,

'
j Ä ; :

Zu Ausgabe Titel X 88 50, 53 , 59, Einnahme Titel
III § 2, Unterrichtswesen , Volksschulen :

Berichterstatter Abg . Kolb (Soz .) : In Ausgabe Titel
X 8 50 ist ein Abgang von im ganzen 42 600 M . zu ver¬
zeichnen . Er resultiert aus dem Wegfall von 17 Haupt¬
lehrerstellen sowie von zwei Dieustzulagen . Die Kom¬
mission hat dazu nichts zu bemerken .

In 8 53 werden 40 000 M . mehr als bisher angefor -
dcrt . In der Begründung wird bemerkt , daß durch die
zahlreichen Versetzungen infolge der vielen neu errichte¬
ten Hauptlehrer - und Unterlehrerstellen eine solche
Mehrausgabe erforderlich ist. Die Kommission be¬
antragt Genehmigung .

In 8 59 kommen wieder 750 M . in Wegfall , weil die
Bürgerschule in Tauberbischofsheim auf Spätjahr d. I .
in eine Realschule umgewandelt wird und deshalb die
Stelle eines Reallehrers in Wegfall kommt .

In den Einnahmen ist ebenfalls ein Weniger von ins -
gesammt 25 330 M . aufgeführt , da infolge der Einge¬
meindungen von Feudenheim nach Mannheim , Daxlan¬
den nach Karlsruhe und Betzenhausen nach Freiburg
17 Volksschullehrer aus dem Verbände der Landschul¬
lehrer ausgetreten und in den Verband der Lehrer der
Städte der Städteordnung eingetreten sind , wodurch
20150 M . Gemeindezuschüsse weniger geleistet werden
müssen und 5180 M . Schulgeld in Wegfall kommt . Die
Kommission hat dazu nichts zu bemerken .

Die Kommissionsanträge werden einstimmig ange -
n o m ni e n .

Zum Nachtragsbudget des Ministeriums des
Innern :

Zu Ausgabe Titel I , Ministerium , Ausgabe Titel IX ,
Einnahme Titel I , Bezirksverwaltung und Polizei , Aus¬
gabe Titel XX , Außerordentliche Belohnungen und Bei¬
hilfen :

Berichterstatter Abg . Fehrenbach (Zentr .) : Die Re¬
gierung verlangt die Mittel für Anstellung eines weite¬
ren Polizeisergeanten und eines weiteren Kriminalschutz¬
mannes in Mannheim und für 9 weitere Schutzleute in
Mannheim und Karlsruhe wegen der Eingemeindung von
Feudenheim und Taxlanden , ebenso gewisse Mittel we¬
gen Einführung des Kartensystems in Baden -Baden . Die
Budgetkommission beantragt die Genehmigung dieser An¬
forderungen . Diesen Ausgaben stehen Einnahmen im
Betrage von 10180 M . gegenüber . Unter den Ausgaben
ist dann weiter eingestellt die Summe von 253 000 M .
für gemeinnützige Zwecke , insbesondere zur Förderung
des Feuerlöschwesens . Dem entsprechen Einnahmen im
gleichen Betrage . Es ist vorgesehen , daß die Abgaben ,
welche die Gebäudeversicherungsanstalt und die im Groß¬
herzogtum zum Geschäftsbetriebe zugelassenen Feuerver¬
sicherungsanstalten jetzt zu leisten haben , zur Förderung
des Feuerlöschwesens , zur Unterstützung von Mitgliedern
der Feuerwehr , für bei der Hilfeleistung in Brandfällen
verunglückte Personen und ihre Hinterbliebenen usw . ver¬
wendet werden sollen . In der mündlichen Beratung ist
seitens der Großh . Regierung weiter erklärt worden , daß
auch Zuwendungen zur Umwandlung von Schindeldächern
in feste Dächer Wwie von Strohdächern vorgesehen sind ,

4
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wenn sich die Dauerhaftigkeit der Imprägnierung der
Strohdächer erweisen sollte . Die Budgetkommission be¬
antragt die Genehmigung dieser Position , ebenso die
Einstellung von 16 000 M . im außerordentlichen Etat für
bauliche Herstellungen im Amthause zu Ettenheim und
schließlich der unter Titel XX angeforderten 1250 M .,
außerordentliche Belohnungen für etatmäßige

'
technische,mit der Leitung der Hochbauarbeiten der Heil - und

Pflegeanftalt in Wiesloch betraute Beamte.

In der Einzelberatung erhalten das Wort
Zu Ausgabe Titel IX , B . Außerordentlicher Etat ,§ 11 Bauliche Herstellungen im Amthaus zu Etten¬

heim:

Abg . Muser (fortschr . Vp .) : Ich begrüße die Ein¬
stellung dieser Position und freue mich, daß die Großh.
Regierung sich des Amthauses in Ettenheim so warm
annimmt , möchte aber bei dieser Gelegenheit auch andas Amthaus in Qffenburg erinnern , das dringendder Erneuerung bedarf . Es wird z . Zt . ja das Rat¬
haus einer Renovierung unterzogen, und wenn danndas in der Nähe befindliche Amthaus nicht ein neuesKleid erhält , wird es wie ein Aschenbrödel neben dem
Rathaus stehen .

Abg. Mansch (Soz .s : Der Anregung des HerrnKollegen Muser möchte ich mich anschließen .

Die Kommissionsanträge werden einstimmig ange¬nommen .

Zu Ausgabe Titel XII , Heil- und Pflegeanstalten ,Ausgabe Titel XIII , Einnahme Titel IV , Besserungs¬und Erziehungsanstalten :
Berichterstatter Abg. Dr . Schoser (Zentr .) : ImTitel XII , nicht XIII , wie irrigerweise unter der Sub¬

summierung des Budgets angegeben ist, sind im außer¬
ordentlichen Etat 25 000 M . angefordert . Ich habenamens Ihrer Kommission den Antrag zu stellen , diese
Position zu genehmigen. Sie setzt sich zusammen aus2 Einzelpositionen , nämlich aus 10 000 M . für die
Anstalt Wiesloch und 15 000 M . für die Anstalt Emmen¬
dingen . Die zuerst angeforderte Summe stellt eine
Entschädigung für 2 Werkbesitzer dar , die sich durch die
Wasserversorgung der Anstalt geschädigt glauben . Obwohleine rechtliche Verpflichtung nicht vorliegt, so liegen
doch Billigkeitsgründe vor, und aus diesen Gründen
hat auch die Kommission der Forderung zugestimmt.Die 15 000 M . sind für die Kanalisierung der Anstalt
Emmendingen eingestellt, sie bilden die Ergänzung zuden 45 000 M . , die wir auf dem letzten Landtag zudem genannten Zweck bereits bewilligt haben . Damals
wurde ausgeführt , man solle mit der Stadt eine ge¬meinsame Kanalisation ausführen , die ja von der
Stadt auch beabsichtigt ist . Solche Pläne für eine ge¬meinsame Kanalisation in einem Gesammtkostenbetragvon 372 000 M . liegen nun vor . Daran würde sichder Staat für seine Zwecke mit 60 000 M . beteiligen ;9 000 'M . müßten wir mehr geben wegen einer besseren
Kläranlage , und wegen einer besseren Einleitung indie Elz 6 000 M . ; diese 15 000 M. zu den 45 000 M.ergibt 60 000 M . Ich habe in der BudgetkommissionAnlaß genommen, zu fragen , da die Verhandlungennoch nicht abgeschlossen sind , ob nicht etwa die Gefahrbestehe , daß eine weitere Staatsbelastung eintrete ;dies wurde aber seitens der Großh . Regierung beab -

redet, also verneint . Ferner wurde uns gesagt,wenn ein Abschluß mit der Stadt Emmendingen nüt
zu

_ erzielen sei, der Staat dann seine Anstaltskancki
"

w |sation selbständig ausführen würde. Mist r
In Titel XIII sind 410 M . als Mietzins für $d »Mlrag

Dienstwohnungen angefordert . Das katholische Psa» h nicht
haus in Flehingen ist nämlich frei geworden , und et d. ,hat nun ein Fond , nämlich der Baden -Durlacher evang»
lische Waisenfond, das Haus angekauft und die Anstel !
hat zwei Dienstwohnungen darin gemietet, für die W '

m:
Mark zu zahlen sind . Es fallen dann aber 200 ft (
weg , die unter den Einnahmen verzeichnet sind. U
stelle namens der Kommission auch bezüglich bteftt ^ jbeiden Positionen in Ausgabe und Einnahme den 3n* jê UngSotrag auf Genehmigung . p ej

eroenigei
In der Einzelberatung erhalten das Wort i geben,

: rchoser
Zu Ausgabe Titel XII , Heil - und PflegeanstaM bisseiniB . Außerordentlicher Etat , § 1 , Errichtung einer Heil« lsendigkund Pflegeanstalt bei Wiesloch (Nachtrag zur 5. Teil- blkmniforderung ) : famgeni
Abg . Banschvach (konf .) : In Titel XII sind 100®

Mark zur Wasserversorgung der Anstalt Wiesloch bor
^ #

V
gesehen . Diese sollen zwei Werkbesitzcrn , denen dm§ ^ ^

.
die Wasserversorgung Wasser entzogen worden ist, ab
Entschädigung ausgezahlt werden. Von den Werkbesitzew ^an der Angel und Leimbach ist nun geklagt worden ,

’
ihnen schon seit 6 bis 6 Jahren das Wasser entzogaL^ ^worden sei, ohne daß ihnen dafür bis jetzt eine EnW ' > - -
digung bezahlt worden wäre . Daß die Anstalt
haben muß, das ist selbstverständlich, darüber ist ja
Wort zu verlieren , aber ich meine , man sollte auch du«
andern Werkbesitzcrn eine genügende Entschädigung w
len , denn es kommen nicht bloß diese zwei WcrkbcM
in Betracht , sondern auch noch andere , denen etwa «
Liter pro Sekunde von den Maisbachquellen entzoM
werden. 18 Liter Wasser pro Sekunde bedeuten ja l

'
^bei 5 Meter Gefälle eine Pfcrdekraft ; darum sollten am

diese talabwärts liegenden Werkbesitzcr entsprecht
entschädigt werden.

i ich sei

jsie Kon
"» mm

^ Aus -
; fc :

Ministerialdirektor Dr .
' Glöckner : Tie

auch die anderen Werkbesitzer , die durch die
sorgung für die Anstalt Wiesloch möglicherweise in
leidenschast gezogen werden, für eine aus dillign'
gründen zu gewährende Entschädigung in _
kommen können , ist seitens der technischen 2taa
behörden eingehend geprüft worden. Tie Obcrdirem
des Wasser - und Straßenbaus ist aber bei dieser IM*
suchung zu dem Ergebnis gekommen, daß eine emPlM
liche Schädigung nur bezüglich der beiden obersten
anerkannt werden könne, und deswegen ist Ihnen
dieser Vorschlag gemacht worden, die beiden oben»
Müller zu entschädigen. Für die weiter unter . ;
liegenden Müller ist wegen des Zuflusses von
bächen in den Leimbach und Angelbach die Gefahr ^Beeinträchtigung der Werke sehr viel geringer, unb ^Bruchteil des Wassers, der durch die Anstaltswasl ^

"
sorgung bei vollem Ausbau der Anstalt ihnen
werden wird — einstweilen ist ja die Anstalt überd^noch nicht bei einem 18 Sekundenliterwasserbedml
gekommen —, ist zu gering , als daß eine erhebliche
einträchtigung anerkannt werden könnte, und
sind wir zu dem Ergebnis gekommen, daß ^allen zwölf Werken, die hier in Frage kommen kom""

der

% $
l ~ % tl
, einen
!- ^Rsac
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Entschädigung geltend gemacht werden können , und

Billigkeitsgründen — von Rechtsgründen kann ,

| ia der Erläuterung in der Budgetanforderung aus -

Sktist, nicht die Rede sein — soll in der Weise Rech -
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Titel XIII , Besserungs - und Erziehungsanstalten ,
Ir, Mietzinse :

. Kräuter (Soz .) : Aus der Erläuterung ist zu

daß für das Aufsichtspersonal der

Mgsanstalt Flehingen zwei Dienstwoh -

eingerichtet werden sollen . Ich möchte
«enigeii Worten meiner Genugtuung darüber Aus¬

geben, denn ich sowohl als auch der Herr Kollege
cchoser haben schon bei Beratung dieses Budget -

Z seinerzeit diesen Wunsch ausgesprochen . Es ist eine

ndigkeit , und die Regierung erklärt auch in den
«terungen, daß die Beschaffung solcher Dienst -

Mgen , einem dringenden Bedürfnis entspricht ,
ist aber das alte katholische Pfarrhaus noch nicht
st, sondern vorerst gemietet . Ich möchte nur wün -

^ daß der Kauf so bald als möglich bewerkstelligt
t daß man sagen kann , die Dienstwohnungen sind

sichtet und das Gebäude gehört dem Staat , und

nicht unnötig Geld ausgegeben wird . Jedenfalls
<S für die dortigen Beamten eine Wohltat , daß sie in

e Wohnungen und in die Nähe der Anstalt kommen ,
ich seinerzeit schon gewünscht habe .

Kommissionsanträge werden einstimmig
immen , .

Ausgabe Titel XVI , Förderung der Landwirt

^ ichterstattcr Abg . Frhr . von Men hingen
" tr.) : Der Direktor , der Saatzuchtanstalt
^ bürg hat eine Berufung nach aus -

* erhalten . Um ihn im Lande fest¬
en , muhte man ihm wesentliche Vorteile bieten ,
dandelt sich um die etatmäßige Anstellung in Ge -
'
klasse Dld mit 2500 M . und eine budgetmäßige

e von 2500 M . , in Gesamtheit 5000 M . , dazu das

^ngsgeld . Anderseits wird die bisherige außer -
Äge Gehaltssumme mit 3000 M . frei , so daß im
' eine Neuforderung von 2200 M . notwendig ist .

beantrage die Genehmigung .

Ä öer Beratung bemerkt

1
% Wittern « « » (Zentr .) : Ich habe in de:

Atzung Mer die Verhältnisse bezüglich des Wunsches

^
nen Tierarzt in Jestetten gesprochen und dort

man sei nicht allseitig mit dem schweizerischen

jjjjTrp
e in Rafz zufrieden . Nun hat mir der Ge -

Jestetten eine Zuschrift geschickt und hat mir

tS°j2 iy
*1 Ibeziell für Jestetten seien diese meine Ausfüh -

unzutreffend , man sei in Jestetten mit dem
' a' ' Unfrieden und man könnte Schaden leiden ,

u
^
mese Feststellung in dem Hohen Hause nicht er -

- tztz ^.
" urde. Ich entspreche dem Wunsche des Gemeinde -

ht ^
Md ^ ltetten und konstatiere , daß man in Jestetten

inn* D » urit dem Tierarzt von Rafz zufrieden ist. Im

übrigen habe ich an meinen Ausführungen nichts zu
ändern .

Präsident Rohrhurst : Jestetten liegt aber nicht auf
der Hochburg , was ich ausdrücklich bemerken möchte
(Heiterkeit).

Der Kommissionsantrag wird einstimmig ange¬
nommen .

Zu Ausgabe Titel XVII , Einnahme Titel VIII ,
Wasser - und Straßenbau , und Ausgabe Titel XIX ,
Geologische Landesaufnahme :

Berichterstatter Abg . Blümmel (Zentr .) : Die Budget¬
kommission beantragt , die Zweite Kammer wolle folgende
Nachtragsforderungen aus dem Budget des Großh .
Ministeriums des Innern für die Budgetjahre 1910
und 1911 genehmigen :

I . In Ausgabe : Titel XVII Verwaltungszweige der
Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues , 8 . Außer¬
ordentlicher Etat , I . Straßenbau (§ 23 a), für beide

Jahre der Budgetperiode 1910/11 9000 M . , II . Wasser¬
bau (§ 24 a), für beide Jahre der Budgetperiode 1910/11
20 000 M ., Summe Titel XVII 29 000 M ., Titel XIX ,
für geologische Landesaufnahme , A . Ordentlicher Etat ,
für ein Jahr der Budgetperiode 1910/11 im ganzen
3 575 M . : II . in Einnahme : Titel VIII , Verwaltungs¬
zweige der Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues ,
8 . Außerordentlicher Etat , für beide Jahre der Budget¬
periode 1910/11 3000 M .

Gestatten Sie mir zu diesen Positionen nur einige
wenige Worte :

Die Regierung verlangt zunächst 9 000 M . , von denen

3 000 M . unter Titel VIII wieder als Einnahme er¬

scheinen , zur Verbesserung der Landstraße Nr . 67

beim oberen Tor in Meersburg . Wie Sie aus den

Erläuterungen ersehen , ist diese Anforderung ganz von

selbst aus den Verhältnissen herausgewachsen und bedarf
keiner weiteren Erörterung .

Eine sehr wichtige und begrüßenswerte Anforderung
sind die 20 000 M . , die unter Titel XVII § 24 a

erscheinen . Es handelt sich hier um einen Beitrag der

Großh . Regierung zu einem Entwurf , der für die Schiff¬
barmachung der Rheinstrecke Basel - Konstanz
ausgearbeitet werden soll . Der Entwurf wird die Grund¬

lage zur Beurteilung der Frage bilden , ob das genannte
Unternehmen in Wirklichkeit die von ihn : erwarteten
Vorteile bieten wird . Man wird nur mit dem größten

Interesse dem Zustandekommen dieses Entwurfes wie

auch dem Schicksal des großzügig gedachten Werkes ent¬

gegensetzen dürfen . Ich glaube im Namen des ganzen

Hohen Hauses zu handeln , wenn ich dem außerordentlich

rührigen oberrheinischen Schiffahrtsverband unsere An¬

erkennung für seine zielbewußte und energische Tätigkeit

ausspreche . Das Nähere über die Position finden Sie

in den von der Regierung gegebenen Erläuterungen ,
die ich Ihnen nicht noch mündlich vortragen will .

Unter § 3 des Titels XIX sind Mittel angefordert für

eine Hilfskraft , die nötig wird , um die geologische Auf -

nähme des Donau versickern ngsgebiets zu
beschleunigen . Diese Anforderung gab Ihrer Kommission
Anlaß , die Verhandlungen zu streifen , die am 3 . Mai
d . I . in der württembergischen Zweiten Kammer über

den Stand der Tonauversickerungsfrage ftattfanden . Es

ist ein selbstverständliches Recht unserer württem -
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bergischen Nachbarn , sich nach Möglichkeit ihrer Haut zu
wehren, es wäre aber nach Meinung Ihrer Kommission ,der sicherlich das ganze Hohe Haus beitreten wird , trotz¬dem nicht erforderlich gewesen , die Kriegstrommel so
scharf zu stimmen, wie es seitens der württembergischen
Regierung und in der dortigen Kammer geschehen ist.
Ich weiß, daß diese Töne die beabsichtigte Wirkung nicht
erzielt haben. Die dort ausgesprochenen Drohungen
haben, wie wenigstens die Kommissionsverhandlungen
zeigten, unsere Ruhe nicht beeinträchtigt . Zwei Maß¬
nahmen wurden namentlich empfohlen, um Baden
Schrecken einzujagen : Die Anrufung des Bundesrats
und die Zumauerung der auf württembergischem Gebiete
liegenden Klüfte . Allein , die angeregte Mobilmachungdes Bundesrats stieß in der württembergischen Kammer
selbst auf Widerspruch: und was die Zumauerung der
auf württembergischem Gebiet liegenden Klüfte anbe¬
langt , so können wir darauf Hinweisen , daß wir dangimmer Herr über die Versickerungsstelle bei Jmmen -
dingen bleiben. Die Budgetkommission hat aber den leb¬
haften Wunsch , haß die Sache auf friedlichem und freund¬
nachbarlichem Weg erledigt werde, und ersucht die Großh .
Regierung wiederholt , in diesem Sinne , ohne berechtigte
badische Interessen preiszugeben, tätig zu sein. ,

Die Anforderungen unter §§ 4 b , 5 a und b des gleichen
Titels werden wegen Verlegung der Geolo¬
gischen Landesanstalt von Karlsruhe nach Frei¬
burg nötig . Die Verlegung ist mit landesherrlicher Ver¬
ordnung vom 22. Januar 1910 auf 1 . Oktober 1910 ange¬ordnet , jedoch noch nicht in Vollzug gesetzt. Es gab über
diesen Punkt in der Kommission lebhafte Erörterungen ,in denen die Gegner ihre Bedenken und ihren Wider¬
spruch gegen die Verlegung zum Ausdruck brachten,während von anderer Seite dieser Maßnahme der Großh.
Regierung zugestimmt wurde . Die Vertreter der letzteren
legten nochmals ausführlich die Gründe dar , die für die
getroffene Anordnung maßgebend wären . Es warenim großen und ganzen hüben wie drüben die gleichen
Ausführungen , die über diesen Gegenstand bereits in der55. , 57. und 58. Sitzung dieses Landtags gemachtwurden , und es werden sich wohl auch heutewieder Stimmen dafür und dagegen hören
lassen , so daß ich mich als Berichterstatter im Interesseder uns zu Gebote stehenden Zeit auf diesen Hinweis
beschränken kann.

An die Erörterungen über die Verlegung an
sich knüpften aber noch Erörterungen über die
Frage , ob die Verlegung unter den Art . 38 des Etat¬
gesetzes falle und als Organisationsänderung mit
dauernden Mehrausgaben im Gefolge aufzufassen sei ;wäre dies der Fall , dann könnte nach den Bestimmungendes erwähnten Artikels die Maßnahme nicht in Vollzug
gesetzt werden, bevor sie von den Ständen gutgeheißenwäre ; wäre aber die Jnvollzugsetzung ohne die vorherige
Genehmigung der entstehenden Mehrausgaben erfolgtoder auch nur begonnen, so wäre das Budgetrecht der
Stände nicht gewahrt geblieben. Die Frage , ob eine
Organisationsänderung vorliege, wurde von einem Teil
der Mitglieder der Budgetkommission bejaht , von
andern bestritten ; eine einmütige Stellungnahme konnte
nidjt herbeigeführt werden ; das letztere war im vor¬
liegenden Fall aber nicht von Belang , da aus den Erklä¬
rungen der Großh . Regierung hervorging , daß, selbstwenn die Auffassung, es liege eine Organisationsände¬
rung vor, richtig wäre , die Regierung gerechtfertigtwäre , denn es ist zwar die Verlegung der GeologischenLandesanstalt landesherrlich angeordnet , die Regierung

hat aber die Anforderung an die Stände vor der 1
führung gemacht , das Budgetrecht der letzteren also a rAnsiä
angetastet . Die Beratungen verdichteten sich schlich
folgender Erklärung , die ich namens der Kam»
dem Hohen Hause vorzutragen mir erlaube :
in der Kommission Zweifel hervorgetreten , ob die !
legung unter Artikel 38 des Etatgesetzes falle und i
Organisationsänderung aufzufassen sei ; die $
anerkennt aber , daß die Großh . Regierung durch diei
stellung der Kosten für die Verlegung im gege!
Falle das Recht der Landstände gewahrt habe, undf
es deshalb nicht für erforderlich, zu entscheiden ,
eine Organisationsänderung vorliege.

"

Die Anforderung wurde schließlich mit Stn
Mehrheit genehmigt und damit auch die Verlegung
Anstalt gutgeheißen.1

. mg anEs sind dann noch einige wenige Einzelfragen bw> ^ big,
worden. Zunächst wurde angefragt , ob die Raum!
fetten in Freiburg derart seien , daß man von ei> ^en i>bleibenden Zustande in den dortigen Verhalte ^ ^
sprechen könnte. Die Regierung gab die Erklärunĝ «schunc
die Räume zunächst auf drei Jahre gemietet seieir- nmg geman aber hoffen könne , die Landesanstalt werde in m „ich
jetzt zu beziehenden Räumen ein beständiges Dm sgxMd
haben, so daß also Beständigkeit in der Beziehung ! Mngetrete . mb beri

Von verschiedenen Seiten wurde , wie es , glauben Mbie
auch schon früher geschehen ist, angeregt/ daß man d. <
eine populäre Ausgabe des Kartenwerks der GeoloD
Landesanstalt herantreten möge.

Das sind die Ausführungen die ich zu den vorliq
den Anträgen zu machen hätte . Bemerken möchte ,
noch kurz zum Schlüsse, daß hier eine Anforderung !
zu sehen ist, die ich im nächsten Budget unbedingt W
möchte, und das ist die Anforderung für die B " ff
Waldshut - Koblenz (Heiterkeit) . Ich bitte ff
Regierung , dahin wirken zu wollen, daß sie nicht tM
Nachtragsbudget , sondern schon im Hauptvoran
erscheint . Diese Bemerkung soll aber außerhalb
Rahmens meines Berichtes gemacht sein ; ich bitte
entschuldigen.

Hierzu liegt folgender Antrag der
(Soz .) und Genossen vor :

Die Unterzeichneten beantragen , die in Titel -
4 b und 5 verlangten Summen zu streichen

In der Einzelberatung erhalten das Wort

Zu Ausgabe Titel XVII , 8 . Außerordentlicher
I . Straßenbau , § 23 a, Verbesserung der Land
Nr . 67 beim oberen Tor in Meersburg :

Abg . W e i ß h a u p t-Pfullendorf (Zentr .) : M
bergige Lage von Meersburg und die engen
Verhältnisse in Meersburg kennt, wird ganz
begrüßen , daß hier eine Anforderung für die ~
rung der Verkehrsverhältnisse gestellt ist. Gerade an
Stelle , wo die Verbesserung geschehen soll, ist em
kehrsreicher Kreuzpunkt . Es ist deshalb von der
schüft allseitig begrüßt worden, daß die Großb-
rung sofort zugegriffen und Mittel zur Verwe
stellt hat , um die Verkehrsverhältnisse zu
Nun soll - die Gemeinde, wie es Vorschrift ^Drittel der Kosten bezahlen, in der Gemeinde m
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'or bet SL
eit also Mt Ansicht , daß die Kosten mit 9000 M . zu niedrig
WießliM » sind. Da die Leistungsfähigkeit der Gemeinde
KommiWM schwach ist, habe ich schon in der Budgetkom-

e : „WWfebeten, man möchte auf die Leistungsfähigkeit
ob die WMnde Meersburg Rücksicht nehmen. Ich möchte
ille und W wiederholen.
Komm«
»ch dieAlI, Wasserbau, § 24 a, Beihilfe an den oberrheini -
1 SegebWWsfahrtsverbandzur Bestreitung der Kosten für
ie, unbMsiMng eines Entwurfs , die Schiffbarmachung
>en, »b Mirheins von Konstanz nach Basel betr . :

StimM ^ knedcy (fortschr . Vp .) : Mit dieser Anforde-

xlegMgMnull natürlich vollständig einverstanden , auch mit
« Stundung und mit den Bedingungen , die die Gr .

M °ing an die Gewährung dieses Zuschusses geknüpft
^

<tr
' insbesondere, wenn die Bedingung ge-

daß die Bearbeitung des Entwurfes zum
^ . yii internationalen Wettbewerb ausgeschrieben
erhmtnW ^ ^ ^ag Wettbewerbsprograntnt und die Zu -
arung , >ung des Preisgerichtes von seiten der Großh .

seM, Mg genehmigt werden muß . Dagegen habe ich
wde m eis nichts einzuwenden. Ich habe mich nur zum
» E kMeldet , um so kurz wie möglich auf die früheren
ehung « Mungen zu diesem Gegenstände, die mau Wohl

berühren kann und berühren muß , zurückzukom -
glaubei R die Verhandlungen in der 66 . Sitzung vom
ß Mim >"i d. ' J . , mo ich die Schiffbarmachung des Ober -
>eologis > ^ ur Sprache gebracht habe . Ich habe damals be-

te auf die Arbeit des Herrn Ingenieurs Gelpke

vorli » ^
.?^ Emen , den ich nach meiner Kenntnis der

Hofe
!®r ^cn festen Spezialisten auf diesem Gebiete be-

runa i
^ ^ be Ed den ich auch jetzt noch dafür halte . An

Wat ssi !?^ er Gelpkeschen Arbeit habe ich ausgeführt , daß
- -^^ WDierigfctten, tvelche der Sckürsbarmacluma desvcr Schiffbarmachung des

bitte
Basel bis Konstanz entgegenstehen sollen

fi « ™bßlier , die zur Durchführung derselben notwendic

S

zur Durchführung derselben notwendig

taiisAM ^ si^vaufwand , den das Werk erfordert , meines
überschätzt werden, und ich habe der

te
Ausdruck gegeben , daß speziell die Techniker

’ Regierung der Sache gegenüber eine viel zu
fische und zurückhaltendeAuffassung und Haltung
, uen . Die Vermutung ist dann durch die Ausfüh -

bes Herrn Ministers über die Sache bestätigt
Ter Herr Minister hat eine Reihe von schwer¬

en Bedenken gegen die Arbeit des Herrn Jnge -
«etpfe vorgebracht und hat an dieser Arbeit und
1 Tanzen Projekt eine Kritik geübt , die für die
. bieses Unternehmens durchaus keine ermutigende
E ht auch im anderen Hohen Haus , wenigstens in
«unkte, nicht ganz mit Unrecht geradezu als ein

für dieses ganze Projekt und dieses Unter -
°

Zeichnet worden. Ich habe es dann selbstver-
für meine Pflicht gehalten , mich mit dem Herrn

Gelpke ins Benehmen zu setzen , und ich
den Bericht unserer Verhandlungen über die-

Rand mitgeteilt . Herr Gelpke hat dann in ver-

^ Fachzeitschriften , so habe ich hier die Nummer
schweizerischen Wasserwirtschaft" zur Hand , ge¬
ben Ausführungen des Herrn Ministers Stel -

^ wwmen und meines Erachtens diese Ausführun -
*n wesentlichsten Punkten richtig gestellt und

il .

^ Ae wich für verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß
w Bedenken des Herrn Ministers teilweise von
unrichtigen Voraussetzungen ausgingen und

?
"uch sonst nicht zugetroffen haben. Der Herr

i

Minister hat zunächst ausgeführt , daß unsere Großh .
Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues nach den
Publikationen des Heftes 12 des badischen Zentralbu -
reaus für Meteorologie und Hydrographie für die
Stromstrecke Konstanz- Basel 14 Stauwerke vorsehe , wäh¬
rend Herr Gelpke nur mit deren sieben rechne . Hier liegt
nun ein Irrtum des Herrn Ministers in verschiedener
Richtung vor . Zunächst ist in jenem Heft 12 nicht von
14 Stauwerken auf der Strecke zwischen Konstanz und
Basel sondern auf der Strecke vom Rheinfall bis Basel
die Rede ; es scheint mir also hier ein formelles Versehen
vorzuliegen . Aber auch sachlich ist die Ausführung
nicht zutreffend . Denn jene 14 Stauwerke haben keine
Beziehung auf die Schiffbarmachung des Oberrheins .
Die 14 Stauwerke , von denen in dem vom Herrn Mini¬
ster zitierten Hefte dieser Beiträge zur Meteorologie und
Hydrographie Badens die Rede ist, haben die größte Aus-
uutzungsmöglichkeit dieser ganzen Stromstrecke zu Zwek-
ken der elektrischen Kraftgewinnung im Auge, während
bei den Gelpkeschen Stauwerken nicht die Gewinnung
elektrischer Kraft sondern die Schiffbarmachung des
Oberrheins in . erster Linie in Betracht kommt . Daß diese
14 Stauwerke nicht , wie der Herr Minister angenommen
hat , für die Schiffbarmachung des Oberrheins notwen¬
dig sind , gehl schon aus der Tatsache hervor, daß auf der
schon jetzt befahrenen Strecke von Basel bis Rheinfelden
zieei jener Stauwerke liegen, welche nach Ansicht des
Herrn Ministers bezw. der Oberdirektion des Wasser-
und Straßenbaues zur Schiffbarmachung notwendig
wären , aber noch nicht ausgeführt sind , und trotzdem
wird , wie gesagt , auf dieser Strecke der Strom schon
befahren . Es ist also durchaus nicht richtig, daß zur
Schiffbarmachung des Oberrheins 14 Stauwerke not¬
wendig wären . Herr Gelpke besteht mit Entschiedenheit
darauf , daß seine Annahme richtig ist, nach welcher 7 von
ihrn namhaft gemachte Stauwerke genügen.

Dann hat der Minister weiter ausgeführt , daß auf
dieser Strecke die großen Stromgeschwindigkeiten, bis zu
3,5 :u pro Sekunde , den Verkehr erschwerten . Er hat
damals gesagt, es sei das dieselbe Geschwindigkeit , welche
der Rheinstrom unterhalb Basel zeige , und das dortige
Gefälle könne ja nur mit Schwierigkeit überwunden
werden : es fahre ein Raddampfer mit nur einemAnhänge-
kahu und dieser Anhängekahn sei nicht voll beladen.
Auch diese Darstellung , die natürlich nur auf die Infor¬
mation der technischen Stelle zurückgeht , und die auf ihr
gegründete Anschauung des Herrn Ministers entspricht
nicht den Tatsachen bezw. sie ist bereits durch diese Tat¬
sachen überholt . Man fährt bereits jetzt aus der Strecke
Straßburg -Basel durchwegs mit Dampfern von mittlerer
Leistungsfähigkeit mit 700—800 indizierten Pferdekräf¬
ten bergwärts , die in zwei Schiffslängen schleppen, also
mit zwei Anhängekähnen, und Nutzlasten , die über 1000
Tonnen hinausgeht . Also auch diese seitens des Herrn
Ministers vorgetragene Anschauung ist nicht zutreffend .

Ferner hat der Herr Minister ausgeführt , es seien
nicht nur die sechs Brücken , von denen Herr Gelpke
spricht, die umgebaut werden müßten , um nicht die
Schiffahrt zu behindern, sondern es handle sich um
sämtliche 13 Brücken auf der Strecke Konstanz-Basel.
Auch hier liegt zunächst eine vielleicht mehr äußerliche
formelle Unrichtigkeit vor. Es sind nämlich, wenn man
doch einmal von „sämtlichen " Brücken spricht , auf dieser
Strecke nicht 13 sondern 23 Brücken . Im übrigen liegt
nach der detaillierten Ausführung des Herrn Ingenieurs
Gelpke in dem zitierten Artikel die Sache so, daß die
meisten von diesen Brücken eine solche Höhe und Länge
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besitzen, daß sie nicht als Hindernisse für den Schiffs¬
verkehr angesehen werden können . Bei der Zahl , zu
welcher Herr Ingenieur Gelpke gekommen ist , ist er von
gleichen Verhältnissen ausgegangen , wie sie auf anderen
Stromstrecken, insbesondere auf der bereits schiffbar ge¬
machten Strecke bis Basel , als maßgebend angesehenwurden . Also auch in dieser Richtung scheinen mir nichtdie Ausführungen des Herrn Ingenieurs Gelpke unrich¬
tig zu sein , sondern die Unrichtigkeit auf seiten der In¬
formationen zu liegen, die dem Herrn Minister von un¬
seren technischen Behörden geworden sind.

Sodann hat der Herr Minister die Kostenberechnungdes Herrn Ingenieurs Gelpke beanstandet. Herr Gelpke
hat die Kosten auf 30 Millionen Franks oder 24 Millionen
Mark berechnet und der Herr Minister hat demgegen¬über angeführt , daß in diesen Kosten die Ausgaben fürdie Verladeeinrichtungen und die für die Häfen noch nicht
berücksichtigt seien. Das ist an sich richtig. Herr Gelpke
sagt aber , meines Erachtens mit Recht , daß diese Kosten
zu denen der Schiffbarmachung nicht einbezogen werdenkönnen, daß man sonst beispielsweise bei den Kosten fürdie Schiffbarmachung des Mains auch die 70 Millionen
für den im Bau befindlichen Osthafen von Frankfurt a .M . hätte einbeziehen müssen , daß man sie aber dort nichtzu den Kosten geschlagen hat .

Schließlich hat der Herr Minister insbesondere auchdie Rentabilität des Unternehmens - in Frage gestelltund ebenfalls auf Grund der Informationen unserertechnischen Behörde der Ansicht Ausdruck gegeben , daßdie Landfracht billiger bleiben würde , daß die Gütervon Offenburg über den Schwarzwald billiger gehenwürden als von Kehl auf dem Rhein . Das wäre natür¬
lich — wenn es zuträfe — das Todesurteil des ganzenUnternehmens . Dann hätte es selbstverständlich nichtdew mindesten Zweck, eine derartige Anlage zu errichten,wenn die Güter auf dem Wasser nicht billiger als aufdem Lande transportiert werden könnten. Gerade in
bezug auf diese Äußerung des Herrn Ministers hat ein
Mitglied der Ersten Kammer von einem Todesurteilüber das ganze Werk und Unternehmen gesprochen .Nun bestreitet aber Herr Gelpke in seinen Ausführun¬gen in dem zitierten Artikel mit großer Entschiedenheitdie Richtigkeit der Ausführungen des Herrn Ministersin diesem Punkte . Er weist zunächst darauf hin, daßüberhaupt die Berechnung der Rentabilität eine sehrschwierige Sache sei. Sie hänge natürlich von der gan¬zen Entwicklung des Unternehmens und dem Auf¬
schwung der Industrie usw . ab , und er macht dann mit
Recht geltend , daß ähnliche Bedenken zunächst allen gro¬ßen derartigen Unternehmungen entgegengebracht wor¬den sind . Wir wissen ja auch, daß ähnliche Bedenken ,die Sache werde sich nicht rentieren , z . B . der Einfüh¬
rung der Eisenbahn , der Erbauung der sämtlichen Ka¬
näle , auch der Schiffbarmachung des Oberrheins bis
nach Basel usw. entgegengehalten wurden , und doch hat
man sich von der Unbegründetheit dieser Bedenken nach¬
träglich überzeugen müssen . Im übrigen führt er dann
aber in einer durchaus einleuchtenden Weise aus , daß,wenn bei der Fortführung der Strecke nach Konstanz
ungefähr die gleichen Preise zur Geltung kommen wür¬
den wie für den Frachtverkehr Rotterdam -Basel mit 0,8
Pfennig pro Tonne , dann eine ganz erhebliche Verbil¬
ligung gegenüber dem Bahnverkehr eintreten werde,die er auf etwa 1 .26 Mark pro Gütertonne gegenüberder Bahnfracht berechnet . Es sind das natürlich Berech¬nungen , die vorläufig keine tatsächliche materielle

Grundlage haben. Es ist ja nicht zu sagen , wie wchtz $, ist tzcgjn derartiges Unternehmen entwickelt . Es ist M ye vekeine Frage , daß seine Entwicklung immerhin eine such g Rhenund große werden würde . Ich habe darauf schon friifw Wstanzhingewiesen, daß hier eine ganze Reihe von Landen ; seien Smit großen der Industrie noch nicht erschlossenen Ecke- « tlicheten an diesem Werk und Unternehmen beteiligt sind, ich m, so isich bezweifle nicht, daß die Durchführung des llM. z Rückenehmens einen großen Aufschwung der gesamten «n 10
dustrie in den anstoßenden Landesteilen der verschick» m daneu angrenzenden Länder zur Folge haben würde. irnkte l

Ich habe mich für verpflichtet gehalten , auf diese Iiii| ar
hinzuweisen, um nicht die Meinung im Lande Quito f/ ”0J
men zu lassen , als ob die pessimistische Darstellung M •etW ‘
Herrn Ministers nun absolut einwandfrei und nach jeiE «Richtung hin zutreffend sei . Ich habe mich deshalb
pflichtet gefühlt , darauf hinzuweiscn, daß Herr GelsiE,seine Ansicht und sein Merk mit guten Gründen in 1*1von mir zitierten Arbeit verteidigt und meines Eich!
tens verschiedene Unrichtigkeiten in den Ausführung
des Herrn Ministers speziell bezüglich der Stauwit!
und der Brücken nachgewieseu hat , Unrichtigkeiten, iiitjauch nicht ganz mit der Griindlichkeit, von der der
Minister gesprochen hat , daß sie bei der Behandlung l«
Frage notwendig sei , in Einklang zu bringen sind . &
ist selbstverständlich, daß der Herr Minister , der cbem
wie unsereiner in diesen Dingen kein Techniker us
Sachverständiger ist , in erster Linie auf die InformolK
seiner technischen Behörde angewiesen gewesen ist,
ich glaube , gegenüber diesen Informationen das &
recht erhalten und mindestens denselben Anspruch *!
Autorität für das erheben zu dürfen , was ein
wie Herr Gelpke auf Grund seiner jahrelangen, c:r>
gehenden, gründlichen Studien speziell über dieses P
jekt in der Öffentlichkeit vertreten hat .
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Minister d'es Innern Freiherr von und zuman : Der Herr Abg. Venedey hat gesagt, ich hättetder Arbeit des Herrn Gelpke Kritik geübt, und d>*
Kritik sei in allen wesentlichen Punkten von Herrn
widerlegt worden . Ich habe den Aufsatz des Aw
Gelpke über diesen Gegenstand auch gelesen , und ich
ferner eine Erklärung des Herrn Gelpke gelesen, die -
dem Rheinschiffahrtsverband in Konstanz gegenüber ^Sache abgegeben hat . Zunächst habe ich nicht an dl»
Entwurf des Herrn Gelpke Kritik geübt, dazu era°^
ich mich nicht als sachverständig, sondern ich habe _
über dem Optimismus des Herrn Abg . Venedey ,

^
>

er auf mich übertragen sehen wollte, gesagt : von ant>^Seite würde die Angelegenheit anders beurteilt und ff*
besondere habe unsere technische Behörde die und die

^
l

denken gegen die Arbeit des Herrn Gelpke erbo 1
Diese Bedenken habe ich dann des nähereck ausgest %

Wenn nun der Herr Abg. Venedey mir nicht “SP
freundlicher Weise , aber doch deutlich genug für toJ
der es verstehen kann, Oberflächlichkeit vorwirft
Venedey : Nur dem Gutachten , auf das sich die öD
führungen des Herrn Ministers stützen !) , wenn er
meine Ausführungen ließen die sonst von mir so bc

^Gründlichkeit vermissen, so bin ich der Ansicht, ^ MM^ Ent
Ausführungen des Herrn Gelpke die oegeutesi ^MMi UtlAusführungen der Oberdirektion nicht in den

. ■ ■ ■ '
y *. —. • — - —- " >~ , * , -<

liehen Punkten widerlegen , und daß auch
Vorwurf nicht treffen kann. Wenn zwischen ~

„jg jJfeü
hausen und Basel 14 Kraftwerke nötig sind , so
auch sagen, sie seien zwischen Konstanz und Basel
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ist ganz unwesentlich, ob sie sich auf einen Teil dieses
:eie verteilen, sie sind eben notwendig auf der Strecke
Rheins, welche für die Schiffahrtsstraße Basel -

M früh, «stanz in Betracht kommt. Wenn dann gesagt wird ,
Land« , feien 23 Brücken und nicht 13, und ich hätte gesagt :

:en statische Brücken " und hätte dann nur von 13 gespro-
sind, ji, so ist das ohne weiteres zuzugeben . Es sind aber

s Um !Drücken , die überhaupt in Betracht kommen ; die an-
mten Z» Kt, io Brücken kommen nicht in Betracht . Also ich

n da nichts wesentliches finden . Was die anderen
nkte betrifft, so wird Herr Baurat Kupferschmid

ese TmO-Mf antworten. Im übrigen möchte ich doch wieder -
i ouffo© ® betonen, daß das wesentliche in dieser Sache doch
Uung i> trihaupt ist , daß man einmal ein Projekt fertigt . Dann
nach jck

^ man diese Dinge beurteilen können , und dazu , daß
chalb v» » Projekt gefertigt wird , haben wir ja eben durch die -
n GelB schritt , um dessen Billigung wir Sie ersuchen, das
en in da ^ getan. Ich meine also , wir tragen sachlich
es Eroch diel dazu bei , daß die Frage geklärt wird und
ührunch ^ bie große und schöne Aufgabe in Angriff genommen
Ztauwerd Ich habe ferner , wie ich ja früher hier auch schon
eiten , bic geteilt habe , bei der Verhandlung über die Schiffahrts -
der dahin gewirkt und es auch erreicht, so weit mau

ilung !« * Mion von etwas Erreichtem sprechen kann, daß die

sind. 8 Beziehung der Schiffbarmachung des Oberrheins von
er eben* E bis Konstanz in die Aufgaben des künftigen Zweck -

ker gesichert ist, soweit derartige kiinftige Auf -

ormat« überhaupt jetzt schon gesichert werden können. Sie
ist , uife r 1“ daraus ersehen, daß ich persönlich mich keines -

>as einem Pessimismus hinsichtlich dieser Frage hin -

>ruch und ich begreife auch nicht, wie man irgendwo und
'ndwann hat sagen können, ich hätte ein Todesurteil
Mrochen . Ich habe lediglich gesagt : die und die
«ken sind von den technischen Behörden geäußert ,
rache bedarf deshalb gründlicher Prüfung , sie darf

^ in einer Hurrastimmung erledigt und behandelt
. ^

en, und damit diese gründliche Prüfung der Sache
* :

Mch ist , muß ein Projekt ausgearbeitet werden , und
hatte W wollen wir beitragen ,
ind
n
s Hem
ichh-de

n bie -i
über $
an be*

ä übrigen wird wie gesagt der Herr Baurat Kupfer -

^ mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten das weitere
" -rache sagen.

nst 1

JJjWQt Kupferschmid : Ich möchte auf die Aus¬

lugen des Herrn Abg . Venedey , soweit technische
in Betracht kommen, einiges erwidern . Der

Abgeordnete hat sich zunächst die Äußerung des
Gelpke zu eigen gemacht, wonach zwischen den

-Hungen im 12. Heft der Beiträge zur Hydrogra -
bns Großherzogtums Baden und den Ausführungen
Herrn Gelpke bezüglich der Erstellung eines Groß -
Rrtswegs von Basel bis Konstanz kein innerer Zu -
?whang bestehe . Diese Auffassung des Herrn Gelpke

*'ne durchaus irrige . Ter Zusammenhang besteht,
^ kann diese Strecke nicht schiffbar gemacht werden ,

sie kanalisiert wird . Unter kanalisieren ver¬
tan aber Anstauen des Flusses durch Anlage von

Werken, und diese Stauwerke sind im 12. Heft der
vorgesehen, und auch Herr Gelpke hat in sei-

Entwurf der Schiffbarmachung des Rheins zwischen
^nd Konstanz eine Anzahl solcher Stauwerke vor -

ich glaube , es sind 6 oder 7. Man könnte nun
ec streiten , ob ein kombiniertes System von Kana¬

ls und Regulierung für die Erstellung einer

^chisfahrtsstraße zulässig sei. Wir teilen diese
® nicht, sondern sind der Meinung , daß entweder nur

kanalisiert oder nur reguliert werden muß . Nun ist die
Regulierung ausgeschlossen, nachdem einzelne Wasser¬
kraftwerke z . B . in Augst-Wyhlen und in Rheinfelden
bereits erstellt sind und ein weiteres bereits in Laufen¬
burg im Bau begriffen ist . Es wird also die ganze
Flußstrecke durch Erbauung von Stauwerken kanalisiert
werden müssen, und man wird sich mit den 6—7 Stau¬
werken, die Gelpke vorgesehen hat, nicht begnügen kön¬
nen . Die Gründe technischer Natur , warum man nicht
eine Kombination von Kanalisierung und Regulierung
vornehmen kann, kann ich hier nicht auseinander setzen .
Ich müßte dabei eingehen auf das Gebiet der Schiffahrt
und des Wasserbaues und schließlich auf die Gestaltung
des Frachtverkehrs der Rheinschiffahrt . Das ist aber
nicht möglich, das würde zu weit führen .

Was Herr Gelpke sagt über die Erfolge , die mit der
Befahrung des Rheins von Straßburg bis Basel und von
Basel bis Rheinfelden erzielt sind , bedarf der Berichti¬
gung . Herr Gelpke sagt , es seien durchweg Boote
mit zwei Anhängeschiffen gefahren und hätten Nutz¬
lasten geschleppt über 1000 Tonnen hinaus . Ich habe die
Aufzeichnungen der Rheinbauinspektion Freiburg über
den Verkehr in den Jahren 1908 und 1909 vor mir
liegen . Darnach sind im Jahre 1908 im ganzen 30 Berg¬
züge nach Basel gegangen . Hiervon haben be¬
standen 19 Bergzüge aus einem Boot und einem Kahn ,
8 Bergzüge aus 2 Booten und 2 Kähnen und 3 Bergzüge
aus 1 Boot und 2 Kähnen . Was zunächst die letzteren
anbelangt , also die Bergzüge , die aus 1 Boot und 2
Kähnen bestanden haben, so sind das zweifellos nur Aus¬
nahmen gewesen, die unter ganz besonders günstigen
Wasserstandsverhältnissen und unter ganz besonders
günstigen Fahrwasserverhältnissen fahren konnten.
In diesen drei Bergzügen hat die Ladefähigkeit betragen
beim ersten Bergzug 1662 Tonnen , beim zweiten Berg¬
zug 1682 Tonnen und beim dritten Bergzug 1400 Ton¬
nen . Die wirkliche Beladung der Kähne hat dagegen nur
betragen im ersten Bergzug 765 Tonnen , im zweiten
Bergzug 836 Tonnen und im dritten Bergzug 700 Ton¬
nen. Es dürfte also wohl zutresfen , wenn man sagt , daß
die Kähne , die dem Schleppboot angehängt waren , nur
zur Hälfte beladen waren . Das Boot hat auch nicht 700
bis 800 indizierte Pferdekräste , sondern es war ein und
dasselbe Boot bei allen drei Zügen und es hatte 850
Pferdekräste . Bei den andern Bergzügen , die aus zwei
Booten und aus 2 Kähnen bestanden, hatten die beiden
Boote zusammen 1000 Pferdestärken, die beiden Kähne
zusammen eine Ladefähigkeit von 1460— 1667 Tonnen
und eine Ladung an Bord von 600—700 Tonnen . Im
Jahre 1909 sind von Straßburg nach Basel 27 Bergzüge
gegangen , bestehend aus 1 Boot und einem Kahn , 12
Bergzüge bestehend aus 2 Booten und 2 Kähnen , 6 Berg¬
züge bestehend aus 2 Booten und 1 Kahn und 20 Berg¬
züge bestehend aus einem Boot und zwei Kähnen . Es
sind also im Jahre 1909 etwa 30 Prozent der Züge mit
zwei Kähnen gefahren , die einem Boot angehängt waren .
Das Boot hatte auch 1909 850 indizierte Pferdekräste , und
es sind zwei Fälle vorgekommen, in denen das Boot mit
den Kähnen Lasten von 1015 u . 1000 Tonnen zu Berg ge¬
fahren hat . In den übrigen 18 Fahrten hat die Last in
den beiden Anhängekähnen sich zwischen 550 —945 Ton¬
nen bewegt und hat im Mittel 791 Tonnen betragen . Die
Tragfähigkeit der beiden Anhängeschiffe hat im Mittel
1574 Tonnen betragen . Bei den Schleppzügen , die aus
zwei Booten und zwei Kähnen bestanden haben , haben
beide Boote zusammen Maschinenstärken von 1000 Pfer¬
den gehabt, die beiden Kähne zusammen eine Ladefähig -
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feit von 688 bis zu

'
1560 Tonnen und Ladungen von ZOO

bis 967 Tonnen . Die Boote der Schleppzüge, die aus
zwei Booten und einem Kahn bestanden, haben zusammen
Maschinen gehabt von 5OO Pferdestärken , und sie haben
Ladungen geschleppt von 163 bis 342 Tonnen . Es ist
nur ein Fall vorgekommen , in dem zwei
Boote mit zusammen 1000 Pserdekräften eine
Last von 6OO Tonnen zu Berg gezogen haben.
Die Angaben des Herrn Gelpke bezüglich der Maximal¬
nutzleistungen sind also nicht zutreffend . Es geht natür¬
lich auch nicht an , daß man einzelne forcierte Leistungen,die unter besonders günstigen Verhältnissen möglich sind ,als Charakteristikum einer Wasserstraße ansieht. Man
könnte z . B . zu diesem Falle ebenso gut sagen : Der
Neckar ist ein Großschiffahrtsweg , denn es können auf
dem Neckar Schiffe bis zu 450 Tonnen fahren . Wohl istes richtig, daß bei außergewöhnlich günstigen Wasser¬
ständen die Kähne der sogenannten direkten Schiffer bis
Heilbronn fahren können. Das ist aber nur einige Wo¬
chen der Fall , die ganze übrige Zeit des Jahres können
sie nur mit 100 bis 150 Tonnen fahren , und das charak¬
teristische Merkmal der Neckarschiffahrt ist der Schiffs¬
typ von 100—200 t . Man muß , wenn man eine Schiff¬
fahrt beurteilen will , mit mittleren Leistungen rechnen .Tut man das auf der Strecke Straßburg bis Basel, so
kommt ein ganz anderes Bild heraus als das von Herrn
Gelpke gezeichnete . Die Gesamtladefähigkeit aller Kähne
betrug im Jahre 1908 31326 Tonnen , beladen aber wa¬
ren die sämtlichen Kähne , die im Jahre 1908 zu Berg ge¬
fahren sind , nur mit 1364O Tonnen . Es ist also noch
nicht einmal die halbe Ladefähigkeit der Kähne ausge¬
nützt gewesen . Im ganzen waren es 41 Kähne. Die
durchschnittliche Ladefähigkeit hat betragen 764 Tonnen ,die durchschnittliche Beladung 340 Tonnen . Es ist also
durchaus berechtigt, wenn man sagt, daß nur mit halber
Ladung von Straßburg nach Basel gefahren werde. Im
Jahre 1909 ist eine kleine Besserung hierin eingetretcn.Es hat im Jahre 1909 die gesamte Ladefähigkeit der
Kähne betragen 72 662 Tonnen , die Beladung 35 897
Tonnen . Im ganzen waren es 97 Kähne, die nach Basel
gegangen sind . Die durchschnittliche Ladefähigkeit be¬
trägt also 749 Tonnen , die durchschnittliche Beladung370 Tonnen . Es hat also die durchschnittliche Beladungder Kähne zugenommen um etwa 30 Tonnen , und die
Ausnützung der Ladefähigkeit ist von 44s^> Proz . auf
49,4 Proz . hinaufgegangen . Wir sind also auch jetzt noch
nicht ganz bei der Ausnützung der Ladefähigkeit zur
Hälfte angekommen.

Herr Gelpke hat sodann weiter ausgeführt , daß eine
Stromgeschwindigkeit von 3 *4 Meter ganz unbedenklich
sei. Er sagt, solche Stroingeschwindigkeiten kom¬
men zwischen Straßburg und Basel und
auch anderwärts vor . Das ist unzutreffend . Der¬
artige Stromgeschwindigkeiten haben wir bei niederem
Wasserstand unterhalb Basel nicht . Wir haben die größte
Stromgeschwindigkeit auf dem ganzen schiffbaren Rheinin der sog. Gebirgsstrecke, und zwar im Binger Loch ; es
ist aber sehr wohl zu beachten , daß die eigentlich gefähr¬
liche und schwer zu überwindende Strecke im Gebirge nur110 Dieter lang und der Schiffahrtsbetrieb so eingerich¬tet ist, daß, wenn die Schleppzüge zu Berg durch dieseStrecke hindurchfahren , sie sich Erleichterung verschaffenin der Weise , daß sie lang hängen und so durchfahren,daß nur ein einzelnes Schiff sich in der Schnelle befindet.Tie Geschwindigkeit beträgt im Binger Loch nach einerDenkschrift, die das preußische Arbeitsministerium ver¬öffentlicht hat , bei gemitteltem Niederwasser etwa 3 Me¬

ter . Die Fahrt durch das Binger Loch ist bei einer
schwindigkeit von 3 Meter schon schwierig : es können miE , unjSchleppzüge hindurchkommen, die sehr kräftige Schlevp .
bote haben, und diese müssen zuweilen noch Vorspann ie- ^ gefahnützen . Wenn zwischen Basel und Konstanz eine länge« d,gtabiStrecke mit einer Geschwindigkeitvon 3s4 Meter belassm g jjertrwürde, so wäre es einfach unmöglich, mit den Schlepp Q[
zügen hindurch zu kommen . Das haben die Erfahrungen M win der Gebirgsstrecke ganz klar erwiesen. iborauf

Bezüglich der Brücken hat sich Seine Exzellenz der Heck ?'
Minister bereits ausgesprochen. Es ist darauf hingewip ^
fen worden, daß allerdings 23 Brücken am Rhein zwischen ^

*
Konstanz und Basel bestehen ; das ist ja bekannt und nichö ^ ^ '
neues , und es war auch nicht meine Absicht, von alöt £rt @jei
Brücken zu sprechen . Ich habe bei meiner BegutachtuH » gemachder Gelpkeschen Arbeit alle jene Brücken ausgeschieden . .von denen Herr Gelpke nach seinen eigenen Feststellungen Mm t
selbst sagte, daß die lichte Durchfahrtshöhe und die lichli Mg *,<Weite an ihnen vorhanden sei . Man kann über das er* j«!e unr
forderliche Maß der lichten Weite und der lichten Tuch , nn zpg
fahrtshöhe streiten , aber wir haben einen Vorgang,mm fr
den wir uns halten können. Bei Kembs ist ein großes ! MM
Wasserwerk mit einem langen Oberkanal und Unter- ; M
fanöl projektiert ; dieser Entwurf ist einer technisch «; M ^ech

V ist sei
«de Ri
«that
Ssplti

Kommission der konventionellen Rheinuferstaatenzol
Prüfung vorgelegt gewesen , und diese hat sich ausdM
lich dahin ausgesprochen, daß in den Kanälen für dit
Schiffahrt nach Basel eine lichte Höhe von 6 Meter üdel
dem höchsten schiffbaren Wasserstand vorhanden tEDkikanal
müsse, und weiterhin , daß die lichte Weite der Brücke NÄ
unter 40 Meter betragen dürfe . Das , was unterhalb Ba¬
sel recht und billig ist, wird es auch oberhalb Basel sei"-' A oder
Wenn man damit die Angaben des Herrn Gelpke m-- fcaltung
gleicht und nachsieht, an welchen Brücken diese Maße v« kxfo j
6 bzw . 40 Meter vorhanden sind , so ergeben sich die er- (ine
wähnten 13 Brücken . Herr Gelpke hat sich die Sache eist tz fie nj
was leichter gemacht und hat nur 6 oder 7 angenomin«- ' ife am

Ich möchte dann noch etwas näher eingehen auf die Be¬
rechnung, die Herr Gelpke für die Fracht von StraßdM
nach Basel aufgemacht hat . Er kommt nach seiner Be¬
rechnung zu dem Schluß , daß die Bahnfracht von
nach Straßburg wesentlich teurer sei als die Wasserst^
Ich bin über die Frachtverhältnisse von Mannheimssehr genau informiert , aber allerdings nicht in der
das Material , was mir dort zum großen Teil vertrau^
mitgeteilt worden ist , hier vollständig mitzuteilen . ^möchte aber doch auf etwas aufmerksam machen .
Gelpke sagt, die Fracht von Straßburg nach Basel beM
2,50 M . per Tonne oder 25 M . auf den Waggon,
Eisenbahn verlange aber 32 M . Herr Gelpke hat ^
dabei verschwiegen , daß die Stadt Basel bzw. der KaM
Basel—Stadt eine Subvention zu den Frachten bezad^
die eine ganz beträchtliche Höhe erreicht hat . Sie botv^im ganzen ungefähr 30 Proz . des Frachtsatzes . Wenn «
diese zur Fracht zuschlage , so komme ich nicht auf $ *
dern auf 33 M . Es ist das also eine Rechnung , die

^
dMf

aus nicht glatt liegt , und wenn Herr Gelpke nun Schl
aus einer solchen Berechnung zieht, so zieht er eben stb
Schlüsse , und die Rentabilität der Schiffahrt nach ^
ist damit noch gar nicht nachgewiesen .

Ich möchte dann noch auf einen anderen Umstand fr®
weisen . Es kommen drei Schiffahrtsgesellschaftenin -
tracht, die Rheinschiffahrtaktiengesellschast vormals
del, die Vereinigten Spediteure und Schiffer i" ®
heim und die Rhein - und Seeschiffahrtsgesellschal '

^
sich vor zwei Jahren mit der Lagerhausgesellschasi
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jeittt fusioniert bztv. diese aufgekauft hat . Die
b > und Seeschiffahrtsgesellschaft hat im vorigen
fc iuenn ich recht unterrichtet bin, 3600 t Kohlen nach

??n ^ U gefahren , sie hat die Subvention vom Kanton
Mtadt ebenfalls beansprucht , und zwar auf Grund
6 Vertrages, den sie mit Bafel abgeschlossen hatte ,
« hat aber Basel erklärt , es wären zu wenig Kohlen

rangen ^ etI worden , und hat die Subvention verweigert ,
ittauf hat die Gesellschaft die Fahrten wieder einge -
Hund zwar , wie ich genau weiß , hauptsächlich des -
js>weil sie nicht auf ihre Kosten gekommen ist . Mit

itslhen
' Mbitanten Vorteilen , die Herr Gelpke herausge -

nM p ! hat, hat es also noch sein Bewenden .

1 oSes |et Gelpke hat dann weiterhin noch darauf aufmerk -
chtW » Macht, daß die Verladeufer , die Anlandestellen und
hieben, t $ fen nicht zu den Kosten zu rechnen seien , die an -

InnjP vhmen wären für die Kanalisierung bezw . Schiffbar -
- lWi chmg von Basel bis Konstanz . Darin tut Herr

^ unrecht . Er hat in der Erwiderung , die von denr
Xm , Kn Abg . Venedey angezogen worden ist, Bezug ge-

^ rauf , daß z. B . der Hafen Straßburg oder
grlW >

Mcheim auch nicht wegen der Regulierung gebaut
sei, und die Kosten seien nicht auf die Regulie -

nrM ^ tz berechnet worden . Das ist unrichtig , der Hafen in
ist seiner Zeit mit Rücksicht auf die in Aussicht
* Rheinregulierung gebaut worden , und der

- hat ihn bauen müssen , weil er auch Bauherr für
^ chulierung ist . Am Neckar ist aus Anlaß der

kanalisierung, die ja jetzt in Vorbereitung ist , in
-ann ein Hafen vorgesehen , der vom Staat gebaut
bielleicht mit einem Zuschuß von feiten der

' Oder auch der beteiligten Kreise . Die Eisenbahn -
iltung hat meines Erachtens doch kein sehr großes
G daran , da oben Häfen zu bauen . Was soll
am Hafen in Konstanz bauen , das Bodenseegebiet
fe nicht versorgen mit der Bahn , denn , wie Herr

annimmt , soll ja die Fahrt von Konstanz noch
buch Württemberg , nach Vorarlberg und nach
gehen . Es wäre also lediglich möglich , von

'
A aus mit der Bahn nördlich zu fahren , also in»Ul *. UVl ». V — , ,

(. *% mg zam Schwarzwald , und das hat man doch

^ ber, >venn man von Kehl herfährt . Es hätte al -

ijd
™01 Zweck, wenn die Eisenbahnverwaltung in

ijj, ^ rinen Hafen bauen würde . Wie es aber um

Initiative und Opferwilligkeit der Kreise um Kon -

^
iund überhaupt am Oberrhein bestellt ist , das

^
die Sammlungen bewiesen , die in der letzten

.jE ^ ustaltet worden sind , und die ein Ergebnis ge-
«ben, das weit hinter dem zurückgeblieben ist ,

j
®5 Verband seinerzeit als Beitrag für die Augst -

Schleuse und als Beitrag zu den Vorarbeiten
j ^ ^ utwurf Basel -Konstanz in Aussicht gestellt hat .

— im ganzen nur 37 000 M . anfgekommen , und
brachte die Sammelliste doch immerhin den Ein -

°b man es nicht an Eifer haben fehlen lassen ,
jgOb man überall gewesen sei, wo man etwas hätte

kommen können .

des Innern Frhr . vonundzuB odma n :
^ noch einmal um das Wort bitte , so geschieht es ,
erklären: Ich habe gewünscht , daß einer unserer

fwrj er hier zum Worte kommt , weil eine Kritik geübt
ml ?® ist an den Ausführungen unserer technischen Be -
»^ bbd weil auch in der Presse sowie in einer Ver -

M ^ ^bg in Konstanz eine derartige Kritik geübt wor -
Es war deshalb notwendig , daß unsere technische

Behörde Gelegenheit bekam , sich zu äußern . Im übrigen
glaube ich, hat es keinen Zweck, sich jetzt darüber zu strei¬
ten , ob das so oder so ist mit der Kanalisierung des
Oberrheins , und was die Fracht auf dieser Schiffahrts¬
straße kosten wird . Alle diese Fragen sollen Gegenstand
der Erörterung in dem Projekt sein , und damit man in
der Frage klar sieht , soll dieses Projekt aufgestellt werden .
Wie weit dann später der badische Staat mit Hafenbau¬
ten und dergleichen zu gehen hat , das ist, glaube ich, auch
eine Frage , über die man sich jetzt noch nicht aussprechen
kann . Wenn sich aber die Schiffahrtsstraße durch das
Projekt als ausführbar , als wirtschaftlich möglich und
empfehlenswert erweist , dann wird es gewiß auch der
badische Staat nicht an den Aufwendungen fehlen lassen ,
die nötig sind , um diese Wirtschaftlichkeit auch wirklich
zum Gewinn des Landes durchzusetzen, also auch an den
nötigen Hafenbauten usw . Alle diese Fragen können
erst auf Grund eines Projektes beurteilt werden .

Was die Opferwilligkeit der Interessenten des Ober¬
rheins in dieser Beziehung betrifft , so ist allerdings das
Ergebnis der bisherigen Sammlung kein großes gewesen .
Ich darf aber wohl annehmen , daß die Sammlung noch
nicht abgeschlossen ist und daß die Interessenten , welche
ihre Hoffnungen auf die Ausführung dieser Wasserstraße
setzen, sich auch zu weiteren Opfern bereit finden werden .
Sehr anerkennenswert ist, daß die Gemeinden und die
Kreise ein solches Interesse für diese Frage bekunden und
ihrerseits sich zu Opfern bereit gefunden haben .

Abg . Venedey (fortschr . Vp .) : Es ist mir natürlich
fern gelegen , dem Herrn Minister irgendwie persönlich
einen Vorwurf , speziell den der Oberflächlichkeit machen
zu wollen , denn ich weiß so gut wie Sie alle , daß ihm ge¬
genüber zuletzt ein derartiger Vorwurf irgend welche Be¬
rechtigung haben würde . Ich weiß aber auch ebensogut ,
daß der Herr Minister — ich habe das ja auch hervorge¬
hoben — ebenso wie wir hier auf das angewiesen ist , was
ihm die Sachverständigen in dieser Beziehung vortragen ,
und meine Ausführungen haben sich gegen diese seine In -
formation , nicht gegen seine persönliche Meinung oder
Haltung in der Sache ' gerichtet . In letzterer Beziehung
bin ich im Gegenteil erfreut und dankbar für das leb¬
hafte Interesse und die Teilnahme , die der Herr Minister
diesem Projekt entgegenbringt , die auch ganz besonders
heute in warmer Weise durch seine Worte durchgeklungen
ist , und ich hoffe , daß er das Werk zu einem guten Ende
führen wird .

Ich will über die Frage der Rentabilität , die hier auf¬
geworfen ist , nur noch das sagen : Wenn uns hier von
sachverständiger Seite vorgetragen wird , daß die Was¬
serfracht im vorliegenden Falle teuerer wäre als die
Landfracht , so steht man ja derartigen Behauptungen von
Sachverständigen immer etwas wehrlos gegenüber .
Im allgemeinen gilt cs aber doch bei allen Leuten sozusa¬
gen als Axiom , daß die Wasserfracht eben billiger ist als
die Landfracht ; dieser Gedanke liegt allen diesen Unter -
nehmungen , Kanalisierungen usw . zugrunde , und es kann
weiter als eine unbestreitbare Wahrheit bezeichnet wer¬
den , daß es bei der Wasserfracht gar nicht so sehr auf die
Entfernung ankommt , daß man unter Umständen zu den¬
selben Frachtsätzen auf verschiedene, größere , erheblichere
Entfernungen befördert . Meines Wissens wird beispiels¬
weise jetzt schon auf der Bergfahrt von Rotterdam yach
Mannheim zu denselben Frachtsätzen befördert wie nach
Mainz , obgleich der erstere Weg ungefähr 72 Kilometer
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mehr beträgt . Ich glaube also , wenn man sich darüber
als Laie eine Meinung erlauben darf , daß diese Einwen¬
dungen gegenüber der Rentabilität offenbar von einem
durch die bisherigen Erfahrungen bei allen ähnlichen Un¬
ternehmungen nicht gerechtfertigten Pessimismus getra¬
gen sind .

Was sodann die Beanstandung des Herrn Referenten
gegenüber der Opferwilligkeit der beteiligten Kreise anbc-
langl , so möchte ich doch diese Beanstandung zurückweisen.
Wie der Herr Minister mit Recht gesagt hat , sind ja die
Sammlungen noch gar nicht abgeschlossen . Ich bin zur¬
zeit über ihren Ertrag nicht informiert ; ich nehme aber
an , daß die beteiligten Herren die Antwort darauf geben,
sich zu Wehr setzen und ihr Interesse wahren werden.
Allerdings möchte ich hoffen , daß die Ausstellungen , die
heute gemacht worden sind , falls sie berechtigt sein soll¬
ten , einen wohltätigen Sporn in der Richtung zu fernerer
größerer Opferwilligkeit für die Zukunft bilden . Im üb¬
rigen hat Herr Kollege Blümmel mit Recht auf die große
und opferwillige Arbeit hingewiesen , die vom Oberrhei¬
nischen Schiffahrtsverband , insbesondere von seinem Ar¬
beitsausschuß geleistet wird , der sich die Sache sehr ange¬
legen sein läßt und sich um die Allgemeinheit ' hoch ver¬
dient macht.

Zum Schluß will ich meiner Genugtuung darüber Aus¬
druck geben , daß nicht nur das Wort gilt : Wenn zwei Ju¬
risten beisammen sind, haben sie mindestens zwei verschie¬
dene Anschauungen , sondern daß dasselbe auch auf dem
Gebiet der technischen Fragen der Fall zu sein scheint, daß
auch hier Urteil gegen Urteil steht. Nach meiner persön¬
lichen Kenntnis und Bekanntschaft mit dem Herrn In¬
genieur Gelpke, und nachdem ich mehrere Vorträge von
ihm gehört und mich für die Sache interessiert habe,
glaube ich nach wie vor auf dem Standpunkt stehen zu
dürfen und zu sollen , daß ich der Autorität des Herrn
Gelpke in diesem Fall , wo es sich sozusagen um ein Le¬
benswerk von ihm handelt , mehr Gewicht beilege als den
sachverständigen Ausführungen der Großh . Regierung .

Zu Ausgabe Titel XIX für die geologische Landes¬
aufnahme A . Ordentlicher Etat § 3 Sonstige persönliche
Ausgaben :

Abg . Rebmann (natl .) : Ich habe mir das Wort zu
dieser Position noch einmal erbeten , weil im w ü r t -
tembergischen Landtag in der Sitzung vom 3.
Mai die Frage der Donauversickerung sehr aus¬
giebig behandelt und bei dieser Gelegenheit auch meiner
Tätigkeit hier im Landtag und derjenigen meines Kol¬
legen Schmid -Singen in zum Teil abfälliger Weise ge¬
dacht worden ist. Man hat dort beanstandet , daß wir in
Baden die ganze Angelegenheit verzögernd behandeln
und auf den Vorteil unseres Nachbarstaates Württem¬
berg nicht in dem Maße bedacht seien , wie das der Nach¬
barstaat und Bundesstaat Württemberg als solcher er¬
warten dürfe . Die Reden waren dort , wie ja der Herr
Berichterstatter schon hervorgehoben hat , z . T . auf einen
sehr kriegerischen Ton gestimmt , sie endigten alle darin ,
daß jetzt endlich Baden gegenüber Ernst gemacht werden
müsse. Unter dem Ernstmachen , verstehen sie ja natür¬
lich nicht, daß mit Kanonen geschossen wird , sondern daßein Loch in der Donau mit Zement zugemacht wird .Darin besteht der Ernst . Am ruhigsten von allen Red¬

nern hat noch Herr Staatsminister v . Pischek , , .
chen, der offenbar die ganze Situation am richtig

et
verstanden und gewürdigt und offenbar auch gefa
hat , daß mit Drohungen und schweren Worten hier i ^viel zu machen sein wird . Man hat im württemde, ,
fchen Landtag schon in den Jahren 1901, 1904, 1907 1 gBinh1909 über die Angelegenheit verhandelt und hatte
mit dem Zustand offenbar bis zu einem gewissen 8 ^ ,,
abgefunden . Nun aber ist ein neues Ereignis ein ^ drtreten , was der württembergischen Agitation neue .. . ... ,
benskraft eingehaucht hat , das ist die Beobachtung, ^ m(mvon Fridingen , das in Württemberg gelegen ist, ei
falls Wasser nach dem Aachtopf herabströmt : darin jii ^ QUder württembergische Landtag eine Waffe gegen Bei
ein Kompensationsobjekt , sogar eine Drohung, in i 7g i;eaman jetzt gegen Baden energisch Vorgehen könne « ^
müsse. Man hat auch diese Drohung zum Teil sj ^
wahr gemacht, und einer der Anlieger in Fridingen
ein Loch, durch das das Wasser abfließt , zugestopst . i

Ri ^ j
hat ihm sofort einen Prozeß seitens der Aach -Jnterrss ^ ^
ten zugezogen , dessen Streitwert auf 640 000 Marl
wertet worden ist. Um so viel erachten sich die äi
der Aach geschädigt. Einen weiteren Ansporn hat»
Verhandlungen in Württemberg dadurch bekoi
daß behauptet worden ist, die Donauversickerungin i
mendingen sei in den letzten Jahren wesentlich gei_und zwar in dem Maße , daß im Aachtopf jetzt 250
kundenliter mehr Wasser zum Vorschein kommen $
früheren Jahren , daß also um diesen Betrag

" "

berg in den letzten Jahren geschädigt worden seit
von badischer Seite beabredet wird .

Nun hat man , um den zweifellosen Mißständen, !
insbesondere für die Stadt Tuttlingen sich dann erA
wenn das Donaubett ganz leer liegt , abzuhelfen, l
Reihe von Vorschlägen gemacht.

Zunächst hat man den Vorschlag gemacht,
Schwarzwalde im Laufe der Brigach und der Breg ^
sperren einzurichten , und zwar im Gebiete des
steines , um damit die ganze Wasserverteilung 3U
lieren . Man hat dabei , glaube ich, nur zwei r

übersehen , erstens , daß die Brigach einen weD
Teil ihres Wassers erst aus dem großen Ouellged ^und um Donaueschingen erhält , also unterhalb ^
bietes , in dem die Talsperre angelegt werden M - s?!
daß auf der anderen Seite die Breg kurz vorher, b«

fingen , große Wassermassen unterirdisch verliert, iw>
^

hier Unregelmäßigkeiten im Stromlauf liegen , »t ,
Erfolg dieser Regulierung einigermaßen in Frag? '
würden . Der zweite Vorschlag ist der einer Tu ,
n e n a n l a g e , die das Wasser in Jmmendingen
ableitet und aus dessen Gefäll bis zum Aachtovr ^
gewinnen soll, welche den Werkbesitzern an der » -
Verfügung gestellt werden soll . Dies Projekt hat 1

Augenblick etwas Bestechendes. Es sind zwei Da
desselben ausgearbeitet worden ; die Kosten ber
beziffern sich auf zwei Millionen , die der andewu ^ ^
schon auf vier Millionen . Ein ähnliches jjjEder Schweiz schon ausgeführt ; das hat aber -
nen gekostet und ist bloß halb so lang . Man wu

^
voraussichtlich mit ganz anderen Kosten zu rechnen ,
als sie in diesem ersten Projekte angegeben sirsb-
dürfte auch dieses zweite Projekt erledigt leI . :
dritte Vorschlag geht von Württembergs
geht dahin , man möge in Jmmendingen 1000
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' dann einen Teil davon , rund 750 Se -

liter, bei Fridingen wieder versenken . Das ist ein
schlag , der von der badischen Regierung abgelehnt

n ist, und zwar mit der Begründung , daß
Betrag von 1000 Sckundenlitern unter Umständen
Mindestwassermasse übersteige , daß man also zu be¬
ster Zeit die ganze Wasscrmasse von Jnrmendingen

leiten müsse . Aus diesem sehr verständlichen Grunde
den der badischen Regierung das Verlangen gestellt

eben, man niüsse in Fridingen genau so viel versenken ,
man in Jnrmendingen wegleite . Dem will nun die

rüembergische Regierung nicht zustimmen , und so
igt augenblicklich der Streitpunkt an dieser Stelle .

n feit *

rden,
m erg¬
ehen ,

l&> liegen die Dinge , und für den Fall, daß eine Eini»
g zwisckien Württemberg und Baden sich nicht auf dem
ge der Verhandlung erzielen läßt , sind im württem -
fchen Landtage die zwei Wege vorgcschlagen wor -
die schon der Herr Berichterstatter angegeben hat ,

'ns der Weg , daß man sich , gestützt auf A r t . 7 6 d e r
ichsv e r f af s u n g , an den Bundesrat wendet und
um eine Entscheidung angeht , und zweitens , daß
bcn Weg der Gewalt beschreite und Repressalien

üfe , d . h . das Loch bei Fridingen gänzlich zumache ,
ist cs außerordentlich bezeichnend , daß Herr Staats -

Ger von Pischek vor diesen beiden Wegen gewarnt
war ihnr offenbar ganz klar , daß , wenn er sich

öen Bundesrat wendet , der Bundesrat für oder auch
Württemberg entscheiden kann , daß aber dann

e § ache erledigt ist , und daß dann , wenn es
heißt : Roma locuta causa finita , Württemberg sich
icht den großen Schaden besehen und zur Erkennt -
kommen könnte , daß es auf diesem Wege gar nichts
G hat. Ganz ähnlich liegen die Dinge , wenn Würt -
r Repressalien ergreift und das Loch bei Fridingen

t G- Damit würde nach meiner Auffassung Baden
oben M Zuständige Freiheit erhalten , nun mit seinem Wasser

gregtäi Langen , was es will , also nötigenfalls die Löcher bei

hxz W Undingen zu erweitern , um den Verlust , den es in
a zu reg« erleidet, wieder gut zu machen. Der württem-
ce j Ästl Staatsminister , hat zwar die Rechtslage hier

'J . ^ c beiden Orte Fridingen und Jmmcndingen als
bezeichnet und hat geglaubt , daß das nicht

’9®gtg sxi ; feine Annahme wird aber nicht zutreffeu .
t .

0 ganzen ist man doch auch wenigstens bei der
-̂ E^bergischen Regierung zu der Ansicht gekommen ,'

) empfiehlt , weder den einen , noch den anderen
Mzuschlagen, weil dann die Sache ein für allemal"

1 sei .

dieser Gelegenheit wird es sich vielleicht noch
^ hlen , eine grundsätzliche Anschauung des württem -

' tu
" ’®erai Staatsministers näher unter die Lupe

/ Ehwen , der gemeint hat , der Lauf der Tonauver -

„u
U zwischen Jmmendingen und Aach sei überhaupt

»e ^Erlicher , kein regelrechter Wasserlauf , sondern
^H .^ rwilderung , und der badische Staat habe die

Nttief' ^ et Verwilderung sobald als möglich entgegen -

Ijitz
bn .

^ Dieser Grundanschauung kann man nicht bei -
/ Jedenfalls ist das ein Zustand , der schon seit

^ dUnderten besteht , also auch von diesem Stand -
aus nicht als Verwilderung angesehen werden

man den so gefaßten Begriff der Verwilde -

»lokr? weiter verfolgt , kommt man darauf , daß man
tzjj .̂ .Wden unterirdischen Wasserlauf , jeden Grund¬

el oder jede Duelle als eine Verwilderung

Q0 1

anzusehen habe . Wir werden uns ia in unserer Gesetz¬
gebung mit dieser Frage zu beschäftigen Habens die
Frage der unterirdischen Wasserläufe , insbesondere der
Grundwasserläufe , ist eine der allerwichtigsten , mit
denen unsere Gesetzgebung zu tun haben wird , die auch
in dem Wassergesetz, das der Ersten Kammer vorgelegt
worden ist, in gesetzgeberische Behandlung zu nehmen
versucht wird , und von diesem Standpunkte aus wird
dann auch der Charakter dieses unterirdischen Donau¬
wasserlaufes anzusehen sein.

Wir sind bei der ersten Behandlung dieser Frage im
ganzen Hause der Meinung gewesen , daß unsere Regie¬
rung auf einem ganz richtigen Wege ist , und daß wir
ihr Anerkennung dafür schulden, daß sie bisher die badi¬
schen Interessen durchaus gewahrt habe , und daß wir sie
bitten , auch fernerhin sich der badischen Interessen in
derselben Weise anzunehmen . Das kann uns niemand
verargen , das kann uns auch die württembergische Kam -
mer nicht verargen , daß wir unsere Interessen hier
wahren . Denn es handelt sich nicht um eine Rechts¬
frage , sondern es handelt sich eben um eine Jnteressen -
differenz . Und insbesondere dürfen wir froh fein dar¬
über , daß wir hier auf dieser Seite der badisch-württem -
bergischen Grenze die Geduld nicht verloren haben und
nicht verlieren wollen , und daß wir dafür sind , daß die
ganze Angelegenheit durchaus mit Ruhe und mit Sach¬
lichkeit behandelt wird . Die Württemberg ischen Herren
haben sich darüber aufgeregt , daß der Herr Minister des
Innern zwar im Anfänge seiner Rede sehr freundliche
Worte für die Stadt Tuttlingen gefunden habe , daß
aber das Ende seiner Rede nicht ganz dazu passe. Am
Ende seiner Rede sprach er das aus , was er immer¬
während getan hat und auch in Zukunft tun will ,
daß er die badischen Interessen soviel als möglich wahrt .
Das schließt nicht aus , daß wir uns friedlich - schiedlich
mit den Württenbergern vertragen wollen .

Wenn nun die Maßnahme , die insofern getroffen wor¬
den ist , daß zunächst einmal der Tatbestand festgestellt
werden soll, von den Württembergern als Verzöge¬
rung und als Verschleppung angesehen wird , so muß ich
dieser Auffassung widersprechen . Zuerst muß der Tat¬
bestand doch einmal festgestellt werden , das kann aber nur
geschehen auf dem Wege der geologischen Landesauf¬
nahme , die jetzt im Gange ist. Wenn wir uns darauf
zurückziehen , daß nichts weiter geschehen soll, bis wir
endlich einmal genau wissen , was da oben los ist , dann ist
das unser gutes Recht und dasjenige , was durchaus der
Sachlage entspricht , und das darf nicht als Verschleppung
und als Verzögerung beurteilt werden .

Wenn alsdann die Großh . Regierung noch dem Herrn
Professor E n d r i s , der sich als Spezialhöhlenforscher
aufgetan , die Wege nicht gerade geebnet hat , so kann ich
das nur durchaüs billigen . Der Herr Professor Endris
hat in diesen Höhlen , die zweifellos bei der jetzt im Gang
befindlichen Aufnahme von unseren Geologen ganz ge¬
nau ausgenommen werden , nichts verloren , und er hat
erst recht nichts verloren mit seiner Wünschelrute , die da¬
hin gar nicht gehört . Zum Schluß möchte ich noch ein Woick
der Verwunderung darüber aussprechen , daß sich die
württembergische Regierung die Hilfe dieses Mannes so¬
lange hat gefallen lassen . Wo sind denn in dieser Frage
die württembergischen Landesgeologen ? Die württem¬
bergische Regierung verfügt über einen Stab von Geolo -

• . -"ff &
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gen , auf den fif stolz sein kann , über Männer von euro¬
päischem Ruf , und gerade der Vorstand der Geologischen
Landesanstalt ist ein Mann , der auch in Baden ganz gut
bekannt ist , der auch ganz genau Bescheid in den Verhält¬
nissen der Donauversickerung weist. Warum hört man
von ihm nichts ? Warum liest man immer nur von die¬
sem Herrn , der mit der Wünschelrute in der Welt herum¬
läuft und sich in einem Augenblick wichtig und lächerlich
macht (Heiterkeit ) ? Mein Urteil über diesen Teil mei¬
ner Ausführungen kann ich und will ich in keiner Weise
berichtigen . Herr Professor Endris wird selbst dafür sor¬
gen , daß alle Welt sieht , daß ich damit vollständig Recht
gehabt habe (Beifall ) .

Minister des Innern Frhr . von und zu Bodman :
Ich danke dem Herrn Abg . Rebmann für die Worte des
Vertrauens , die er hier ausgesprochen hat . Aus die Sache
selbst, die ja hier eingehend erörtert worden ist , will ich
nicht näher eingehen . Ich will hier nur sagen , daß ich
sehr betrübt und erstaunt darüber war , welche Aufnahme
meine hier gehaltene Rede im württembergischen
Landtag gefunden hat . Ich war der Meinung , daß
ich Worte des Wohlwollens und freundnachbarlicher Ge¬
sinnung hier gesprochen hätte (Sehr richtig !) . Drüben
hat man die Sache gegenteilig aufgefaßt . Ich bin der
Ansicht , daß ich verlangen darf , daß man mir glaubt ,wenn ich sage : „ Ich werde die Interessen der Stadt Tutt¬
lingen so behandeln , wie wenn sie eine badische Stadt
wäre "

, daß man mir das glaubt , bis ich den Beweis des
Gegenteils geliefert habe (Sehr richtig ! auf verschiedenen
Seiten des Hauses ) . Ich habe gesagt , daß wir uns zur¬
zeit noch nicht schlüssig machen können , weil noch gewisse
Vorarbeiten notwendig sind, die aber bis zum Schlüsse
dieses Jahres beendigt sein werden ; bis dahin also müs¬
sen wir uns gedulden und bis dahin müssen sich auch un¬
sere Nachbarn gedulden .

Im übrigen ist es ja von dem Herrn Vorredner hervor¬
gehoben worden , daß ein gewaltsames Einreisen nicht von
uns , sondern von Württemberg aus stattgefunden und
zwar dadurch stattgefunden hat , daß zwei Löcher zugemacht
wurden , durch die uns nach Annahme der Württemberger
Wasser zufließt , welches in der Aach nutzbar wird .

In dem württembergischen Landtag ist auch viel Auf¬
hebens davon gemacht worden , daß wir der württem¬
bergischen Regierung geschrieben haben , wenn es ein¬
mal so weit sei, daß die Arbeit der Umleitung bei Jm -
mendingen der praktischen Verwirklichung zugeführt
werden solle , so müsse die württembergische Regierung
beim Bezirksamt in Engen um die Erlaubnis
dazu nachsuchen. Es wurde das als eine „ unwürdige
Zumutung " bezeichnet . Nun liegt aber doch die Sache
so, daß auch die badische Regierung in gewissen Fällen
ein Genehmigungsverfahren beim Bezirksamt durch¬
führen muß , wenn sie eine Anlage ausführen will .
Wenn sie eine Stauanlage ausführen will , so muß dieses
Verfahren durchgeführt werden , es muß das aus dem
einfachen Grunde geschehen, weil die Interessenten ,deren Äechte durch eine derartige Anlage gefährdet wer¬
den könnten , Gelegenheit haben müssen , ihre Rechte gel¬tend zu machen , Einsprache zu erheben usw . , und weildarüber verhandelt werden muß . Nach dem Entwurfdes Wassergesetzes muß auch der badische Staat künftig .

wenn er das Wasser eines öffentlichen Gewässers oi»eines anderen fließenden Gewässers nutzen will , um
Genehmigung nachsuchen, und diese Genehmigung ist \erteilen vom Bezirksamt . Der badische Staat
ferner auch, wenn er enteignen will , ein Verfahren j
Bezirksamt durchführen , worin er als Partei gegen
den Beteiligten erscheint . Ich kann also darin gar kcm
unwürdige Zumutung finden . Ter Württembergs
Staat kann doch nicht beanspruchen , besser behandelt ,werden als der badische Staat ; er kann auch nicht
anspruchen , ebenso behandelt zu werden wie der badis
Staat , denn er ist eben doch ein anderes als der badiD
Staat , im Verhältnis zu ihm und den andern JnterH
senten ist er ein Dritter . Damit sollte übrigens nati
lich nicht gesagt werden , daß wir uns nicht über
wesentlichen Punkte von Regierung zu Regierung
nächst zu verständigen haben . Es war keineswegs io l
meint , daß nun das Bezirksamt Engen über die Jnü
essen der württembergischen Regierung endgültig zu >
finden habe .

Das glaubte ich zur Richtigstellung an dieser Art
sagen zu sollen (Beifall auf allen Seiten des Hauses).

Berichterstatter Abg . B l ü m m e l (Zentr .) : Ten 3W
führungen , die wir soeben von seiten des Herrn
Rebmann und des Herrn Ministers gehört haben, kön«
wir nur voll und ganz beitreten . Nur möchte ich nam«
lich noch einmal das eine betonen , daß , wenn es
Absicht der Groß . Regierung ist , durch geologische §
sorschung des in Betracht kommenden Gebietes zunÄ
einmal den Tatbestand festzustellen , in dieser Abii
durchaus nicht , wie dies seitens der württemberM
Kammer geschehen ist , eine Verschleppung und La
zögerung erblickt werden kann . Ich möchte nur d» !
Wunsche Ausdruck geben , daß die Angelegenheit sich
auf friedlichem , freundnachbarlichem Wege erledig i
lasse, und möchte dabei dem Herrn Minister an§
legen , kräftig für die Interessen unseres badiM
Staates so wie bisher auch in Zukunft einzutreten.

Zu 8 4 b , Umzugskosten und § 5, Sachlicher AuD 'ü ' .

Abg . Kolb (Soz . ) , zur Begründung des M
Kolb und Genossen : Ich will nur ganz kurz
daß wir uns durch die für die Verlegung der Anstall jgebrachten Gründe nicht überzeugen lassen konnten I
deshalb auf unserm Antrag bestehen .

Der Antrag Kolb wird abgelehnt , die KominW
anträge werden einstimmig angenommen .

uf wird abgebrochen .

Zur Geschäftsordnung erhält in Ergänzung der
hnm 93 sn>nt S CV iiUar hptt Gesetzen
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teiene Genehmigung zur Einvernahme des
in einer Strafsache wegen Beleidigung vo
mmer wird erteilt .
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et§ oder « Abänderung des Verwaltungsgebührengesetzes betr ..
nll, M üs Wort
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Jerichterstatter Abg . Schmunck (Zentr .) : Die in
Atzung vom 23 . Mai d . I . beschlossene Änderung des
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ikiwaltungsgebührengesetzes enthält ,
mit dem Antrag der Abgg . Or . Vogel und
mssen entsprochen worden ist , einen
»chestechnischen Schönheitsfehler , dessen Fort -
isiehen nicht als wünschenswert erachtet wird . Der
lgmommene Antrag lautet dahin : Hohe Zweite
tarntet wolle beschließen , in dem Entwurf eines Gesetzes ,
ßrejfcnb die Abänderung des Verwaltungsgebühren¬
petzes in der Fassung vom 30 . November 1896 , in 8 4
!.- weiteren Satz anzufügen : „ In Armensachen (8 114
ML .) unterbleibt die Erhebung von Gebühren für

j§ fo gti Kskunftserteilung auf den polizeilichen Meldestellen .
"

Sn nun bei der Neufassung des Gesetzestextes Zweifeln
ieWbeugen , wird aus redaktionellen Gründen bean -
irrgt, den in der Sitzung vom 23 . Mai gefaßten Beschluß
»igmbermaßen zu formulieren : In dem Entwurf eines
"
Ws , betreffend die Abänderung des Verwaltungs -
Bhrmgesetzes in der Fassung vom 30 . November 1895 ,
Ät ber § 4 folgenden Zusatz : 8 29 erhält ferner einen
ötitett Absatz folgenden Inhalts : „In Armensachen
^ Üt Z .P .O) unterbleibt die Erhebung von Gebühren
^ Auskunftserteilung auf den polizeilichen Melde¬
rn .

" Der Unterschied in der beiderseitigen Fassung
btzchtalso darin , daß der von den Abgg . Or . Vogel und
«n. beantragte Zusatz nicht dem 8 4 des Abänderungs -

als zweiter Absatz beigefügt wird sondern dem
iÄ bes Verwaltungsgebührengesetzes als fünfter Absatz.
Mns der Kommission für Justiz und Verwaltung
Mrage ich , diese kleine Änderung zu genehmigen .

en erhebt sich kein Widerspruch .

cchluß der Sitzung nach 1 Uhr .

unter Titel XVI Ä des Budgets Großh . Ministeriums des
Innern : Förderung der Landwirtschaft, Ackerbauschule Hoch¬
burg , Berichterstatter : Abg. Frhr . v . Mentzingen ;

3 . Berichte der Petitionskommission und Beratung über die
Petitionen

1 . des Jakob Pabst in Wiesloch um Rechtshilfe, Berichterstat¬
ter : Abg . Gierich ;

2. des Kaufmanns Ludwig Pabst in Wiesloch um weiter¬
gehende Schadloshaltung wegen erlittener Untersuchungs¬
haft , Berichterstatter : Abg. Gierich ;

3. der Gemeinden Happach und Schürberg der Gesamtge¬
meinde Häg um weitergehende Staatsbeihilfe zum Schul¬
hausneubau in Happach , Berichterstatter : Abg . Koger ;

4 . des früheren Amtsgerichtsdieners, jetzigen Steuererhebers
Ludwig Menger in Meissenheim um Pensionserhöh .mg,
Berichterstatter : Abg . Geiger ;

6. des Jakob Schelker in Egringen um Rechtshilfe, Bericht¬
erstatter : Abg. K ö l b l i n ;

6. der Krankenwärter der psychiatrischen Klinik der Univer-
sität Freiburg i. B . um Besserung ihrer Dienstverhält¬
nisse, Berichterstatter : Abg. Reinhardt ;

7 . des Forstbedienstetenvereins wegen Regelung der Gehalte
der Gemeindewaldhüter, Berichterstatter : Abg. Kramer ;

8. des Untererhebers Sommer in Bahlingen um etatmäßige
Anstellung, Berichterstatter : Abg. Koger ;

9 . des Untererhebers Klipfel in Weisweil um etatmäßige
Anstellung, Berichterstatter : Abg . Koger .

. * Karlsruhe , 1. Juni . 15. öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer . Tagesordnung auf Freitag den 3 . Juni
1910 , vormittags 10 Uhr :
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Karlsruhe, 1 . Juni . 88 . öffentliche Sitzung der

, Kammer . Tagesordnung auf Donnerstag den
"■« li 1910 , vormittags 9 Uhr :

neuer Eingaben . Sodann :

^ Mündliche Berichte der Budgetkommission und Beratung
ty,

°sn U . Nachtrag zum Staatsvoranschlag für 1910 und^ nd zwar : Ministerium der Finanzen
^ abe Titel IV , Forst - und Domäncnvcrwaltung , Bericht¬
eter : Abg. Sänger ;
‘Wie Titel VI und Einnahme Titel III , Zoll- und

^
^

euerverwaltung , Berichterstatter : Abg . Süßkind ;
Titel X, Ruhegehaltc usw., Berichterstatter : Aba ." c ' B b a u p t = Pfullendorf ;

Titel V, Allgemeine Kassenverwaltung , Beriwt -
etter : Abg . Schwall ;

t biBericht der Budgetkommission und Beratung
von der Ersten Kammer ermäßigte Ausgabeposition 18

1 . Bekanntgabe neuer Einläufe .

2. Bericht der Kommission für Eisenbahnen und Straßen
und Beratung über die Petition der Gemeinden Liedolsheim ,
Rußheim und Hochstetten , den Bau einer Bahn von Linken¬
heim über Hochstetten , Liedolsheim nach Rußheim betr . kB.-
Nr . 73 ) ; Berichterstatter : Stadtrat Boeckh .

3. Mündliche Berichte der Petitionskommission und Bera¬
tung über die Petitionen

a ) des Reallehrers Morlock in Schwetzingen, Musik¬
lehrers Hübner in Freiburg und des Zeichenlehrers
Gutmann hier in betreff der Gehaltsfestsetzung
und der Beförderungsverhältnisse einiger Real »,
Musik - und Zeichenlehrer;

d ) des Badischen Technikerverbandes, Landesverwaltung
des Deutschen Technikerverbandes, die Lage der Tech¬
niker im Dienste der Großh. Staatsverwaltung betr . ;

c) des Vereins der der Großh. Oberdirektion des Was¬
ser - und Straßenbaues unterstellten technischen und
Verwaltungsbeamten , die Einreihung der Vermes¬
sungsbeamten der Bezirksgeometer in den Gehalts¬
tarif betr . ;
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' d ) des gleichen Vereins , den Vollzug des Gehaltstarifs

und des Reisekostengesetzes betr . ;

e ) des Verbandes der Vereine mittlerer badischer
Staatsbeamten , die Anstellungs- und Beförderungs¬
verhältnisse der mittleren badischen Staatsbeamten
nach Einführung des neuen Gehaltstarifs betr . ;

f) der Zweiten Deutschen Konferenz' zur Förderung der
. Arbeiterinnen - Interessen , verschiedene Wünsche auf

dem Gebiete der Gewerbeordnung und sonstigen
sozialpolitischen Gesetzgebung betr ., Berichterstatter
für 4 a—f : Dr . Freiherr von la Roche - Star -
kenfels ;

g ) der Krankenwärter der psychiatrischen Klinik der
Universität Freiburg um Besserung ihrer . Dienstver¬
hältnisse, Berichterstatter : Stadtrat Bea ;

h ) des südwestdcutschen Verbands für Nationalstenogra¬
phie ( Abt . Baden ) um Zulassung der Nationalstcno -
graphie an den Mittelschulen und ini Justizdienst
betr . , Berichterstatter : ' Prälat Schmibthenner .

4. Berichte der Budgetkommission und Beratung über

a ) das Spezialbudget der Verkehrsanstalten ( Haupt -Abt.
VH ) für 1910 und 1911 und zwar :

Kapitel 1 a : Ministerial -Abteilung für das Eisen¬
bahnwesen,

Kapitel 1b : Eisenbahnbetrieb ,
Kapitel 2 : Bodenseedampfschiffahrt;

b ) das Spezialbudget ; über den Anteil Badens an den
Reineinnahmen der Main - Neckarbahn ( Haunt-Lb .
VII a ) für 1910 und 1911 ;

c ) den Nachtrag zum Spezialbudget der Verkehrsan-
stalten , sowie die Denkschriften der Großh . Regierung
mit Vorschlägen zur Erhöhung der Einnahmen m
dem Personenverkehr und über die Bildung d»
Deutschen Staatsbahnwagenverbandes ;

d ) über die auf das Betriebsbudget bezüglichen Petiiio-
nen :

1 . des Gemeinderats . Weiher um Rückersatz eines ge¬
leisteten Beitrags zur Errichtung der Güteistatim
Ubstadt,

2 . des Gemcinderats Asbach, . den Neubau des 3m-

nahmegebäüdes dort betr . ,

3 . des Gemeinderats Triberg , den Umbau des Bah»-

Hofs daselbst betr . (B . -Nr . 79 ) , Berichterstatter:

Oberbürgermeister l) r . .W i l ck e n s.

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Otto W alli .
Druck und Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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